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Einleitung und Überblick  
 
Der Planungs- und Entwicklungsprozess 
 
Das 2005 novellierte Berufsbildungsgesetz (BBiG) sieht vor, dass die Forschung des Bun-
desinstituts für Berufsbildung (BIBB) auf der Grundlage eines jährlichen Forschungspro-
gramms durchgeführt wird. Der vorliegende Entwurf für 2010 stellt nunmehr das fünfte jährli-
che Forschungsprogramm dar. Es orientiert sich am Mittelfristigen Forschungs- und Entwick-
lungsprogramm 2009-2012 „Berufsbildung zukunftsfähig gestalten“ sowie an aktuellen Her-
ausforderungen der Berufsbildungspolitik. 
 
Im vorliegenden Entwurf des jährlichen Forschungsprogramms sind die Forschungsprojekte 
im Bereich der Eigenforschung beschrieben, mit denen im Jahr 2010 neu begonnen werden 
soll. Es dient als Grundlage für die Beratung durch den Unterausschuss Berufsbildungsfor-
schung und den Wissenschaftlichen Beirat sowie für die Bewilligung durch den Hauptaus-
schuss. Die laufenden Forschungsprojekte sowie die Forschungsprojekte im Bereich der 
Auftrags- und Drittmittelforschung sind nachrichtlich im Anhang aufgelistet. Eine umfassende 
Information über alle Forschungsprojekte kann der Forschungsdatenbank des Bundesinsti-
tuts (http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_start1n1.php) entnommen werden. Dort sind neben 
den Projektanträgen beispielweise auch Zwischenberichte Präsentationen, Veröffentlichun-
gen oder Hinweise zu Veranstaltungen, die im Rahmen der Projekte durchgeführt worden 
sind, recherchierbar.  
 
 
Thematische Schwerpunkte 
 
Im neuen Mittelfristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramm werden die zentralen 
Schwerpunkte der Arbeit des Instituts für die Jahre 2009 bis 2012 beschrieben. Die zu bear-
beitenden Fragestellungen werden dabei aus den zentralen Herausforderungen für die beruf-
liche Bildung in den nächsten Jahren abgeleitet. Zu nennen sind die Anforderungen an die 
Kompetenzentwicklung in der Informations- und Wissensgesellschaft, die demographische 
Entwicklung, die strukturellen Probleme auf dem Ausbildungsstellenmarkt, die Anforderun-
gen an eine Flexibilisierung der Berufsbildung, die Förderung des lebensbegleitenden Ler-
nens sowie die internationale Vernetzung.  
 
Sowohl im mittelfristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramm wie in den jährlichen For-
schungsprogrammen erfolgt eine Fokussierung auf die folgenden fünf Themenschwerpunkte: 

• Ausbildungsmarkt und Beschäftigungssystem, 
• Modernisierung und Qualitätssicherung der beruflichen Bildung, 
• Lebensbegleitendes Lernen, Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit der Bildungswege, 
• Berufliche Bildung für spezifische Zielgruppen sowie 
• Internationalität der Berufsbildung. 

 
Im Schwerpunkt „Ausbildungsmarkt- und Beschäftigungssystem“  stehen Entwicklungen 
im Bereich von Angebot und Nachfrage der beruflichen Bildung, insbesondere zur betriebli-
chen Ausbildungsbereitschaft und den Qualifikationsstrukturen im Beschäftigungssystem im 
Vordergrund. Darüber hinaus werden Übergangsprozesse in Ausbildung und Beschäftigung, 
Faktoren des betrieblichen Ausbildungsverhaltens sowie Veränderungen des Qualifikations-
bedarfs untersucht. Eine wesentliche Grundlage der Analysen des BIBB bilden dabei Daten 
aus regelmäßig durchgeführten Erhebungen und Statistiken.  
 
Im Schwerpunkt „Modernisierung und Qualitätssicherung  der beruflichen Bildung“  wird 
die Veränderung des Berufsbildungssystems im Hinblick auf veränderte Anforderungen zum 
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Gegenstand gemacht. Strukturen der Berufsbildung, Institutionen, Lernorte und Lernprozes-
se müssen unter Beachtung von Qualitätsansprüchen kontinuierlich weiterentwickelt werden. 
Forschungsarbeiten beziehen sich beispielsweise auf den Stand der Qualitätssicherung in 
der betrieblichen Ausbildung, die Weiterentwicklung von Lehr-/Lernkonzepten oder die Profi-
lierung der Rolle des Bildungspersonals. 
 
Der Schwerpunkt „Lebensbegleitendes Lernen, Durchlässigkeit und Gl eichwertigkeit 
der Bildungswege“  richtet sich auf alle Phasen beruflichen Lernens während des Lebens-
verlaufs und stellt Bezüge zwischen den beteiligten Lernorten her. Neben der Analyse von 
Strukturen und Prozessen des lebensbegleitenden Lernens sind die Schnittstellen zwischen 
den unterschiedlichen Teilsystemen der beruflichen Bildung und der Hochschulbildung im 
Blickpunkt. Mit anderen Worten: Es geht um die Transparenz und Durchlässigkeit der Bil-
dungsgänge. Relevante Fragen betreffen die Beteiligung am lebensbegleitenden Lernen, die 
Kompetenzentwicklung im Lebensverlauf sowie Unterstützungsstrukturen im Bereich des 
lebensbegleitenden Lernens. 
 
Die Lernvoraussetzungen unterschiedlicher Zielgruppen werden im Schwerpunkt „Berufli-
che Bildung für spezifische Zielgruppen“  betrachtet. Hierbei geht es ebenso um leis-
tungsschwächere wie leistungsstarke Jugendliche, um junge Erwachsene wie um Ältere. 
Forschungsfragen widmen sich unter anderem der Verbesserung der Ausbildungsreife von 
Jugendlichen, den Perspektiven dualer Studiengänge sowie den Möglichkeiten zur Verbes-
serung der Weiterbildungssituation von Älteren. 
 
Dem Schwerpunkt „Internationalität der Berufsbildung“  sind Arbeiten zur internationalen 
Anschlussfähigkeit der deutschen Berufsbildung und zu den Auswirkungen der europäischen 
Integration auf das deutsche Berufsbildungssystem zugeordnet. Beispiele sind die Arbeiten 
im Rahmen der Europäischen Weiterbildungserhebungen (CVTS) sowie internationale Ver-
gleiche der Leistungsfähigkeit von Berufsbildungssystemen. 
 
 
Von der Idee zum Projekt 
 
Das mittelfristige Forschungs- und Entwicklungsprogramm stellt einen Rahmen für die Pro-
jektgenese dar. Die Konkretisierung erfolgt durch einzelne Forschungsprojekte. Dazu werden 
in den Arbeitsbereichen Ideen entwickelt und nach einem festgelegten Verfahren sowie ei-
nem einheitlichen Strukturkonzept zu Projektanträgen verdichtet.  
 
Im Rahmen des Qualitätsentwicklungsprozesses nach LQW wurde ein neuer Planungspro-
zess für die Genese von Forschungsprojekten im Rahmen der jährlichen Forschungsplanung 
beschlossen. Ziel ist die Straffung des Verfahrens. So werden im vorliegenden Entwurf des 
Jährlichen Forschungsprogramms 2010 nicht mehr nur Projektskizzen, sondern Projektbe-
schreibungen vorgelegt. Nach der Diskussion und Beratung des vorliegenden Entwurfs im 
Unterausschuss Berufsbildungsforschung sowie im Wissenschaftlichen Beirat und der Bewil-
ligung im Hauptausschuss ist der Entwicklungsprozess abgeschlossen. Die Projekte können 
unmittelbar begonnen werden.  
 
Die Entwicklung von Forschungsprojekten unterliegt einem kontinuierlichen Qualitätsentwick-
lungsprozess, der in der Phase der Projektgenese mit der Ideenfindung beginnt und sich 
nach der Projektbewilligung in der Projektdurchführung und dem Ergebnistransfer fortsetzt. 
Die Phase der Projektgenese ist durch einen intensiven Informations- und Diskussionspro-
zess gekennzeichnet. Der Prozess startet zunächst mit einer internen Abstimmung in den 
Arbeitsbereichen und innerhalb der Projektgruppen über mögliche Forschungsthemen oder 
schon konkreterer Projektideen. Diese werden in der Planungsrunde und der Führungskräf-
terunde - im Sinne eines Wettbewerbs - vorgestellt. Aufgrund der Diskussion wird entschie-
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den, welche Projektideen weiter verfolgt werden sollen. Entscheidungskriterien sind dabei 
unter anderem die Relevanz für die Berufsbildungspolitik, die Anschlussfähigkeit an den 
Stand der Berufsbildungsforschung, der Innovationsgehalt des Projektes, die Reife der Be-
arbeitung oder auch die Bezüge zu anderen Forschungs- und Entwicklungsprojekten des 
BIBB. 
 
Auf Basis der grob skizzierten Projektideen erstellen die Projektteams erste Projektbeschrei-
bungen. Um die hausinternen, methodischen und inhaltlichen Kompetenzen zu nutzen, wer-
den diese Projektbeschreibungen im Rahmen von Projektkonferenzen und den Sitzungen 
eines Redaktionsteams diskutiert. Zu den Projektkonferenzen sind alle Mitarbeiter/-innen des 
BIBB eingeladen. Die Ergebnisse der Sitzungen werden protokolliert und sind Grundlage für 
die weitere Ausarbeitung der Projektbeschreibungen. Die Arbeit am jährlichen Forschungs-
programm wird von einem Redaktionsteam koordiniert. Es begleitet und berät die Projekt-
teams bei der Ausarbeitung von Projektbeschreibungen. Dem Redaktionsteam gehören Ar-
beitsbereichsleiter/-innen und wissenschaftliche Mitarbeiter/-innen aus allen Fachabteilungen 
an. Die Sitzungen werden vom Forschungsdirektor geleitet.  
 
Parallel zur Arbeit des Redaktionsteams erfolgen eine hausinterne Methodenberatung sowie 
eine Abklärung internationaler Bezüge. Optional können auch externe Methodenberatungen 
in Anspruch genommen werden. Im Anschluss an das interne Verfahren werden die Projekt-
beschreibungen im Wissenschaftlichen Beirat sowie im Unterausschuss Berufsbildungsfor-
schung beraten. Die Anregungen dieser Gremien fließen in die Endfassung des Jährlichen 
Forschungsprogramms ein, das nach dem internen Diskussions- und Genehmigungsverfah-
ren abschließend dem Hauptausschuss im Dezember eines jeden Jahres zur Bewilligung 
vorgelegt und vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung (BMBF) genehmigt 
wird.  
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Forschungsschwerpunkt: 
Ausbildungsmarkt und Beschäftigungssystem   

 
 

Projekt 2.1.302: 
Ausbildungskosten und ihr Einfluss auf Erwerbsverlä ufe und Be-
triebserfolg 
Harald Pfeifer 
Dr. Holger Alda  
Felix Wenzelmann 
 
 
1. Das Wichtigste in Kürze  
 
Immer wieder wird die duale Berufsausbildung als ein wichtiger Baustein zur Sicherung der 
beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten junger Erwachsener beschrieben. Sie trägt zudem 
erheblich zum Ausbau und Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Betriebe auf globali-
sierten Märkten bei1. Doch welche Faktoren beeinflussen den erfolgreichen Übergang in den 
Arbeitsmarkt und den weiteren Erwerbsverlauf ehemaliger Auszubildender, und welchen 
Nutzen ziehen Betriebe tatsächlich aus ihrer Ausbildung?  
 
Aus ökonomischen Erklärungsansätzen lässt sich ableiten, dass der erfolgreiche Übergang 
in das Erwerbsleben und die von ausgebildeten Fachkräften erzielbaren Löhne eng mit den 
betrieblichen Nettokosten während der Ausbildung verknüpft sind. Ein Betrieb kann die wäh-
rend der Ausbildung entstandenen Nettokosten nur dann ausgleichen, wenn er die Ausgebil-
deten nach der Ausbildungsphase übernimmt. Dies würde im Umkehrschluss bedeuten, 
dass diejenigen Ausgebildeten eine höhere Übernahmewahrscheinlichkeit haben, die „kos-
tenintensiv“ ausgebildet wurden. Gleichzeitig würde man erwarten, dass Betriebe, die keine 
Nettokosten aufweisen und damit nicht unbedingt auf eine Übernahme selbst Ausgebildeter 
angewiesen sind, ihre ausgebildeten Fachkräfte seltener weiterbeschäftigen. Aus Sicht der 
Ausgebildeten sinkt die Wahrscheinlichkeit der Übernahme und des Verbleibs im Ausbil-
dungsbetrieb. Bleibt aber eine Übernahme aus, so steigt das Risiko für die Ausgebildeten, 
zumindest vorübergehend arbeitslos zu werden oder eine ausbildungsinadäquate Beschäfti-
gung annehmen zu müssen.  
 
Auch für Betriebe haben Ausbildungsinvestitionen einen Einfluss auf zukünftige Entwicklun-
gen. Ökonomisch betrachtet basiert die Ausbildungsentscheidung von Betrieben, die Netto-
kosten auf sich nehmen, auf dem Nutzen, der in der Phase nach der Ausbildung entsteht. 
Dieser kann verschiedene Formen annehmen. So könnte ein Betrieb zunächst davon profi-
tieren, dass bei der Übernahme selbst Ausgebildeter keine Rekrutierungskosten anfallen. 
Zudem ist für viele Betriebe fraglich, ob sie überhaupt Zugriff auf benötigte Arbeitskräfte über 
den externen Arbeitsmarkt hätten. Würden sie nicht ausbilden, wäre ein Fachkräftemangel 
die Folge, der sich auch auf den Betriebserfolg auswirken könnte. Die Deckung des Fach-
kräftebedarfs und die damit einhergehende Unabhängigkeit vom externen Arbeitsmarkt kann 
somit als ein wichtiger Nutzenfaktor der eigenen Ausbildung angesehen werden. Darüber 
hinaus können Betriebe zusätzlich von der „Betriebstreue“ selbst Ausgebildeter profitieren, 

                                                
1 Siehe hierzu Bundesministerium für Bildung und Forschung, Berufsbildungsbericht 2009, 
Bonn/Berlin 2009, S. 4. 
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denn selbst Ausgebildete verbleiben länger im Betrieb als extern Eingestellte2. Ein Grund 
hierfür ist die Möglichkeit für den Betrieb, Auszubildende über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um so diejenigen Auszubildenden zu übernehmen, die am besten zum Betrieb 
passen. Auch auf der Seite der Ausgebildeten besteht häufig das Interesse, eine längerfristi-
ge Bindung mit dem Ausbildungsbetrieb einzugehen. Interne Karrierepfade auf der einen 
Seite und Such- und Mobilitätskosten auf der anderen Seite setzen hier entsprechende An-
reize. An dieser Stelle ist wiederum die bedeutende Rolle von Institutionen zu unterstreichen. 
Verschiedenen theoretischen Ansätzen zufolge tragen z.B. Flächentarifverträge und damit 
verbunden die relativ geringe Lohnspreizung sowie einige Elemente des sozialen Siche-
rungssystems (wie der Kündigungsschutz) dazu bei, dass ehemalige Auszubildende wenig 
Anreize haben, ihren Ausbildungsbetrieb zu verlassen.  
 
Dennoch sind betriebliche Investitionen auch mit Risiken verbunden, d.h. es besteht die 
Möglichkeit, dass sich der erwartete Nutzen nicht realisieren lässt. Zudem muss diejenige 
Ausbildung, die der Deckung des Fachkräftebedarfs dient, nicht immer „teuer“ sein. Die stär-
kere Einbeziehung Auszubildender in den Prozess der Arbeit kann zu geringeren Nettokos-
ten (oder sogar zu Nettoerträgen) führen, ohne dass das Motiv der Fachkräftegewinnung 
aufgegeben wird3. Somit ist auch hier ohne empirische Analysen nicht nachvollziehbar, ob 
höhere Ausbildungskosten tatsächlich mit einem höheren betrieblichen Nutzen einhergehen.  
 
Zusammenfassend soll das Projekt neue Erkenntnisse zu den Einflussfaktoren der Arbeits-
marktintegration ehemaliger Auszubildender liefern und nimmt hierbei insbesondere den Ein-
fluss der betrieblichen Ausbildungsinvestitionen in den Fokus. Gleichzeitig beschreibt das 
Projekt, welcher Zusammenhang zwischen Ausbildung(skosten) und dem oben beschriebe-
nen betrieblichen Nutzen nach der Ausbildung besteht. Dabei sieht das Forschungsdesign 
vor, die besonderen institutionellen Rahmenbedingungen auf dem Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt in Deutschland zu berücksichtigen. Neben der ökonomischen Perspektive wird 
ergänzend auch eine soziologische bzw. sozialpolitische Sichtweise eingenommen (siehe 
Theorieteil im Projektantrag). 
 
Um die aufgeworfenen Fragen zu beantworten, ist eine Verknüpfung der Angebots- und 
Nachfrageseite des Ausbildungsmarktes auf der Datenebene geplant. Hierfür werden die 
Daten der Kosten-Nutzen-Erhebung des BIBB aus dem Jahr 2007 mit Daten der Beschäftig-
tenstatistik und weiteren Geschäftsstatistiken der Bundesagentur für Arbeit verknüpft. Auf 
diese Weise wird es möglich, die Erwerbsverläufe von dual ausgebildeten bzw. auszubilden-
den jungen Menschen nachzuzeichnen und mit Informationen zu ihren Ausbildungsbetrieben 
– insbesondere den Nettokosten der betrieblichen Ausbildung – zusammenzuführen. Eine 
solche Datenverknüpfung erlaubt somit erstmalig und aus verschiedenen theoretischen Per-
spektiven die repräsentative empirische Untersuchung der obigen Fragestellungen.  
 
Die Ergebnisse des Projektes sind politisch relevant: Es werden Erkenntnisse darüber erwar-
tet, wie sich Arbeitslosigkeitsrisiken von ausgebildeten Fachkräften ändern, wenn bei den 
Ausbildungsbetrieben Verschiebungen der Kosten-Nutzen-Relationen der betrieblichen Be-
rufsausbildung auftreten. Diese Verschiebungen können u.a. durch institutionelle Reformen 
verursacht werden. Die Folgen für die Integration ehemaliger Auszubildender in den Ar-
beitsmarkt sind dann mit zu bedenken. Für Betriebe lassen die Ergebnisse Rückschlüsse 
darauf zu, mit welchen Kosten-Nutzen-Relationen es gelingt, ihre Ausgebildeten über einen 

                                                
2 Siehe z.B. EUWALS, R. and R. WINKELMANN: Mobility after Apprenticeship - Evidence from Register 
Data. Applied Economics Quarterly 48 (3-4), 256-78. 2002. 
3 Da Ausbildungsmotive von Betrieben in vielen Fällen komplex sein können, soll in dem Projekt eine 
weitere Differenzierung möglicher Ausbildungsmotive vorgenommen werden. Hierzu wird auf eine 
Vielzahl von Informationen aus der BIBB-Kosten-Nutzen-Erhebung hinsichtlich der Gründe für die 
betriebliche Ausbildung zurückgegriffen. 
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längeren Zeitraum (ausbildungsadäquat) zu beschäftigten und welchen nicht. Für junge 
Menschen, die vor der Ausbildungsentscheidung stehen, werden die Analysen eine allge-
meine Abschätzung ermöglichen, mit welchen Arbeitsmarktchancen und -risiken sie (durch-
schnittlich) rechnen können bzw. müssen, wenn ihr Ausbildungsbetrieb die Berufsausbildung 
auf die ein oder andere Weise organisiert und durchführt. 
 
 
2. Forschungsbegründende Angaben  
 
Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des BIBB 
Das Projekt wird dem Schwerpunktthema „Ausbildungsmarkt und Beschäftigungssystem“ der 
Forschungs- und Entwicklungsarbeit im BIBB zugeordnet. Im Mittelfristigen Forschungs- und 
Entwicklungsprogramm 2009-2012 ist hierzu unter Punkt 3.1.2 (Perspektiven für Forschung 
und Entwicklung) vermerkt: „Es ist weiterhin vorgesehen, die Forschungsarbeiten zum The-
ma „Kosten und Nutzen der Berufsausbildung“ fortzuführen“ (S.34).  
 
 
Problemdarstellung 
Die betriebliche Berufsausbildung ist nach wie vor ein wichtiger Baustein zur Sicherung der 
beruflichen Chancen junger Erwachsener. Gleichzeitig trägt sie zu einem erheblichen Maße 
zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Betriebe bei. In der Vergangenheit ist es 
jedoch immer wieder zu starken Diskrepanzen zwischen dem Angebot an und der Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen gekommen. Es stellen sich z.B. die Fragen, welche Gründe junge 
Leute veranlassen, sich für eine betriebliche Berufsausbildung zu entscheiden und welche 
Anreize Betriebe haben, Ausbildungsplätze anzubieten. Die Abwägung von Kosten und Nut-
zen spielt bei der Ausbildungsentscheidung von Individuen und Betrieben eine wichtige Rol-
le. 
 
Das Kosten- und Nutzenverhältnis der dualen Berufsausbildung aus Sicht der Betriebe ist 
seit den 70er Jahren immer wieder Gegenstand von Forschungsprojekten des BIBB gewe-
sen. Durch Betriebsbefragungen und unter Verwendung eines von der Kommission „Kosten 
und Finanzierung der beruflichen Bildung“ (Sachverständigenkommission 1974) entwickelten 
Kostenmodells wurden insbesondere Kosten und Nutzen untersucht, welche während der 
Ausbildung entstehen. Seit der Erhebung 2000 wurde auch der Nutzen, der durch die Über-
nahme von Auszubildenden entsteht, stärker in den Vordergrund gerückt (für das Berichts-
jahr 2000 siehe BEICHT/WALDEN/HERGET 2004 und für 2007 WENZELMANN ET AL. 2009).  
 
In weiteren Projekten befasste sich das BIBB intensiv mit dem Übergang an der „zweiten 
Schwelle“. So analysierte beispielsweise das Forschungsprojekt 2.1.201 („Berufliche Ent-
wicklungen junger Fachkräfte nach Abschluss der Ausbildung“) den Erwerbsverlauf junger 
Fachkräfte in den ersten drei Jahren nach der Ausbildung. Im Zentrum der verschiedenen 
Untersuchungen des Projektes standen dabei vor allem diejenigen Absolventen und Absol-
ventinnen, die nur bedingt in den Arbeitsmarkt integriert werden konnten (DORAU/WELLER 
2009).  
 
Die Rolle von betrieblichen Ausbildungsinvestitionen bei der Integration von ehemaligen 
Auszubildenden in den Arbeitsmarkt stand jedoch bisher nicht unmittelbar im Zentrum von 
BIBB-Forschungsprojekten. Die Antwort auf die Frage, wie sich betriebliche Kosten der Aus-
bildung auf die Löhne und den Erwerbsverlauf der Ausgebildeten auswirken und welchen 
Nutzen ausbildende Betriebe im Anschluss an die Ausbildung erfahren, ist jedoch von großer 
Wichtigkeit für das Verständnis des Ausbildungsverhaltens sowohl seitens der Individuen als 
auch seitens der Betriebe.  
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Individuelle und betriebliche Verläufe im Anschluss an die Ausbildung lassen sich jedoch 
nicht ohne Weiteres auf der Basis von Querschnittsdaten darstellen. In diesem Projekt wird 
daher angestrebt, administrative Daten – d.h. die Beschäftigten- und weitere Geschäftsstatis-
tiken der Bundesagentur für Arbeit (BA) – für Längsschnittfragestellungen zu verwenden. 
Diese werden mit den Umfragedaten der BIBB-Kosten-Nutzen-Erhebung für das Jahr 2007 
zu einem spezifischen Linked Employer-Employee (LEE)-Datensatz zusammengeführt (sie-
he Abschnitt Forschungsmethoden).  
 
 
Projektziele  
Ein wichtiges Ziel des Forschungsprojektes ist die Analyse des Erwerbsverlaufs ehemaliger 
Auszubildender anhand folgender Fragen: Welche Auszubildenden verbleiben im Betrieb 
und welche wechseln den Beruf oder werden arbeitslos? Wie entwickelt sich das Er-
werbseinkommen derjenigen, die im Betrieb verbleiben im Vergleich zu den Wechslern? Bei 
den Analysen soll berücksichtigt werden, welchen Einfluss die betrieblichen Ausbildungskos-
ten auf die berufliche Entwicklung ehemaliger Auszubildender haben4. Können Auszubilden-
de aus Betrieben mit hohen Ausbildungskosten auch einen hohen Nutzen aus ihrer Ausbil-
dung ziehen? Dies scheint auf den ersten Blick plausibel, da im Allgemeinen erwartet wird, 
dass „kostenintensive“ Ausbildungen qualitativ hochwertiger und somit auf dem Arbeitsmarkt 
besser verwertbar sind. Auf der anderen Seite besteht, wie im nachstehenden Abschnitt zur 
Theorie erörtert werden wird, für Betriebe unter spezifischen institutionellen Rahmenbedin-
gungen die Möglichkeit, die Ausbildung über Löhne unterhalb der Produktivität der Beschäf-
tigten zu refinanzieren. Dies würde zwar bedeuten, dass Auszubildende aus Betrieben mit 
hohen Ausbildungskosten relativ häufig übernommen werden, jedoch merklich niedrigere 
Löhne erhalten als vergleichbar ausgebildete Wechsler5. Folglich kann a priori keine eindeu-
tige Aussage hinsichtlich der Richtung von Lohndifferenzen zwischen Übernommenen und 
Nicht-Übernommenen getroffen werden. Zu erwarten ist dagegen, dass sich Übernahme, 
Erwerbsverlauf und Lohnentwicklung hinsichtlich einer Reihe von Merkmalen unterscheiden. 
Daher werden bei den Analysen die Ebenen des Ausbildungsberufs, der Branche, der Be-
triebsgröße und der Region explizit mit berücksichtigt. 
 
Neben der individuellen Perspektive wird auch der Einfluss von Ausbildungsinvestitionen auf 
die Entwicklung der ausbildenden Betriebe beleuchtet. Insbesondere wird der Frage nach-
gegangen, welcher Nutzen dem ausbildenden Betrieb im Anschluss an die Ausbildung ent-
steht. Neben Opportunitätserträgen (z.B. eingesparte Rekrutierungskosten), die dann ent-
stehen, wenn Betriebe alle oder einen Teil ihrer Auszubildenden übernehmen, soll auch der 
mittel- bis langfristige Nutzen, wie z.B. Produktivitätsverbesserungen oder der Markterfolg 
ausbildender Betriebe im Vergleich zu nicht ausbildenden Betrieben, untersucht werden.  
 
Darüber hinaus stellt sich aus betrieblicher Sicht die Frage, welchen Einfluss die Ausbildung 
und die damit einhergehenden Kosten auf die zukünftige Qualifikationsstruktur haben. Wie 
entwickelt sich der Anteil qualifizierter Fachkräfte im Betrieb? Verbleiben selbst ausgebildete 
Fachkräfte im Betrieb oder besteht die Gefahr, dass der Betrieb diese wieder verliert? Wie 
wirkt sich die Ausbildung auf die Fluktuation innerhalb ausbildender Betriebe aus? Bei der 
Beantwortung dieser Fragen soll berücksichtigt werden, welches Ausbildungsmotiv bzw. 
welche Ausbildungsmotive die jeweiligen Betriebe verfolgen. In der einschlägigen ökonomi-
schen Literatur wird bisher vor allem zwischen dem Produktions- und dem Investitionsmotiv 
der Ausbildung unterschieden (siehe Abschnitt „Theoretische Basis“). Da jedoch die Ausbil-
dungsmotivation von Betrieben in vielen Fällen komplex sein kann und somit eine eindeutige 
                                                
4 Weitere wichtige Nutzenelemente, wie zum Beispiel die Zufriedenheit mit der Arbeit oder die Verein-
barkeit von Familie und Beruf, werden in diesem Projekt nicht untersucht, da die vorgesehenen Da-
tenquellen hierzu keine Informationen beinhalten.  
5 Die Ergebnisse dieser Analysen werden vor dem Hintergrund der zu dieser Zeit vorherrschenden 
konjunkturellen Situation interpretiert. 
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Zuordnung oft nicht möglich ist, soll in dem Projekt zunächst eine weitere Differenzierung 
möglicher Ausbildungsmotive vorgenommen werden. Hierzu wird auf eine Vielzahl von In-
formationen aus der BIBB-Kosten-Nutzen-Erhebung hinsichtlich der Gründe für die betriebli-
che Ausbildung zurückgegriffen. 
 
Die Beantwortung der oben aufgeführten Fragestellungen soll unter anderem durch eine 
Verknüpfung des BIBB-Datensatzes zu Kosten und Nutzen der Ausbildung für Betriebe aus 
dem Jahre 2007 mit Datenbeständen der BA ermöglicht werden. Zusätzlich ist geplant, wei-
tere (Panel-)Datensätze auf Betriebs- und Personenebene auszuwerten. Ergänzend wird in 
Betracht gezogen, Fallstudien für unterschiedliche Betriebstypen durchzuführen. Inhaltlich 
schließt das Projekt an das BIBB-Forschungsprojekt „Kosten und Nutzen der betrieblichen 
Berufsausbildung“ (FP 2.1.203) an. 
 
 
Forschungsstand 
Hinsichtlich der Kosten und des Nutzens der dualen Ausbildung aus betrieblicher Sicht ist in 
den vergangenen Jahren eine Vielzahl an wissenschaftlichen Publikationen erschienen. Ne-
ben den einschlägigen BIBB-Veröffentlichungen (z.B. von BARDELEBEN ET AL. 1995 und 
BEICHT, WALDEN und HERGET 2004) sind entsprechende Analysen für die Schweiz veröffent-
licht worden (SCHWERI ET AL. 2003 und MÜHLEMANN ET AL. 2007). DIONISIUS ET AL. (2009a, 
2009b) zeigen auf Basis eines Deutsch-Schweizer Datensatzes aus dem Jahr 2000, dass es 
einen erheblichen Unterschied bei den Ausbildungskosten und -erträgen zwischen den bei-
den Ländern gibt. Während in Deutschland positive Nettokosten6 gemessen wurden, können 
Schweizer Betriebe im Durchschnitt bereits während der Ausbildung Nettoerträge erwirt-
schaften. Ursächlich für diesen Unterschied ist neben den Lohndifferenzen und systembe-
dingten Faktoren insbesondere die Organisation der Ausbildung im Betrieb. Schweizer Aus-
zubildende verbringen einen großen Teil ihrer Zeit mit produktiven Tätigkeiten, die zu Erträ-
gen für den ausbildenden Betrieb führen. In Deutschland ist der Anteil produktiver Zeiten 
wesentlich geringer. Hier wird vergleichsweise viel Zeit mit Unterweisung, Selbstlernen und 
Üben verbracht. Auffällig ist aber, dass in Deutschland eine wesentlich höhere Übernahme-
quote gemessen wird als in der Schweiz. Dies könnte darauf hinweisen, dass ein ähnlich 
konzipiertes Ausbildungssystem in den beiden Ländern unterschiedlichen Zwecken dient: 
Während in der Schweiz viele Betriebe ausbilden, um unmittelbar von den produktiven Leis-
tungen der Auszubildenden zu profitieren, steht in Deutschland relativ häufig die Qualifizie-
rung und spätere Übernahme von Fachkräften im Vordergrund.  
 
Eine Reihe von wissenschaftlichen Arbeiten untersucht den Zusammenhang zwischen beruf-
licher Ausbildung und dem individuellen Arbeitsmarkterfolg junger Erwachsener. Zur Mes-
sung des individuellen Arbeitsmarkterfolgs werden in der ökonomischen Literatur insbeson-
dere Faktoren wie das Erwerbseinkommen und die Beschäftigungssicherheit bzw. ein gerin-
ges Arbeitslosigkeitsrisiko herangezogen. BÜCHEL (2002) untersucht beispielsweise den Ein-
fluss des allgemeinen Schulabschlusses auf einen erfolgreichen Übergang von der Ausbil-
dung in den Arbeitsmarkt. Als „nicht erfolgreich“ definiert er dabei die Ausbildungsabsolven-
ten und -absolventinnen, die unmittelbar nach Abschluss der Ausbildung arbeitslos sind oder 
nicht ausbildungsadäquat beschäftigt werden. FRANZ und ZIMMERMANN (2002) beschreiben 
u.a. eine lange Beschäftigungsdauer als Erfolgsindikator, wobei sie anmerken, dass insbe-
sondere zu Beginn des Erwerbslebens Arbeitsplatzwechsel durchaus auch wechselnde Prä-
ferenzen von Individuen widerspiegeln können. 
 
Der Zusammenhang zwischen betrieblichen Ausbildungskosten und dem individuellen Ar-
beitsmarkterfolg von Auszubildenden konnte bisher nur indirekt bzw. auf Aggregatsbasis 

                                                
6 Nettokosten sind als Differenz zwischen Bruttokosten (vor allem Ausbildungsvergütungen, Ausbil-
derkosten und Material- und Sachkosten) und Erträgen (produktive Leistungen der Auszubildenden) 
zu verstehen. 
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beleuchtet werden. So stellen BÜCHEL und NEUBÄUMER (2001) sowie DIETRICH (2008) einen 
Zusammenhang zwischen Ausbildungskosten und dem weiterem Erwerbsverlauf her. Dabei 
greifen sie jeweils auf aggregierte Daten der BIBB-Kosten-Nutzenerhebungen der Jahre 
1991 bzw. 2000 zurück. BÜCHEL und NEUBÄUMER untersuchen, inwieweit die Ausbildungs-
strategie7 Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit hat, im weiteren Erwerbsverlauf ausbildungsin-
adäquat beschäftigt zu werden. Sie nutzen hierzu BIBB-Kostendaten für Ausbildungsberei-
che und Betriebsgrößenklassen in Verbindung mit Daten aus den BIBB/IAB-Erhebungen von 
1991/1992. DIETRICH untersucht anhand aggregierter BIBB-Kosten-Nutzen-Ergebnisse auf 
Berufsebene und Daten des IAB den Einfluss von Investitions- bzw. Produktionsorientierung 
der Ausbildungsbetriebe auf den Arbeitsmarkterfolg von Auszubildenden.  
 
Auch der Zusammenhang zwischen Ausbildungskosten der Betriebe und dem mittel- bis 
langfristigen Betriebserfolg wurde bislang nicht ausreichend erforscht. DEARDEN, REED und 
VAN REENEN (2000) untersuchen zwar den Zusammenhang zwischen betrieblichen Bil-
dungsmaßnahmen und Produktivitätssteigerungen für Großbritannien. Es wird jedoch explizit 
die Weiterbildung von Beschäftigten in den Vordergrund gestellt. KUCKULENZ (2006) führt 
vergleichbare Analysen für Deutschland durch.  
 
Auf der Datenebene hat sich der Forschungsstand zu der Verknüpfung von Personen- mit 
Betriebsdaten in den letzten Jahren deutlich verbreitert. Während die Arbeit von ABOWD und 
KRAMARZ (1999) die ersten Linked Employer-Employee (LEE) Datensätze hauptsächlich für 
Frankreich und die USA behandelten, sind in den letzten Jahren aufgrund des technischen 
Fortschritts solche von der Datenmenge her relativ umfangreichen LEE-Datensätze hand-
habbarer geworden. Methoden der Mehrebenenanalyse haben sich als mächtige Auswer-
tungsinstrumente der LEE-Daten etabliert. Mittlerweile haben verschiedene europäische 
Länder begonnen, LEE-Daten aufzubauen. Ein guter Überblick hierzu lässt sich in LAZAER 
und SHAW (2009) finden, die sich auch mit den Vorteilen von LEE-Daten gegenüber „einfa-
chen“ Querschnittsdatensätzen beschäftigen8. Mit dem Aufbau des im Abschnitt For-
schungsmethoden näher beschriebenen LEE-Datensatzes ist es erstmals möglich, die An-
gebots- und Nachfrageseite des Arbeitsmarktes in Bezug auf betriebliche Berufsausbildung 
simultan auszuwerten. 
 
 
Theoretische Basis 
Im Folgenden werden zunächst ökonomische Erklärungsansätze für Ausbildungsinvestitio-
nen und deren Auswirkungen auf Individuen und Betriebe diskutiert. Daran anschließend 
wird eine eher soziologische bzw. sozialpolitische (Bewertungs-)Perspektive eingenommen. 
 
BECKER (1964) betrachtet in seinem Werk „Human Capital“ die Entscheidung von Individuen 
und Betrieben zu Bildungsinvestitionen. Dabei unterscheidet er zwischen Humankapital, das 
lediglich in dem gegenwärtigen Betrieb anwendbar ist (betriebsspezifisches Humankapital) 
und solchem, das auch von anderen Betrieben eingesetzt werden kann (generelles Human-
kapital). Rational handelnde Betriebe haben BECKER zufolge keinerlei Anlass, in generelles 
Humankapital zu investieren, da ein Arbeitgeberwechsel des Beschäftigten mit dem „Verlust“ 
der Investition einherginge. Unter der Annahme, dass die duale Berufsausbildung zu großen 
Teilen generelles Humankapital beinhaltet, wird diese Hypothese durch empirische Studien, 
wie den BIBB-Erhebungen zu Kosten und Nutzen der Berufsausbildung, in Frage gestellt. 
Einer Vielzahl von Betrieben entstehen während der Durchführung der dualen Ausbildung 
Nettokosten. Während BECKER die Annahme trifft, dass Arbeitsmärkte reibungslos, d.h. ohne 

                                                
7 Ausbildung nach dem Investitions-, Produktions- oder Reputationsmodell (vgl. Abschnitt „Theoreti-
sche Basis“) 
8 Bezogen auf den Untersuchungsgegenstand sind diese Vorzüge bereits im Abschnitt Problemdar-
stellung angesprochen worden.    
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Transaktions-, Mobilitäts- und Informationskosten für Betriebe und Individuen, funktionieren, 
erklären ACEMOGLU und PISCHKE (1998 und 1999) die betriebliche Investitionsbereitschaft in 
die berufliche Ausbildung mit der Existenz komprimierter Lohnstrukturen. Diese entstehen 
durch Arbeitsmarktunvollkommenheiten im Zusammenspiel mit Arbeitsmarktinstitutionen 
(z.B. Flächentarifveträge oder Mindestlöhne). Die mit dem Bildungsstand zunehmende Diffe-
renz zwischen Produktivität und Löhnen ermöglicht es den Betrieben eine Rente abzuschöp-
fen, die eine Investition in die Ausbildung „rentabel“ macht9. STEVENS (1994) beschreibt in 
ihrem theoretischen Ansatz den Aspekt der Informationsgewinnung als betrieblichen Ausbil-
dungsanreiz. Im Falle von hohen Rekrutierungs- und Entlassungskosten (z.B. durch Kündi-
gungsschutz) kommt der Ausbildung die Rolle eines „Screening-Instruments“ zu. Über die 
Ausbildungszeit von 2 bis 4 Jahren hinweg kann der Betrieb die Auszubildenden beobachten 
und diejenigen übernehmen, die am besten zu ihm passen. Somit verringert sich das Risiko 
einer Fehlbesetzung und rechtfertigt damit die während der Ausbildung entstehenden Kos-
ten. Auch FRANZ und SOSKICE (1995) weisen auf eine wichtige Nutzengröße im Falle der 
Übernahme von selbst Ausgebildeten hin: Die Einsparung von Rekrutierungs- und Einarbei-
tungskosten, die dann entstehen, wenn die Stellen durch externe Fachkräfte besetzt werden 
müssen. 
 
LINDLEY (1975) und MERRILEES (1983) unterscheiden in ihren Arbeiten zwischen dem Pro-
duktions- und dem Investitionsmotiv ausbildender Betriebe. LINDLEY stellt bei der Herleitung 
des Produktionsmotivs den Einsatz der Auszubildenden als „günstige“ Arbeitskraft in den 
Vordergrund. Eine Übernahme findet hier nur im Ausnahmefall statt. Diese Betriebe haben in 
der Regel geringe Ausbildungskosten oder profitieren sogar bereits während der Ausbildung 
von der produktiven Mitarbeit der Auszubildenden. MERRILEES stellt dagegen heraus, dass 
für viele Betriebe vor allem der Zeitraum nach der Ausbildungsphase wichtig ist. Betriebe 
bilden aus, um den zukünftigen Fachkräftebedarf zu decken. Kosten, die während der Aus-
bildung entstehen, werden in Kauf genommen, da der Nutzen nach der Ausbildung über-
wiegt.10  
 
Die Frage, ob die duale Ausbildung eher generellen oder eher (betriebs)spezifischen Cha-
rakter hat, ist nach wie vor nicht ohne Weiteres zu beantworten. ACEMOGLU und PISCHKE 
(1999) räumen ein, dass die duale Ausbildung sowohl generelle als auch betriebsspezifische 
Elemente beinhaltet, die sich durchaus auch komplementär zueinander verhalten können. 
Auch FRANZ und SOSKICE sehen die Möglichkeit, während der Ausbildung betriebsspezifi-
sche Kenntnisse zu vermitteln, als wichtiges Ausbildungsmotiv deutscher Betriebe. NEUBÄU-
MER (1999) entwickelt die These, dass das duale Ausbildungssystem durch zwei Segmente 
charakterisiert wird: Das erste Segment ist durch eine hohe Spezifität des Humankapitals 
und durch hohe Ausbildungskosten, aber auch durch eine hohe Übernahmequote der Aus-
zubildenden gekennzeichnet. Das zweite Segment weist niedrige Anteile spezifischen Hu-
mankapitals auf. Die Ausbildungskosten sind gering bzw. es entstehen sogar Erträge und die 
Übernahme von Auszubildenden ist eher selten.  
 
Auf der Ebene der Individuen lässt sich ebenfalls zunächst die Humankapitaltheorie für einen 
ersten Erklärungsansatz heranziehen. Individuen investieren dann in ihr Humankapital, wenn 
der zu erwartende Nutzen die zunächst entstehenden Kosten übertrifft. Nach BECKER (1964) 
haben Individuen nur im Falle des generellen Humankapitals Anreize, Kosten auf sich zu 

                                                
9 Der Erklärungsansatz von ACEMOGLU und PISCHKE (1999) ist insofern von großer Bedeutung, als 
das er ein ökonomisch begründetes Interesse von Betrieben an einem hohen Qualifikationsniveau der 
Belegschaft herleitet. 
10 SADOWSKI (1980) behandelt darüber hinaus ein drittes betriebliches Ausbildungsmotiv, das Repu-
tationsmotiv. Betriebe, die diesem Ausbildungsmotiv folgen, erhoffen sich durch die Ausbildung ein 
besseres Ansehen bei Kunden, Zulieferern und leistungsfähigen Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt 
und damit eine Verbesserung der eigenen Marktsituation. Die Übernahme spielt bei Betrieben mit 
dieser Ausbildungsmotivation eine untergeordnete Rolle. 
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nehmen, da bei betriebsspezifischen Humankapital das Risiko besteht, im Falle des Arbeits-
platzverlustes die erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten in einem anderen Betrieb nicht 
produktiv einsetzen zu können. Unter der Annahme, dass die duale Ausbildung zu Teilen 
durch generelles Humankapital gekennzeichnet ist, müsste eine duale Ausbildung einen in-
dividuellen Nutzen nach sich ziehen. Den Auszubildenden entstehen Opportunitätskosten, 
da sie alternativ zur Ausbildung eine Beschäftigung als An- und Ungelernte anstreben könn-
ten. Der hierdurch erzielbare Lohn läge deutlich über der Ausbildungsvergütung.  
 
ESTEVEZ-ABE/IVERSON/SOSKICE (2001) bringen in ihrem theoretischen Ansatz die individuelle 
und betriebliche Perspektive zusammen. Sie betonen die Bedeutung von Institutionen wie 
dem sozialen Sicherungssystem und tarifvertraglichen Vereinbarungen für das Funktionieren 
eines dualen Ausbildungssystems. In „koordinierten Marktwirtschaften“, wie der Bundesre-
publik Deutschland, sind Menschen dann bereit, sich beruflich zu spezialisieren, wenn ihnen 
Institutionen eine relativ hohe Arbeitsplatzsicherheit und Lohnstabilität gewährleisten. 
Gleichzeitig haben auch Betriebe einen Anreiz, in die Ausbildung junger Menschen zu inves-
tieren, wenn das Risiko eines Betriebswechsels gering bzw. die Beschäftigungszeit (und 
damit die „Auszahlungsperiode“) lang ist. Dies wiederum ist dann der Fall, wenn ein Be-
triebswechsel keine finanziellen Verbesserungen für ehemalige Auszubildende mit sich 
bringt, weil die Lohnspreizung innerhalb bestimmter Berufsgruppen aufgrund flächentarifli-
cher Vereinbarungen gering ist. Die Investition des Betriebes in seine Auszubildenden hat 
dann ein geringeres Risiko, unrentabel zu werden. 
 
Betrachtet man also die individuelle und die betriebliche Ebene der dualen Ausbildung simul-
tan, so lässt sich aus den oben angerissenen ökonomischen Erklärungsansätzen ableiten, 
dass auf der betrieblichen Ebene insbesondere solche Betriebe einen erkennbaren Nutzen 
nach der Ausbildung haben müssten, die während der Ausbildung Kosten auf sich nehmen. 
Dieser Nutzen müsste sich z.B. in Form von eingesparten Rekrutierungskosten und einer 
geringen Fluktuation von selbst ausgebildeten Fachkräften niederschlagen. Auf individueller 
Ebene bedeutete dies gleichzeitig, dass ehemalige Auszubildende aus diesen Betrieben 
relativ oft übernommen werden und eine relativ hohe Beschäftigungs- und Lohnsicherheit 
genießen müssten. Ein Betriebs- oder Berufswechsel würde zum Verlust der spezifischen 
Kenntnisse und Fähigkeiten und damit zu niedrigeren Löhnen führen. Betriebe mit niedrigen 
Nettokosten bzw. Nettoerträgen während der Ausbildung profitierten dagegen unmittelbar 
von der Ausbildung, da die Auszubildenden einen Beitrag zur laufenden Produktion des Be-
triebes leisten und dadurch die entstehenden Ausbildungskosten bereits während der Aus-
bildung ausgeglichen werden können. Auszubildende in solchen Betrieben hätten jedoch 
eine eher geringe Übernahmewahrscheinlichkeit und wechselten daher vergleichsweise oft 
den Arbeitgeber bzw. würden arbeitslos.  
 
Aus einer soziologischen bzw. sozialpolitischen Perspektive ist neben dem allgemeineren 
Bezugspunkt zur sozialen Ungleichheitsforschung (zur Bedeutung der (Berufs-)Bildungs-
forschung für soziale Ungleichheit siehe etwa SOLGA 2009) im speziellen der Teilhabeansatz 
von Bedeutung. Er basiert auf der vor allem in Frankreich entwickelten Preka-
risierungsforschung (CASTEL 2000, 2005; BOURDIEU 2000; BOLTANSKI/CHIAPELLO 2003). 
 
Der Teilhabeansatz von CASTEl (2000; zu einer Anwendung auf den deutschen Fall vgl. etwa 
BAETHGE/BARTELHEIMER 2005 oder BARTELHEIMER 2007) geht davon aus, dass sich gesell-
schaftliche Teilhabe durch das Zusammenspiel von vier Teilhabedimensionen definiert, näm-
lich ökonomische, soziale, kulturelle und politische Teilhabe (BARTELHEIMER 2007). Für aus-
differenzierte Erwerbsgesellschaften, wie etwa Deutschland, ist dabei charakteristisch, dass 
sich ökonomische Teilhabe überwiegend über Teilhabe an Erwerbsarbeit manifestiert und 
das Ausmaß an ökonomischer Teilhabe (die Lohnhöhe, aber auch Beschäftigungsmöglich-
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keiten) alle anderen Teilhabedimensionen beeinflusst bzw. dominiert11. Prekarisierungspro-
zesse lassen sich über eine Anwendung des Zonenmodells von CASTEL abbilden, wo er-
werbsorientierte Personen einer der Zonen aus Integration, Gefährdung (Prekariat) und Aus-
grenzung (Entkoppelung) zugeordnet werden12. 
 
Für Deutschland lässt sich zusätzlich formulieren, dass für einen wesentlichen Teil der deut-
schen Bevölkerung (etwa zwei Drittel der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) der Einstieg 
in das Erwerbsleben auf der mittleren Qualifikationsebene erfolgt. An deren Anfang steht 
dann jeweils eine betriebliche (oder schulische) Berufsausbildung, daher lässt sich untersu-
chen, inwiefern erfolgreiche oder nicht erfolgreiche Berufsausbildungen zu Veränderungen 
der Besetzungsstärken der einzelnen Zonen der Erwerbsbeteiligung führen und insbesonde-
re, welche Rolle Betriebe dabei spielen. In einer Teilhabeperspektive stehen mindestens drei 
„Leistungen“ von Erwerbsarbeit im Vordergrund: Die Lohnhöhe, die das Ausmaß ökonomi-
scher Teilhabe, Konsumchancen und Ressourcenverfügbarkeit beschreiben, die Beschäfti-
gungssicherheit, die Einkommenschancen stabilisiert und die Beschäftigungsmöglichkeiten, 
die Chancen für die Integration in das Erwerbsleben generieren. 
 
Solche „Leistungen“ von Erwerbsarbeit werden erheblich durch betriebliche Strukturen be-
einflusst, denn diese bilden den jeweils zu einer Zeit gültigen Möglichkeitsraum für einen 
Großteil der Bevölkerung bezüglich des erreichbaren Ausmaßes ökonomischer Teilhabe ab, 
vermittelt über Teilhabe an Erwerbsarbeit13. Dabei gilt als ein gesicherter empirischer Befund 
zahlreicher Forschungsarbeiten, dass eine mangelnde Erwerbsintegration gerade am Beginn 
eines individuellen Erwerbslebens massive Auswirkungen auf den späteren Grad der Er-
werbsintegration (und deren Qualität) haben kann14. Eine wichtige sozialpolitische Frage ist 
dabei, ob solche (sozioökonomischen) Veränderungen eher vom Sozialsystem (den Indivi-
duen bzw. Haushalten) oder dem Wirtschaftssystem (den veränderten betrieblichen Rah-
menbedingungen für Beschäftigung, etwa ein „upgrading“ der Belegschaften) ausgehen bzw. 
in welchem Ausmaß das eine oder andere der Fall ist. 
 
Zusammenfassend lässt sich für diesen Abschnitt festhalten, dass sich die Entwicklung der 
im Forschungsprojekt durchzuführenden Arbeiten aus Theorien der wirtschafts- und sozial-
wissenschaftlichen Forschung ableiten. Die theoretischen Ansatzpunkte für konkrete empiri-
sche Fragestellungen sind weiter auszudifferenzieren, wenn die tatsächliche datenschutz-
rechtlich genehmigte Datenverfügbarkeit bekannt ist.  
 
 
                                                
11 So haben etwa Arbeitslose eine geringere politische Partizipation bzw. bürgerschaftliches Engage-
ment als andere Erwerbspersonengruppen (z.B. DATHE 2005). Die Bedeutung kultureller Teilhabe, 
insbesondere von Sprachkenntnissen, auch für Arbeitsmarktvorgänge ist offensichtlich. Aber es wird 
im sozialpolitischen Raum etwa auch viel darüber diskutiert, ob bei der Unterschreitung gewisser öko-
nomischer Standards überhaupt noch eine reelle Chance auf gesellschaftliche Teilhabe besteht (etwa: 
Hartz-IV-Sätze bei Kindern im schulpflichtigen Alter oder auch die Debatte um Mindestlöhne). Am 
bedeutsamsten ist in Erwerbsgesellschaften aber die normative Vorstellung, dass die Ausübung einer 
Vollzeittätigkeit auch eine mehr oder minder von staatlichen Transfers unabhängige gesellschaftliche 
Teilhabe ermöglichen soll. 
12 Entsprechende Operationalisierungen mit IAB-Personendaten werden in ALDA ET AL. (2004), ALDA 
(2005) und ALDA/ BARTELHEIMER (2008) vorgenommen. Die Beiträge setzen sich ausführlich mit der 
Datenbasis und den Auswertungspotenzialen und -möglichkeiten auseinander. 
13 Wenn Betriebe etwa nur Niedriglohnarbeitsplätze anbieten, lässt sich – vielleicht trotz exzellenter 
Ausbildung – auch nur ein niedriges Arbeitseinkommen verwirklichen (auch wenn anderes wün-
schenswert wäre). 
14 So nehmen etwa die Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen mit zunehmendem Alter zu 
(wobei dies auch ein Kohorteneffekt sein kann). Wie problematisch sich junge Menschen langfristig 
entwickeln können, die nach ihrer Schule keine ausreichenden Möglichkeiten der Erwerbsintegration 
realisieren, ist ebenfalls Gegenstand sozialpolitischer Diskurse. 
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Forschungshypothesen 
Aus dem Forschungsansatz lassen sich folgende Hypothesen ableiten:  
 
• Der Erwerbsverlauf und die Entwicklung des Erwerbseinkommens ehemaliger Auszubil-

dender werden durch die Höhe der Ausbildungskosten der ausbildenden Betriebe beein-
flusst. 

• Betriebe mit geringen Ausbildungskosten bzw. Nettoerträgen während der Ausbildung 
übernehmen selten Auszubildende. Ehemalige Auszubildende aus diesen Betrieben 
wechseln folglich häufig nach der Ausbildung den Betrieb oder werden arbeitslos. Zudem 
sind sie häufiger nicht ihrer Ausbildung entsprechend (also ausbildungsinadäquat) be-
schäftigt. 

• Da sie bei einem Arbeitgeberwechsel in der Regel einen Teil ihrer erworbenen Kenntnis-
se und Fähigkeiten nicht mehr einsetzen können, sind die Löhne von Wechslern niedri-
ger als diejenigen von übernommenen Auszubildenden im gleichen Ausbildungsberuf.  

• Betriebe mit hohen Ausbildungskosten übernehmen zumindest einen Teil der Auszubil-
denden. Die Absolventen und Absloventinnen in diesen Betrieben haben eine ver-
gleichsweise hohe Beschäftigungsstabilität und, im Vergleich zu nicht übernommenen 
und bei anderen Betrieben eingestellten Fachkräften, relativ hohe Löhne.  

• Die Ausbildung (und ggf. Übernahme) von Auszubildenden erhöht mittel- bis langfristig 
den Umsatz ausbildender Betriebe gegenüber vergleichbaren Nichtausbildungsbetrieben. 
Ausbildende Betriebe weisen zudem eine höhere Produktivität der Beschäftigten und ei-
ne geringere Fluktuation des Personals auf.  

 
 
Transfer 
Aus den oben beschriebenen Analysen lassen sich Ansatzpunkte für Steuerungsmöglichkei-
ten sowohl auf der Makroebene (politische Handlungsempfehlungen), der Mesoebene (Be-
triebe) als auch der Mikroebene (Auszubildende) ableiten. Für die Makroebene leisten dies 
Analysen, die etwa aufzeigen, wie sich Arbeitslosigkeitsrisiken von ausgebildeten Fachkräf-
ten ändern, wenn bei den entsprechenden Ausbildungsbetrieben Verschiebungen der Kos-
ten-Nutzen-Relationen der betrieblichen Berufsausbildung auftreten. Für Betriebe lassen die 
Ergebnisse Rückschlüsse darauf zu, mit welchen Kosten-Nutzen-Relationen es gelingt, Aus-
gebildete über einen längeren Zeitraum (ausbildungsadäquat) zu beschäftigten und mit wel-
chen nicht. Für junge Menschen, die vor der Ausbildungsentscheidung stehen, werden die 
Analysen eine allgemeine Abschätzung ermöglichen, mit welchen Arbeitsmarktchancen und 
-risiken sie (durchschnittlich) rechnen können bzw. müssen, wenn ihr Ausbildungsbetrieb die 
Berufsausbildung in der einen oder anderen Weise organisiert und durchführt. Bei einer sol-
chen Abschätzung sind jedoch die zu dem Zeitpunkt der Entscheidung vorherrschenden 
Rahmenbedingungen mit zu berücksichtigen. Schwerpunkt bei dem Transfer liegt vor allem 
auf der Veröffentlichung von wissenschaftlichen Aufsätzen und auf Vorträgen bei nationalen 
und internationalen Veranstaltungen. Darüber hinaus ist eine Publikation in einer der hausei-
genen Reihen (BWP, BIBB-Report) geplant. Es wird geprüft, ob sich die Ergebnisse aus dem 
Projekt auch für eine Darstellung in einer Monografie eignen. 
 
 
3. Konkretisierung des Vorgehens 
 
Forschungsmethoden 
Ziel des Projektes ist es, die Frage nach dem Nutzen der dualen Ausbildung für Auszubil-
dende und Betriebe empirisch zu beantworten. Dazu werden die aus dem Projekt 2.1.203 
„Kosten und Nutzen der betrieblichen Berufsausbildung“ gewonnenen Datensätze der Aus-
bildungs- und Nichtausbildungsbetriebe weiter ausgewertet. Zusätzlich wird angestrebt, die 
befragten Betriebe über die Betriebsnummer unmittelbar mit Informationen aus den Daten-
beständen der BA zu verknüpfen.  
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Auf der einen Seite ist beabsichtigt, die ehemaligen Auszubildenden der Betriebe in der 
BIBB-Kostenbefragung nach der Beendigung ihrer Ausbildung hinsichtlich ihres Erwerbsver-
laufes und -einkommens nachzuverfolgen. Auf der anderen Seite kann die Entwicklung von 
ausbildenden Betrieben bezüglich ihrer Beschäftigtenstruktur und der Fluktuation von Ar-
beitskräften nachgezeichnet werden. Durch die Verknüpfung von BIBB-Befragungs- mit Ge-
schäftsdaten der BA entsteht ein spezifischer Employer-Employee-Datensatz, der eine Be-
arbeitung der Fragestellungen auch unter Anwendung komplexer ökonometrischer Verfahren 
ermöglicht. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, einen solchen Datensatz aufzubauen, wes-
wegen das Vorgehen auf der Datenebene im Folgenden näher beschrieben wird.  
 
Die Basis für den Aufbau der LEE-Daten bilden die Erhebungseinheiten aus der Kosten-
Nutzen-Erhebung für das Jahr 2007. Von den insgesamt etwa 3.000 Betrieben mit gültigen 
Interviews haben etwa 2.000 dieser Betriebe einer Verknüpfung der Umfragedaten mit admi-
nistrativen Daten der BA zugestimmt. Die Verknüpfung der Datenbestände ist über die Be-
triebsnummer möglich, welche die zustimmenden Betriebe in der Befragung angegeben ha-
ben. 
 
Nun lassen sich die Personendaten des IAB mit der Betriebsnummer verknüpfen, denn die 
Betriebsnummer ist ein Bestandteil der jährlich abzugebenden Meldungen der Arbeitgeber 
an die Sozialversicherungsträger. Über die Sozialversicherungsnummer lassen sich die Jah-
resmeldungen von Personen zu eindeutigen Erwerbsverläufen zusammenführen. Erfasst 
werden alle sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen in Deutschland, also auch alle, 
die es zu beliebigen Zeitpunkten in denjenigen Betrieben gibt, die an der Kosten-Nutzen-
Erhebung 2007 teilgenommen haben. Über die Jahresmeldungen werden unter anderem die 
folgenden Merkmale für alle Beschäftigten verfügbar, wie  
 
• die tagesgenaue Lohnhöhe, 
• der Status der Beschäftigung (Voll-Teilzeit; geringfügig beschäftigt, Auszubildende), 
• der Erwerbs- oder Ausbildungsberuf auf der Dreistellerebene und 
• die Nationalität und das Geschlecht der Beschäftigten.  
 
Es gibt weitere, hier nicht genannte, aber auswertbare Merkmale für Beschäftigung. Darüber 
hinaus ist es möglich, für alle sozialversicherungspflichtigen Personen – darunter auch dieje-
nigen, die sich in einer betrieblichen Berufsausbildung befanden15 - nicht nur Informationen 
zur Beschäftigung, sondern auch Informationen zu allen Arten von Kundenkontakt mit der 
Bundesagentur für Arbeit anzufügen. Hierunter fallen etwa alle Arten von Arbeitslosigkeit 
nach dem SGB III (ALG I) und, bis zum Jahr 2004 auch die nach dem (jetzigen) SGB II (ALG 
II). Zudem decken die Daten die komplette sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, das 
sind über 80 Prozent der Erwerbstätigen in Deutschland, sowie den Kundenkontakt mit der 
BA ab.  
 
Aufgrund der stets eindeutig zuordenbaren Betriebsnummer lassen sich die Personendaten 
aus den Sozialversicherungsmeldungen problemlos einzelnen Betrieben zuordnen. Durch 
Aggregation der Personenmeldungen auf die Betriebsebene entsteht ein prozessproduzierter 
Betriebsdatensatz. An Merkmalen kommen beliebige „Mischungsanteile“ der (aufbereiteten) 
Merkmale der Beschäftigtenstatistik in Frage, also etwa die Anzahl der Mitarbeiter/-nnen, der 
Auszubildenden, der Facharbeiter/-innen, der Frauen, der Nicht-Deutschen, von älteren Ar-
beitnehmer/-innen, dem (durchschnittlichen) Lohnniveau des Betriebes und vieles mehr16. 

                                                
15 Der Beginn und die Beendigung einer Berufsausbildung sind seit 1991 meldepflichtige Ereignisse 
der Arbeitgeber an die Sozialversicherungsträger.  
16 Einen guten Überblick über mögliche Betriebsmerkmale gibt die Datenbeschreibung zum Betriebs-
Historik-Panel des IAB-FDZ (SPENGLER 2007). 
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A,19 A,22 F ,38 F ,43 H ,52A,19 A,22 F ,38 F ,43 H ,52
Betr ie bs num m e r 1 234 567 8, 

M eldun ge n am  30 . Se pt. 2 007

Diese Angaben sind theoretisch tagesgenau vom Jahr 1975 bis zum aktuellen Rand verfüg-
bar. Üblicherweise wird der Betriebsdatensatz einmal jährlich (i.d.R. zum 30. Juni) oder aber 
auch zum Ende eines jeden Quartals generiert17.  
 
Das oben Beschriebene wird nachfolgend bildhaft skizziert. Der Ausgangspunkt des geplan-
ten LEE-Datensatzes ist die Betriebsnummer der Kosten-Nutzen-Betriebe, der mit den Be-
schäftigtenmeldungen zunächst für einen Zeitpunkt – sagen wir den 30. September 2007 – 
angereichert wird. Für einen Betrieb mit fünf sozialversicherungspflichtig Beschäftigten könn-
te das so wie in Abbildung 1 aussehen. Jedes Kästchen steht für eine beschäftigte Person.  
 
Abb. 1: Musterbetrieb aus der Kosten-Nutzen-Erhebun g und seine Meldungen  

an die Sozialversicherungsträger am 30. September 2 007  

Legende:  A: Auszubildende  |  F : Facharbeiter  |  H: Hochschulabsolventen 
                 Die Zahlen kennzeichnen das Alter der Personen in Jahren  
 
Der Musterbetrieb beschäftigt am 30. September 2007 zwei Auszubildende, zwei Facharbei-
ter und einen Hochschulabsolventen. Demnach beträgt der Auszubildenden- und Facharbei-
teranteil jeweils 40 Prozent, der Hochschulabsolventenanteil 20 Prozent. Das Durchschnitts-
alter im Betrieb beträgt 34,8 Jahre. Solche Angaben – für alle Betriebe in Deutschland – 
münden in die Betriebsdatei der BA bzw. des IABdarauf (obere Zeile) personell strukturiert 
ist. 
 
Abb. 2: Musterbetrieb aus der Kosten-Nutzen-Erhebun g und seine Meldungen an 

die Sozialversicherungsträger am 30. September im Z eitraum 2006 bis 
2008  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der/ die jüngere Auszubildende war im Jahr 2006 noch nicht im Musterbetrieb. Der/ die älte-
re Auszubildende schließt im Jahr 2007 (erfolgreich) die Ausbildung ab und verlässt den Be-
trieb. Stattdessen stellt der Betrieb im Jahr 2008 einen/eine Hochschulabsolventen/ 
-absolventin ein. Die Aggregation der Personenmerkmale auf die Betriebsebene ergibt für 
den Auszubildendenanteil im Jahr 2006 25 Prozent, im Jahr 2007 40 Prozent und im Jahr 
2008 20 Prozent.  

                                                
17 Zu beachten ist, dass es eine gewisse Zeitverzögerung bei der Bereitstellung der Beschäftigtenda-
ten gibt, denn nicht alle Arbeitgeber geben sofort am 02. Januar die Sozialversicherungsmeldungen 
des Vorjahres für alle ihre Beschäftigten ab. Hinzu kommt, dass die Daten erst zu den Krankenkas-
sen, dann zu den Rententrägern und erst danach an die Bundesagentur für Arbeit bzw. das IAB 
übermittelt werden. Die Wartezeiten für eine einigermaßen verlässliche Datengrundlage liegen bei 12 
Monate nach Jahresende (etwa 95 Prozent aller Meldungen sind dann verfügbar). Nach 18 Monaten 
ist die Datenqualität noch einmal verbessert (Füllgrad über 99 Prozent). 
 

A,19 A,22 F ,38 F,43 H,52A,19 A,22 F ,38 F,43 H,52
Betr ie bs num m e r 1 234 567 8, 

M eldun ge n am  30 . Se pt. 2 007

A,20 F ,39 F,44 H,53

A,21 F ,37 F,42 H,51A,21 F ,37 F,42 H,51

Betr ie bs num m e r 1 234 567 8, 

M eldun ge n am  30 . Se pt. 2 008

Betr ie bs num m e r 1 234 567 8, 

M eldun ge n am  30 . Se pt. 2 006

H,29
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Da die prozessproduzierten Datenbestände mit den Daten der Kosten-Nutzen-Erhebung 
verbunden werden können, werden zum Beispiel Analysen möglich, die untersuchen, inwie-
fern bestimmte Kosten-Nutzen-Relationen der betrieblichen Berufsausbildung zu bestimmten 
Veränderungen der betrieblichen Personalstruktur führen18. Natürlich ist auch jederzeit der 
umgekehrte Analyseweg möglich. Dann wird geprüft, inwiefern die Veränderungen der be-
trieblichen Personalstruktur aus der Vergangenheit die Kosten-Nutzen-Relation der betriebli-
chen Berufsausbildung im Jahr 2007 beeinflusst. Soweit zu der Betriebsperspektive.  
 
Die Personenperspektive lässt sich durch Analysen der Erwerbsverläufe etwa der Auszubil-
denden darstellen. In Abbildung 3 wird dies skizziert.  
 
Abb. 3: Darstellung des Erwerbsverlaufs einer/eines  Auszubildenden in einem 

LEE-Datensatz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei einer Betrachtung der Erwerbsverläufe stellt sich im Vergleich zu Abbildung 2 heraus, 
dass in dem Musterbetrieb der/die jüngere Auszubildende bereits im Vorjahr eine betriebli-
che Berufsausbildung begonnen hatte, diese aber im Verlauf des ersten Ausbildungsjahres 
abbrach und anschließend – bis zur Neuaufnahme der Berufsausbildung im Musterbetrieb – 
arbeitslos, bzw. Arbeit suchend gemeldet war. Ebenso gut ließe sich – das wurde in Abbil-
dung 3 nicht dargestellt – für den älteren Auszubildenden/die ältere Auszubildende der Er-
werbsverlauf nach dem Austritt aus dem Musterbetrieb untersuchen. Es ist z.B. erkennbar, 
ob die entsprechende Person arbeitslos wurde, eine neue Beschäftigung angetreten hat oder 
auch nichts von beidem passierte. Auch hier ist es möglich zu untersuchen, ob Kosten-
Nutzen-Relationen der Berufsausbildung der Betriebe einen direkten Einfluss auf die Er-
werbsverläufe von Personen haben können. 
 
Der entscheidende Punkt bei der Datenverknüpfung ist somit, dass für die Erwerbsverlaufs-
analysen die Betriebsinformationen aus der Kosten-Nutzen-Erhebung als „zusätzliche“ Ana-
lysevariablen verwendet werden können. So ließe sich beispielsweise in Anlehnung an Ab-
bildung 3 analysieren, welche Betriebe mit welchen Kosten-Nutzen-Relationen ehemals ar-
beitslosen jungen Menschen eine Berufsausbildung ermöglichen und welcher Typ der Aus-
bildung (z.B. investiv/produktiv) dann hauptsächlich anzutreffen ist. Das kann natürlich auch 
                                                
18 Im vorliegenden Fall könnte es etwa Anzeichen geben, dass sich Ausbildung für den Musterbetrieb 
nicht lohnt, er deswegen den älteren Auszubildenden bzw. die ältere Auszubildende nicht übernimmt 
und lieber einen Hochschulabsolventen oder eine Hochschulabsolventin einstellt.  

A,19 A,22 F,38 F,43 H,52A,19 A,22 F,38 F,43 H,52
B etriebsnummer 12345678, 

Meldungen am 30. Sept. 2007

A,20 F,39 F,44 H,53
B etriebsnummer 12345678, 

Meldungen am 30. Sept. 2008  

A,21 F,37 F,42 H,51A,21 F,37 F,42 H,51 B etriebsnummer 12345678, 

Meldungen  am 30 . Sept. 2006

H,29

Betriebsnr. 
87654321

arbe itslos/ 
Arbeit suchend

(erneute) Aufnahm e der 
Ausbildung in Betrieb 
m it Nr. 12345678
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jederzeit etwa im Vergleich zu den Jugendlichen erfolgen, die direkt im Anschluss an ihren 
Schulbesuch eine betriebliche Berufsausbildung aufnehmen19. Es stellt sich z.B. die Frage, 
inwiefern die beiden Personengruppen überhaupt – bezüglich der betrieblichen Kosten-
Nutzen-Relation der Berufsausbildung – in strukturell ähnlichen Betrieben ausgebildet wer-
den oder ob es sich dann auch in der Regel um verschiedene Betriebstypen handelt? Die 
Beantwortung solcher Fragen wirft etwas Licht auf mögliche Pfadabhängigkeiten in Erwerbs-
verläufen, insbesondere darauf, inwiefern dafür eher persönliche oder betriebliche Merkmale 
verantwortlich sind und in welcher Art und Weise beide auf dem deutschen Arbeitsmarkt mit-
einander korrespondieren.  
 
Die angesprochenen inhaltlichen Fragestellungen sind selbstverständlich nur skizzenhafte 
Beispiele für mögliche Auswertungen. Das inhaltlich Mögliche wird dann durch den Merk-
malskanon festgelegt, den die Daten beinhalten. Die Festlegung dieses Merkmalskanons für 
die IAB-Daten auf der Betriebs- und Personenebene – angelehnt an die inhaltlich interessie-
renden Fragestellungen (vgl. Abschnitt Projektziele) – wird eine der ersten Projektaufgaben 
sein20. Daran anschließend bereitet das IAB die ersten so definierten Betriebs- und Perso-
nendaten auf und stellt sie für die inhaltlichen Auswertungen zur Verfügung. Im (überjähri-
gen) Projektverlauf wird es jährlich zu neuen Datenziehungen kommen. Diese fügen jeweils 
das aktuellste verfügbare Jahr für die Beschäftigtendaten zu den bereits bestehenden Da-
tenbeständen hinzu.  
 
Der zusätzliche Nutzen dieser wiederholten und aktualisierten Datenauszüge besteht insbe-
sondere darin, dass auch über den Erwerbsbeginn hinaus (Erwerbs-)Verläufe von Auszubil-
denden und die Entwicklung ausbildender Betriebe untersucht werden können. Mitte des 
Jahres 2010 werden Beschäftigtendaten lediglich bis einschließlich des Jahres 2008 vorlie-
gen. Zu diesem Zeitpunkt kann der Erwerbseinstieg derjenigen Auszubildenden beobachtet 
werden, die sich im Berichtsjahr der BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung (2007) in ihrem letz-
ten Lehrjahr befanden. Bis zum Ende der Projektlaufzeit (2012) können für diese Gruppe von 
Auszubildenden dann die ersten drei Jahre nach dem Ende der Ausbildung abgebildet wer-
den.  
 
Als Verfahren zur Analyse der LEE-Datensätze bietet sich insbesondere die Mehrebenen-
analyse an (RABE-HESKETH/SKRONDAL 2008). Hiermit können Einflussstärken der persönli-
chen und betrieblichen Ebene mittels regressionsanalytischer Verfahren berechnet werden. 
Das schließt eine Varianzzerlegung auf der unteren (Personen) und oberen (Betriebe) Ebene 
ebenso ein wie die Interaktion zwischen den beiden Ebenen. Allgemein finden hierarchische 
Modelle Anwendung, wenn die Datenstruktur einer Untersuchungspopulation mehrere Ebe-
nen, das heißt, eine hierarchische Ordnung aufweist und die zu erklärende Variable simultan 
durch Merkmale verschiedener Ebenen erklärt werden soll. Häufige Anwendungsfälle sind 
Schüler/-innen/Schulklassen innerhalb von Schulen oder eben auch, wie im vorliegenden 
Fall, Personen (Auszubildende) in Betrieben.  
 
Darüber hinaus kommen bei der Analyse von Betriebspaneldaten regressionsbasierte Pan-
elmodelle zur Anwendung. Neben den gängigen Modellen mit „Random“- und „Fixed-Effects“ 
werden auch Mischmodelle, bei denen sowohl zeitvariante als auch zeitinvariante Einfluss-
merkmale berücksichtigt werden können, eingesetzt (WOOLDRIDGE 2002). Zudem ist geplant, 
sogenannte GMM („General Method of Moments“-)Modelle zu spezifizieren (ROODMAN 
2008). Diese sind insbesondere bei einer großen Stichprobe, aber wenigen Messzeitpunkten 
                                                
19 Auf der Datenebene genauer: Die vorher nicht arbeitslos oder Arbeit suchend oder in einem ande-
ren Betrieb als Beschäftigte oder Auszubildende gemeldet waren. 
20 Alle verfügbaren Merkmale aus der Beschäftigten- und den verschiedenen Geschäftsstatistiken der 
BA dürfen aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht zusammen mit sehr ausführlichen Betriebsinfor-
mationen aufgrund erhöhter Reidentifikationsrisiken ausgewertet werden. Die SGB schreiben diesbe-
züglich eine Beschränkung auf das inhaltlich absolut Notwendige vor.  
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ein adäquates Mittel, um über die Instrumentalisierung der abhängigen und unabhängigen 
Variablen das Problem der Endogenität zu behandeln. 
 
 
Interne und externe Beratung 
Methodischer Sachverstand wird intern durch die Mitarbeit des Leiters des Forschungsda-
tenzentrums (FDZ) des BIBB, DR. ALDA, eingebracht. Darüber hinaus wird durch die Koope-
ration mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie mit weiteren inter-
nationalen Kooperationspartnern (siehe Abschnitt Kooperationen) externe Methodenexperti-
se in dem Projekt verankert. Ferner ist vorgesehen, im BIBB-Arbeitskreis „Quantitative Me-
thoden“ über das methodische Vorgehen zu berichten.  
 
 
Kooperationen 
Kooperationspartner sowohl bei der Verknüpfung von BIBB-Befragungs- mit Geschäftsdaten 
der BA als auch bei der Auswertung der LEE-Datensätze ist das Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB). Des Weiteren soll im Rahmen des Projektes die Zusammenar-
beit mit der Forschungsstelle für Bildungsökonomie der Universität Bern sowie dem Re-
search Centre for Education and the Labour Market (ROA) der Universität Maastricht fortge-
setzt werden.  
 
 
4. Projekt- und Meilensteinplanung 
 
Nr. Meilenstein (MS) Termin  

MS 1 Projektstart 01.01.2010 

MS 2 
Erste Verknüpfung der BIBB-Erhebungsdaten mit BA-
Geschäftsdaten abgeschlossen 

01.09.2010 

MS 3 Zwischenbericht erstellt 30.06.2011 

MS 4 Projektkolloquium 30.09.2011 

MS 5 Beitrag bei einer referierten Zeitschrift eingereicht 01.06.2012 

MS 6 Abschlussbericht erstellt 31.12.2012 
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Projektplan 
 

 1. Projektjahr (2010) 
(Planung in Quartalen) 

2. Projektjahr (2011) 
(Planung in Quartalen) 

3. Projektjahr (2012) 
(Planung in Quartalen) 

Arbeitspakete/Arbeitsschritte             

Projektbeginn (MS 1) X            

Verknüpfung der BIBB-Erhebungsdaten mit 
BA-Geschäftsdaten (MS 2) X X X    X    X  

Erstellung einer Dokumentation über die 
Verknüpfung  

  X X         

Aufbereitung der Daten   X X X        

Beginn Auswertung und Analyse     X        

Zwischenbericht (MS 3)      X       

Projektkolloquium (MS 4)       X      

Erstellung von Publikationen (u.a. Beitrag 
für eine referierte Zeitschrift) (MS 5) 

     X X X X X X X 

Fertigstellung Abschlussbericht (MS 6)            X 
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1. Das Wichtigste in Kürze 
 
In der dualen Ausbildung wird aufgrund der verschiedenen Lernorte ein komplexes Gefüge 
von Bedingungen für die Entwicklung beruflicher Kompetenzen der Auszubildenden wirksam. 
Im vorliegenden Projekt steht die Frage im Mittelpunkt, welche Bedingungen am Lernort Be-
trieb einen maßgeblichen Einfluss auf die Entwicklung der Fachkompetenz als eine Facette 
beruflicher Handlungskompetenz von Auszubildenden haben. Zu diesem Zweck werden so-
wohl Erhebungsinstrumente für Input- und Prozessqualitäten betrieblicher Ausbildung, als 
auch Testverfahren nach der Item-Response-Theorie für die Fachkompetenz bei Auszubil-
denden der Mechatronik und der Fachinformatik entwickelt. Die Erfassung der Fachkompe-
tenz erfolgt damit, in Analogie an das europäische VET-LSA, mittels simulationsorientierter 
Testverfahren. Darüber hinaus leistet die vorliegende Studie einen Beitrag zur Qualitätsdis-
kussion in der beruflichen Bildung, indem der Einfluss verschiedener Qualitätsmerkmale auf 
die Entwicklung der Fachkompetenz ermittelt wird. Für die konkrete Umsetzung kommt ein 
Längsschnittdesign mit Panelcharakter zur Anwendung. Zu insgesamt sieben Messzeitpunk-
ten werden Daten zu Qualitätsmerkmalen der betrieblichen Ausbildung und zur Fachkompe-
tenz der Auszubildenden erhoben und miteinander in Beziehung gesetzt. Damit sollen Er-
kenntnisse über die Entwicklung der Fachkompetenz über die gesamte Ausbildungszeit hin-
weg gewonnen werden. Im Anschluss daran werden in einer zweiten Projektphase die Er-
gebnisse der Testverfahren mit den Ergebnissen der Zwischen- und Abschlussprüfungen der 
Auszubildenden in Zusammenhang gebracht. 
 
Durch das Projekt werden sowohl Erkenntnisse zur Qualitätsdiskussion in der beruflichen 
Bildung als auch Beiträge zu dem noch jungen Forschungsfeld der Kompetenzmodellierung 
und -messung im Berufsbildungsbereich geliefert. Insgesamt verfolgt das Projekt drei zentra-
le Ziele: Es sollen anwendbare Messinstrumente zur Erfassung beruflicher Kompetenzen 
entwickelt sowie der Einfluss verschiedener Qualitätsmerkmale auf die Kompetenzentwick-
lung untersucht werden, um gezielte Gestaltungsempfehlungen für die betriebliche Ausbil-
dung ableiten zu können. Diese beinhalten sowohl Hinweise zur Güte der ausbildenden Be-
triebe als auch zur Qualifizierung des Ausbildungspersonals und ermöglichen somit eine Pro-
filierung bestehender Rahmenlehrpläne für die Ausbilderqualifizierung. Schließlich wird die 
Korrespondenz zwischen den Testverfahren zur Fachkompetenz und den Prüfungen in der 
dualen Ausbildung analysiert.  
 
Nach Abschluss des Projekts bieten sich verschiedene Verwendungsmöglichkeiten für die 
entwickelten Instrumente an. So wird untersucht, inwieweit Elemente der Testverfahren als 
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Prüfungsinstrumente in der Ausbildungspraxis zum Einsatz kommen könnten. Schließlich 
eignen sich die entwickelten Verfahren zur Messung betrieblicher Ausbildungsqualität auch 
als Evaluationsinstrumente für die Ausbildungspraxis. 
 
 
2. Forschungsbegründende Angaben 
 
Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des BIBB 
Das geplante Forschungsprojekt lässt sich zwei Themenschwerpunkten des Mittelfristigen 
Forschungs- und Entwicklungsprogramms des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 2009 
bis 2012 zuordnen. Es bestehen Bezüge zum Themenschwerpunkt „Modernisierung und 
Qualitätssicherung der beruflichen Bildung“. Zum Unterpunkt „Weiterentwicklung von Quali-
tätskonzepten und -dimensionen“ wird die folgende Forschungsfrage formuliert: „Wie kann 
Qualität in allen Bereichen beruflicher Bildung bestimmt, gesichert und verbessert werden?“ 
Durch die (Weiter-)Entwicklung von Instrumenten zur Erfassung betrieblicher Ausbildungs-
qualität und die Erforschung der Beziehungen zwischen Input- und Prozessqualitäten der 
Ausbildung einerseits und den Ergebnissen beruflicher Ausbildung andererseits werden 
wertvolle empirische Beiträge zur Qualitätsdiskussion in der beruflichen Bildung geleistet. 
 
Der zweite, projektrelevante Themenschwerpunkt des Programms ist der Bereich „Lebens-
begleitendes Lernen, Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit der Bildungswege“. Hier ist u.a. 
die Erforschung der Kompetenzentwicklung im Lebensverlauf vorgesehen. In diesem Zu-
sammenhang wird auf die Notwendigkeit verwiesen, Verfahren zur Messung und Diagnose 
von Kompetenzen zu entwickeln und zu erproben. Im vorliegenden Projekt sollen psycho-
metrische Verfahren für die Fachkompetenz in zwei ausgewählten Berufen entwickelt und 
erprobt und somit ein Beitrag zur Anschlussfähigkeit der Berufsbildungsforschung in der 
Kompetenzdiagnostik geleistet werden. Im Projekt werden die beiden Themenbereiche 
„Qualitätssicherung“ und „Kompetenzforschung“ aufeinander bezogen und Beziehungen 
zwischen ihnen systematisch untersucht. 
 
 
Problemdarstellung 
Das Thema Qualitätssicherung hat im bildungspolitischen Kontext der letzten Jahre eine zu-
nehmende Aufmerksamkeit erfahren. In der Kopenhagener Erklärung (EUROPÄISCHE KOM-
MISSION, 2002) werden u.a. die Qualitätssicherung der beruflichen Bildung und die Förderung 
der Qualifikation des Personals in der beruflichen Bildung als zentrale Ziele genannt. Der 
Begriff Qualität kann sich jedoch je nach Kontext auf unterschiedliche Aspekte des Bildungs-
prozesses beziehen. EBBINGHAUS (2007) sowie KREKEL und BALLI (2007) unterscheiden 
nach TIMMERMANN und WINDSCHILD (1996) im Rahmen der betrieblichen Bildung die folgen-
den Aspekte der Qualität: 
 
• Input (Voraussetzungen), z. B. Eingangsvoraussetzungen der Auszubildenden (u.a. 

Vorkenntnisse, Intelligenz), Ausstattung, Curriculum (Inputqualität), 
• Throughput (Durchführung), z.B. Inhalt und Methodik der Lehre, Motivation der Teilneh-

mer/-innen (Prozessqualität), 
• Output (Ergebnis), z.B. erworbene Kenntnisse, erreichter Abschluss (Outputqualität), 
• Transfer (Anwendung), d.h. Anwendung erworbenen Wissens in der Praxis sowie 
• Outcome (Verwertung), z.B. Effizienz der Wissensanwendung, Verwendbarkeit des er-

zielten Abschlusses auf dem Arbeitsmarkt (Outcomequalität) 
 
Im Zusammenhang mit der Qualitätsdiskussion auf europäischer Ebene spielen Output-/ 
Outcome-Faktoren eine besonders wichtige Rolle. Die Betrachtung der Qualität darf sich 
jedoch nicht nur auf einen dieser Aspekte beschränken, sondern muss alle Aspekte als 
gleich wichtig betrachten. Eine umfassende Beurteilung von Output-/Outcome-Faktoren setzt 
zwangsläufig die Berücksichtigung der anderen Qualitätsebenen voraus. Nur so können im 
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Rückschluss Aussagen über das Bedingungsgefüge eines beobachteten Ergebnisses (Out-
come) getroffen werden.  
 
Bei den Einflussfaktoren müssen Inputqualität und Prozessqualität (Throughput) unterschie-
den werden. Während Inputqualität sich auf die Eingangsvoraussetzungen (beispielsweise 
den Schulabschluss oder die Motivation der Auszubildenden zu Beginn der Ausbildung) be-
zieht, werden unter Prozessqualität diejenigen Faktoren verstanden, die die Entwicklung der 
Kompetenz während der Durchführung der Ausbildung beeinflussen. Ausbildungserfolg wie-
derum kann nur indirekt über Indikatoren der Ergebnisse der Ausbildung erfasst werden. 
Hierbei sind die drei Ebenen Output, Transfer und Outcome zu unterscheiden. Sämtliche 
Versuche, die Kompetenz(-entwicklung) der Auszubildenden zu erfassen, sind dem Bereich 
der Outputqualität zuzuordnen. Beispiele sind die Untersuchungen von Nickolaus et al. 
(2008) zur Entwicklung der Fachkompetenz oder zum Niveau der Sozialkompetenzen der 
Absolventen und Absolventinnen dualer oder vollzeitschulischer Ausbildungsgänge (vgl. 
MÜLLER, 2006).  
 
In der Berufsbildungspraxis zeigt sich die zunehmende Bedeutung der Qualitätsthematik in 
der verstärkten Etablierung von Qualitätssicherungssystemen, die sich in der Regel stärker 
auf die Input- und Prozessqualität fokussieren. So führen aktuell beispielsweise einige Bun-
desländer Qualitätssicherungssysteme in den Berufsschulen ein. Mit der Implementierung 
der Systeme wird die Hoffnung verbunden, über eine Verbesserung der Input- und Prozess-
qualität eine Steigerung der Output- und Outcomequalität zu bewirken (EULER, 2005). Auf 
der Seite der Outputqualität ist die Diskussion um die Kompetenzorientierung der beruflichen 
Bildung anzusiedeln, bei der der Bildungsprozess zugunsten des Lernergebnisses in den 
Hintergrund tritt. Der Europäische Qualifikationsrahmen (EQR) (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 
2008), als Instrument zur Förderung der Transparenz, ist beispielsweise stark an Lernergeb-
nissen/Kompetenzen und nicht am Input oder dem Lernprozess orientiert. Hierbei werden 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, differenziert auf acht Niveaustufen, zur Einord-
nung von Bildungsergebnissen unterschieden. Die zunehmende Bedeutung von Kompeten-
zen an Stelle von Qualifikationen rückt gleichzeitig auch die Frage nach einer validen Mes-
sung von Kompetenzen in den Vordergrund. Obwohl sich je nach Zugang zur Qualitätsthe-
matik unterschiedliche Perspektiven ergeben, eine stärker input- und prozessorientierte Sicht 
auf der einen Seite und die output- bzw. outcomeorientierte Sicht mit kompetenzorientierter 
Perspektive auf der anderen Seite, haben beide Forschungskontexte einen gemeinsamen 
Bezugspunkt, dem sie sich von verschiedenen Seiten nähern: die Leistungsfähigkeit des 
Berufsbildungssystems. 
 
Es gibt bislang nur wenige Studien, die systematisch und empirisch die Zusammenhänge 
zwischen Input-/Prozessqualität einerseits und Output-/Outcomequalität andererseits unter-
suchen. Existierende Studien weisen meist spezifische Begrenzungen auf. So werden zwar 
Inputqualitäten (der Auszubildenden) und das Fachwissen am Ende der Ausbildung erhoben, 
Daten zu Prozessqualitäten jedoch nicht einbezogen (LEHMANN & SEEBER, 2007). Andere 
Studien umfassen Input-, Prozess- und Outputqualität, bleiben aber auf die Grundstufe be-
trieblicher Ausbildung oder aber auf schulische Anteile der Ausbildung beschränkt (z.B. NI-
CKOLAUS, GSCHWENDTNER & GEIßEL, 2008). Zusammenhänge zwischen beiden Seiten wer-
den deshalb häufig unterstellt, ohne genau zu wissen, welche Faktoren im Verlauf der Aus-
bildung tatsächlich einen Einfluss auf das Ergebnis haben und wie er sich genau äußert. Die 
mangelhafte Befundlage ist u.a. darauf zurückzuführen, dass der Forschung bislang in den 
meisten Domänen geeignete Instrumente zur Diagnostik beruflicher Kompetenzen fehlen. 
Empirische Erkenntnisse zu diesem Thema sind jedoch von elementarer Bedeutung, um die 
Effektivität von Bildungsprozessen beurteilen und die Wirksamkeit von Qualitätssicherungs-
maßnahmen überprüfen zu können und um anschließend eine gezielte Ausrichtung und Ge-
staltung zu ermöglichen.  
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Projektziele 
Das Projekt geht der Frage nach, welche Zusammenhänge zwischen Input- und Prozessdi-
mensionen der betrieblichen Ausbildungsqualität und den erworbenen Kompetenzen (Out-
putqualität) der Auszubildenden zu unterschiedlichen Zeitpunkten in der Ausbildung beste-
hen. Konkret stellt sich die Frage, welche Dimensionen der Input- und Prozessqualität be-
grifflich, theoretisch und praktisch unterschieden werden können und wie diese untereinan-
der und auf die Outputqualität wirken. Von den fünf bei TIMMERMANN und WINDSCHILD (1996) 
unterschiedenen Qualitätsdimensionen werden somit die ersten drei – Input-, Prozess- und 
Outputqualität - betrachtet und die Beziehungen zwischen ihnen untersucht.  
 
Auf der Eingangsseite sollen relevante Indikatoren der Input- und Prozessqualität erfasst und 
auf der Ergebnisseite mit Indikatoren ausgewählter Facetten der beruflichen Handlungskom-
petenz in Beziehung gesetzt werden. Mögliche Zusammenhänge zwischen Qualitätsmerk-
malen des betrieblichen Ausbildungsprozesses und ausgewählten Indikatoren der Kompe-
tenz von Auszubildenden werden auf diese Weise einer empirischen Überprüfung zugänglich 
gemacht. Die Ergebnisse sollen dazu beitragen, Qualitätsfaktoren betrieblicher Ausbildung 
mit einer prädiktiven Kraft für die in der Ausbildung erreichten Ziele der Kompetenzentwick-
lung zu identifizieren. Zugleich wird ein Beitrag zur Modellierung und Messung von berufli-
chen Kompetenzen geleistet. Bei den zu untersuchenden Outputqualitäten wird im Projekt 
der Fokus auf die Fachkompetenz gelegt, da es unmöglich ist die berufliche Handlungskom-
petenz umfassend zu messen. Bei der Messung von Fachkompetenz kann hingegen auf 
bisherigen Vorarbeiten aufgebaut werden (vgl. FEHRING 2007; NICKOLAUS 2008; 
GSCHWENDTNER 2008; GEIßEL 2008). Zu diesem Zweck sollen Tests für die Fachkompetenz 
in den beiden Ausbildungsberufen Mechatroniker/-in und Fachinformatiker/-in konstruiert und 
getestet werden, um anschließend als Instrumente zur Messung von Ausschnitten berufli-
cher Handlungskompetenz, also von Outputqualitäten der betrieblichen Ausbildung, zum 
Einsatz zu kommen. Ergänzend kommen weitere Instrumente für die Messung von Output-
qualitäten, beispielsweise zur Motivation, zum Einsatz.  
 
 
Forschungsstand 
Seit den frühen 1970er Jahren haben sich verschiedene Studien auf der Grundlage einer 
berufspädagogischen Konzeption von Outputqualität mit dem Einfluss betrieblicher Rahmen-
bedingungen auf die Ergebnisse der Ausbildung befasst. Als Ausgangspunkt ist die Untersu-
chung der Edding-Kommission (1974) zu nennen, an die später die Arbeiten von MÜNCH ET 
AL. (1981), von JUNGKUNZ (1995) sowie von KIENZLER und WINZ (2001) anknüpften. In dieser 
Tradition stehen auch die aktuellen Forschungsarbeiten von KREWERTH (2007) bzw. KRE-

WERTH ET AL. (2008a, b) sowie von EBBINGHAUS (2007) bzw. EBBINGHAUS ET AL. (2008). 
Während KREWERTH ET AL. Zusammenhängen zwischen Aspekten der Input-, Prozess- und 
Outputqualität aus Sicht von Auszubildenden nachgeht, stehen bei EBBINGHAUS ET AL. Wir-
kungszusammenhänge zwischen den verschiedenen Teilqualitäten aus betrieblicher Per-
spektive im Mittelpunkt.  
 
Einflüsse des Inputs auf das Ergebnis sind unbestritten. Dies zeigt beispielsweise die Studie 
von NICKOLAUS, GSCHWENDTNER und GEIßEL (2008), in der das fachspezifische Vorwissen 
sich als starker Prädiktor des Lernzuwachses in der gewerblich-technischen Grundbildung 
erwies. Auch der Einfluss der Intelligenz auf Lernprozesse ist gut untersucht (vgl. z.B. FRAN-
KE 2005). Es ist jedoch davon auszugehen, dass dem Prozess der Ausbildung ein eigener 
Stellenwert als Bedingung des Kompetenzerwerbs beigemessen werden muss, da man nicht 
davon ausgehen kann, dass qualitativ hochwertige Inputs auch einen erfolgreichen Kompe-
tenzerwerb sicherstellen. Vielmehr werden erst im Prozess der Ausbildung die Bedingungen 
für einen erfolgreichen Kompetenzerwerb geschaffen, wofür die (notwendigerweise) vorhan-
denen Inputs umgesetzt werden müssen. 
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Einige Studien bestätigen Zusammenhänge zwischen Input-, Prozess- und Outputdimensio-
nen in der betrieblichen Ausbildung, die sich allerdings nicht auf die Fachkompetenz, son-
dern auf andere Zieldimensionen beziehen. Zu nennen sind hier beispielsweise Studien zu 
Ausschnitten der Sozialkompetenz (HÄFELI, KRAFT & SCHALLBERGER 1988; HOFF, LEMPERT & 

LAPPE 1991) bzw. zur moralischen Urteilsfähigkeit (BECK ET AL. 1996, 1998, 2000). Bezogen 
auf die soziale Kompetenzentwicklung erwiesen sich die folgenden Prozessmerkmale als 
relevant: Gestaltungsfreiräume, subjektive Bewertungen der Arbeits- und Ausbildungssituati-
on, Anforderungsgehalt der Arbeit, Konfrontation mit Konflikten, Kommunikations- und Ko-
operationsmöglichkeiten sowie Verantwortungsübernahme (HÄFELI, KRAFT & SCHALLBERGER 
1988; HOFF, LEMPERT & LAPPE 1991; KÄRTNER, OTTO & WAHLER 1985) 
 
Einige Autoren benennen Bedingungen des Kompetenzerwerbs – allerdings beziehen sie 
sich dabei nicht speziell auf den Bereich Ausbildung. EDELMANN und TIPPELT (2007) bei-
spielsweise weisen in diesem Zusammenhang auf den Faktor Lernkultur und die Berücksich-
tigung methodisch-didaktischer sowie lerntheoretischer Erkenntnisse hin, ohne diese aber 
auf der Umsetzungsebene zu konkretisieren. Sie räumen selbst ein, “dass diese plausiblen 
Formulierungen noch der empirischen Konkretisierung bedürfen.“ (EDELMANN und TIPPELT 
2007, S. 133). 
 
FRANKE (2005, S. 56) benennt Determinanten der Kompetenzentwicklung und bettet diese in 
ein Rahmenmodell ein. Er unterscheidet Personeneigenschaften, das Erfahrungspotenzial 
der Arbeit, Rahmenbedingungen der Tätigkeit und begünstigende Erfahrungskontexte. Unter 
den Personeneigenschaften, die dem Input zuzuordnen sind, erwähnt er die kognitive 
Grundausstattung (z.B. Intelligenzniveau, Konzentrationsfähigkeit, Verarbeitungskapazität) 
sowie Persönlichkeitsfaktoren (z.B. seelische Gesundheit, Offenheit für neuen Erfahrungen, 
soziale Kontakte). Die Erfahrungspotenziale der Arbeit (z.B. Problemhaltigkeit, Abwechs-
lungsreichtum) sind eindeutig dem Prozess zuzuordnen. Nach seinen Angaben werden die-
se durch übergeordnete Rahmenbedingungen (z.B. Arbeitsklima, Stand der Technik) mode-
riert und wirken in Abhängigkeit von personenseitigen Merkmalen. FRANKE weist darauf hin, 
dass bezüglich der einzelnen Merkmale nicht unbedingt von einem additiven Modell auszu-
gehen sei, da in Abhängigkeiten von Personenmerkmalen die Gefahr der Überforderung für 
den Lernenden bestehe. Unter Rahmenbedingungen der Tätigkeit werden Kooperationsmög-
lichkeiten und soziale Unterstützung genannt. Zusätzlich erwähnt FRANKE begünstigende 
Erfahrungskontexte, die sich auf Faktoren außerhalb des Prozesses beziehen und ihn in 
gewissem Sinne moderieren (z.B. Bildung, soziale Netzwerke, Position in Vereinen).  
 
Auch der genaue Einfluss der Input- und Prozessmerkmale auf den Kompetenzerwerb ist 
bisher nur in Ansätzen erforscht. Festzuhalten bleibt, dass bestimmte Input- und Prozess-
merkmale als Bedingungen des Kompetenzerwerbs immer wieder erwähnt werden. Sie sei-
en im Folgenden in Anlehnung an das Modell von KREWERTH ET AL. (2008a) in fünf Bereiche 
unterteilt: 
 
• Kognitive und motivationale Voraussetzungen der Lernenden, 
• Ausbildungspersonal, 
• Arbeitsaufgaben (Inhalte und Methoden), 
• Lernumgebung (materielle Ausstattung, Lehrmittel und Räume) sowie 
• Ausbildungsorganisation und Lernortkooperation (z.B. Ausbildungssteuerung und -

planung, Einsatz der Auszubildenden). 
 
Im Rahmen des Projekts wird zu klären sein, welche Merkmale dieser Bereiche zu berück-
sichtigen sind. An Hand bisheriger empirischer Befunde sollen diejenigen Merkmale ausge-
wählt werden, von denen angenommen werden kann, dass sie einen bedeutsamen Effekt 
auf die Fachkompetenz haben. NICKOLAUS, GSCHWENDTNER und GEIßEL (2008) beispielswei-
se stellen in einer Studie die Bedeutung des fachspezifischen Vorwissens und der Basisfer-
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tigkeiten wie Lesen und Rechnen für die Entwicklung der Fachkompetenz bei Auszubilden-
den der KFZ-Mechatronik und der Elektronik heraus. Für die Intelligenz wurden etwas gerin-
gere, aber immer noch bedeutende Zusammenhänge festgestellt. Für den Bereich der Lern-
haltigkeit von Aufgaben, was zum Beispiel den Tätigkeitsspielraum und die Anforderungsviel-
falt betrifft, weisen zahlreiche Studien von Bergmann Zusammenhänge zu (selbstberichte-
ten) Kompetenzen auf (BERGMANN, POHLANDT, RICHTER, PIETRZYK & EISFELDT, 2004). Was 
den Bereich des Ausbildungspersonals angeht, so ist davon auszugehen, dass die Qualifika-
tion des Ausbildungspersonals eine wichtige Rolle für die Kompetenzentwicklung der Auszu-
bildenden spielt (ULMER & JABLONKA, 2007).  
 
Im Anschluss an die Auswahl verschiedener Qualitätsmerkmale werden Instrumente zu ihrer 
Erfassung (weiter-) entwickelt, um ihren Einfluss auf die Kompetenzentwicklung untersuchen 
zu können. Mit der differenzierten Erfassung der Prozessmerkmale der Ausbildungsqualität, 
wie sie in diesem Projekt vorgesehen ist, erwarten wir größere Effekte der betrieblichen Aus-
bildung auf die Motivations- und Kompetenzentwicklung nachweisen zu können. 
 
Hinsichtlich des Outputs ist die Fülle an konzeptionellen Beiträgen zur Kompetenzmodellie-
rung kaum noch überschaubar. Den Versuch einer Zwischenbilanzierung unternimmt bei-
spielsweise BREUER (2006). Der Fülle an konzeptionellen Beiträgen steht eine leicht über-
schaubare Anzahl an Beiträgen gegenüber, in denen der Versuch unternommen wird, die 
Modellierung einer empirischen Überprüfung zu unterziehen. Erste Versuche, probabilisti-
sche Tests für den berufsbildenden Bereich zu entwerfen, wurden im Projekt ULME unter-
nommen (vgl. z.B. LEHMANN, SEEBER, HUNGER & GÄNSFUSS, 2005; LEHMANN, SEEBER & 
HUNGER, 2006; LEHMANN & SEEBER, 2007). Im Zuge der Vorbereitungen eines geplanten 
VET-LSA werden die Arbeiten für einzelne Berufe fortgeführt. Methodisch soll dabei die Er-
fassung durch eine Batterie aus Testverfahren und computersimulierten handlungsorientier-
ten Verfahren geschehen, die auf der Item-Response-Theorie basieren. Beispiele für Test-
entwicklungen für den gewerblich-technischen Bereich finden sich bei NICKOLAUS ET AL. 
(2008), für den kaufmännischen Bereich bei WINTHER (2008) bzw. WINTHER und ACHTENHA-
GEN (2008). Ein Alternativvorschlag mit entwicklungstheoretischem Hintergrund zur Erfas-
sung beruflicher Kompetenzen liegt aus dem Projekt KOMET vor (RAUNER, HAASLER, HEINE-

MANN & GROLLMANN, 2008). An die wenigen vorliegenden IRT-basierten Untersuchungen soll 
im Projekt angeknüpft und ein Beitrag zur Systematisierung und Erweiterung bestehender  
Testverfahren zur Fachkompetenz geleistet werden. 
 
 
Theoretische Basis 
Die theoretische Basis zum Thema Input- und Prozessqualitäten der betrieblichen Ausbil-
dung bilden insbesondere arbeitspsychologische Theorien zur Arbeitsmotivation (z.B. Job 
Characteristics Model von HACKMAN und OLDHAM, 1974, 1975), zu Aufgabenmerkmalen und 
ihrem Einfluss auf Lernen, Arbeitsleistung und -motivation (z.B. HACKER, 1998), lerntheoreti-
sche Konzepte und Erkenntnisse aus der Lehr-Lernforschung (z.B. zur Relevanz verschie-
dener Einflussfaktoren) sowie organisationspsychologische Konzepte (z.B. zu Lernkultur in 
Unternehmen) und kognitionspsychologische Erkenntnisse (z.B. zur Schwierigkeit von Auf-
gaben). Zur Beurteilung der Rolle des Ausbildungspersonals sind sozialpsychologische 
Grundlagen von Interaktionsprozessen, z.B. zur Interaktionsqualität zwischen Auszubilden-
den und Ausbilder/-innen zu berücksichtigen. Darüber hinaus sind Erkenntnisse aus der 
Schulforschung, z.B. zum Einfluss fachlicher und pädagogischer Eignung von Lehrkräften 
bzw. zum Einfluss der Wahrnehmung der Kompetenz der Lehrenden auf die (Lern-)Motiva-
tion und den Lernerfolg auf ihre Übertragbarkeit auf den Ausbildungskontext hin zu prüfen. 
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Auf der Outputseite – bei der Modellierung und Messung von Kompetenz – ist zunächst die 
Diskussion zum Kompetenzbegriff zu berücksichtigen und das eigene Kompetenzverständ-
nis zu explizieren. Im Anschluss an WEINERTS Kompetenzverständnis in der Expertise für die 
OECD (WEINERT 1999), das bei Bildungsverantwortlichen sowie Bildungsforschern und -
forscherinnen auf weitgehende Zustimmung gestoßen ist, umfassen Kompetenzen über 
kognitive Komponenten hinaus auch Motivationen, Bereitschaften und Werthaltungen. Ins-
gesamt umfassen sie das Wissen, die Fähigkeiten, Fertigkeiten und Bereitschaften eines 
Individuums, Aufgaben und Probleme erfolgreich und verantwortungsvoll lösen zu können. 
WEINERT hat an gleicher Stelle jedoch in pragmatischer Perspektive vorgeschlagen, bei der 
Erfassung der verschiedenen Kompetenzdimensionen Differenzierungen vorzunehmen und 
kognitive und nicht-kognitive Kompetenzaspekte mit jeweils eigenen Instrumenten zu erfas-
sen. Dies bietet den Vorteil, dass deren Relation auf dieser Basis leichter zu analysieren ist. 
Das vorliegende Projekt soll diesem Vorschlag folgen. In einer handlungstheoretischen Per-
spektive scheint es im Hinblick auf die nicht kognitiven Kompetenzaspekte angezeigt, neben 
Motivationsausprägungen, die auch als potenzielle Prädiktoren der Fachkompetenz erhoben 
werden, Kontrollüberzeugungen zu erfassen, welchen zentrale Bedeutung für die Ausbildung 
von Handlungsabsichten und Handlungskontrolle zukommt (HOFF & HOHNER, 1992). Dabei 
kann auf ein bereits erprobtes, in Anlehnung  an HOFF und HOHNER (1992) entwickeltes In-
strument zurückgegriffen werden.  
 
Zur Modellierung und Erfassung der Fachkompetenz zeichnet sich nach den vorliegenden 
Arbeiten (GEIßEL 2008; NICKOLAUS, GSCHWENDTNER & ABELE, 2009; SEEBER, 2008; WINTHER 
& ACHTENHAGEN, 2008) ab, dass zumindest zwei Dimensionen unterscheidbar sind: a) Wis-
sen/Verständnis über und von Sachverhalten und b) die Fähigkeit dieses Wissen auch situa-
tionsadäquat einzusetzen. Da die bisherigen Befunde zur Kompetenzstruktur in der Regel 
auf post hoc Analysen beruhen, ist jedoch noch nicht auszuschließen, dass bei gezielter 
Testentwicklung auch weitere Dimensionen (s.u.) identifiziert werden können.  
 
Bei der Niveaumodellierung der Fachkompetenz spielen Merkmale, wie die Komplexität einer 
Situation (nach FRANKE (2005), die Anzahl der Variablen, Vernetztheit, Dynamik und 
Intransparenz) sowie Lernziel-Klassifikationen (z.B. von BLOOM (1974) sowie ANDERSON & 
KRATHWOHL (2001)), eine wichtige Rolle. Darüber hinaus sind kognitionspsychologische Er-
kenntnisse zum komplexen Problemlösen (z.B. DÖRNER, 1987; FUNKE, 2003) einzubeziehen. 
Wichtige Hinweise lassen sich auch aus den Niveaumodellierungen im Elektrobereich und 
bei Kfz-Mechatronikern und -Mechatronikerinnen (vgl. Abschnitt 3) gewinnen. 
 
In einer ersten Annäherung soll von folgendem Rahmenmodell (vgl. Abb. 1) ausgegangen 
werden, wobei die grau hinterlegten Felder und deren Zusammenhänge einer genaueren 
Analyse unterzogen werden sollen. 
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Abb.1: Rahmenmodell für die Entwicklung beruflicher  Kompetenz in der  

Dualen Ausbildung 
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Forschungsfragen 
Mit der Frage nach der Input- und Prozessqualität der betrieblichen Ausbildung und deren 
Einfluss auf die Entwicklung der Fachkompetenz entsteht zunächst Klärungsbedarf dahinge-
hend, wie betriebliche Bildungsqualität angemessen erfasst werden kann und welches Wir-
kungsgeflecht für die Kompetenzentwicklung generell von Bedeutung ist. Es geht daher ers-
tens um die Auswahl und Weiterentwicklung von Indikatoren der Input- und Prozessqualität 
der betrieblichen Ausbildung. Daran schließen sich zweitens Arbeiten zur Modellierung und 
Messung von Fachkompetenzen mittels eines computergestützten Testverfahrens an. 
Schließlich werden drittens die Zusammenhänge zwischen Input- und Prozessqualität be-
trieblicher Ausbildung und der Outputqualität, hier insbesondere der Fachkompetenz der 
Auszubildenden, gezielt untersucht. Die zentralen Forschungsfragen des Projekts lauten:  
 
• Welches sind die zentralen Qualitätsfaktoren betrieblicher Ausbildung für die Fachkom-

petenzentwicklung? 
• Wie lassen sich die identifizierten Qualitätsfaktoren empirisch erfassen? 
• Welches Kompetenzmodell bildet die Fachkompetenz bei Mechatronikern und Me-

chatronikerinnen sowie bei Fachinformatikern und Fachinformatikerinnen am besten ab? 
• Wie lässt sich die Fachkompetenz bei Mechatronikern und Mechatronikerinnen sowie 

bei Fachinformatikern und Fachinformatikerinnen adäquat messen? 
• Welche Zusammenhänge bestehen zwischen Merkmalen der Input- und Prozessqualität 

betrieblicher Bildung und der Fachkompetenz in den untersuchten Ausbildungsberufen? 
(Erklärungsmodell für die Kompetenzentwicklung) 

• Unter welchen Bedingungen entwickeln Auszubildende mit schlechten Eingangsvoraus-
setzungen eine hohe Fachkompetenz? (kompensatorischer Effekt der Ausbildung) 
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• Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus für die Gestaltung der betrieblichen 
Ausbildung ziehen? 

 
Forschungshypothesen 
Das Projekt geht von folgenden forschungsleitenden Grundannahmen aus: 
 
• Die Qualitätsindikatoren der betrieblicher Ausbildung (Input- und Prozessqualität) um-

fassen die fünf Bereiche „kognitive und motivationale Voraussetzungen der Lernenden“, 
„Ausbildungspersonal“, „Arbeitsaufgaben“, „Lernumgebung“ und „Ausbildungsorganisa-
tion“. 

• Betriebliche Ausbildungsbedingungen lassen sich durch eine schriftliche Befragung der 
Auszubildenden und der Ausbildungsbetriebe adäquat erfassen. 

• Psychometrische Tests auf Basis der Item-Response-Theorie (Paper-pencil-Verfahren 
und Computersimulationen) sind adäquate Instrumente zur Messung der Fachkompe-
tenz in den ausgewählten Berufen. 

 
Auf dieser Grundlage werden folgende Hypothesen abgeleitet: 
 
1. Zur vermuteten Struktur der Fachkompetenz in den beiden untersuchten Berufen werden 

folgende Hypothesen formuliert: 

• Im Berufsbild Mechatroniker/-in zeichnet sich die Fachkompetenz durch eine zweidi-
mensionale Struktur, bestehend aus Fachwissen und fachspezifischer Problemlöse-
fähigkeit, aus. 

• Im Berufsbild Fachinformatiker/-in ist die Fachkompetenz durch eine vierdimensionale 
Struktur, bestehend aus kaufmännischer Kompetenz, Hard- und Softwarekenntnissen 
und Kenntnissen von Systemarchitekturen sowie Kompetenzen in der Kundenbetreu-
ung, gekennzeichnet. 

2. Für die Niveaumodellierung lassen sich bekannte Schwierigkeitsindikatoren, wie z.B. 
Lernzieltaxonomien und Differenzierung von Wissensarten (vgl. hierzu die Angaben unter 
„Forschungsstand“), bestätigen. Zusätzlich lassen sich weitere Indikatoren, insbesondere 
im kaufmännischen Anforderungsbereich, wie das Dekodieren von Informationen in 
Kommunikationssituationen oder die Metakommunikation im Umgang mit Kunden, identi-
fizieren.  

3. Für alle genannten Qualitätsbereiche der Input- und Prozessqualität betrieblicher Ausbil-
dung wird ein positiver Zusammenhang mit der Entwicklung der Fachkompetenz erwartet. 

 
Beispiele für Konkretisierungen zu Hypothese 3: 
• Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen den kognitiven Eingangsvoraus-

setzungen und der Ausprägung der Fachkompetenz zum Zeitpunkt des Zwischen-
tests und des Abschlusstests. Es wird davon ausgegangen, dass der Zusammenhang 
zum Zeitpunkt des Zwischentests größer ist als zum Zeitpunkt des Abschlusstests. 

• Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen den Aufgabeneigenschaften (z.B. 
der Lernhaltigkeit) und der Ausprägung von Fachkompetenz. 

• Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen den Merkmalen des Ausbildungs-
personals (z.B. Qualifikation, Attribution von Kompetenz durch die Auszubildenden) 
und der Entwicklung von Fachkompetenz. 

• Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen der Motivation (zu Beginn der 
Ausbildung) und der Entwicklung von Fachkompetenz. 

 
Weitere Hypothesen werden zu Beginn des Projekts aus den empirischen Befunden anderer 
Studien abgleitet und ausdifferenziert. Die Hypothesen 1 und 2 werden mit Hilfe von Model-
len der Item-Response-Theorie, konkret mit Varianten des Rasch-Modells, überprüft. Zur 
Prüfung der Hypothese 3 werden Strukturgleichungsmodelle herangezogen. 
 



 

 34 

 
Transfer 
Im Rahmen des Projekts werden Instrumente zur Erfassung der betrieblichen Ausbildungs-
qualität (Input- und Prozessqualität) und zur Messung von Fachkompetenz (Outputqualität) 
in den Ausbildungsberufen Mechatroniker/-in und Fachinformatiker/-in (weiter-)entwickelt. 
Diese stehen anschließend auch für andere Zwecke zur Verfügung. Die Instrumente zur 
Kompetenzmessung könnten beispielsweise im Rahmen kompetenzorientierter Prüfungen 
eingesetzt werden oder als Kriterium zur Validierung von Abschlussprüfungen dienen.  
 
Aus den Ergebnissen können Rückschlüsse auf die kompetenzförderliche Gestaltung von 
Berufsbildung in Betrieben gezogen und auf dieser  Basis Gestaltungshinweise formuliert 
werden. Diese beziehen sich sowohl auf die Organisation der Ausbildung und die Gestaltung 
der Lernumgebung als auch auf das Ausbildungspersonal. Hier können die Ergebnisse dazu 
beitragen, die Konzepte zur Ausbilderqualifizierung zu profilieren und gegebenenfalls zu op-
timieren. 
 
Die Projektergebnisse werden auf Konferenzen vorgestellt sowie in Veröffentlichungen für 
verschiedene Adressatenkreise (Politik, Wissenschaft, Berufsbildungspraxis) aufbereitet. 
 
 
3. Konkretisierung des Vorgehens 
 
Forschungsmethoden 
Im Rahmen des Projekts werden Erhebungsinstrumente für die Input-, Prozess- und für die 
Outputqualität des betrieblichen Ausbildungsprozesses weiterentwickelt und eingesetzt. 
 
(Weiter-)Entwicklung von Instrumenten zur Erfassung  der Input- und Prozessqualität 
der Ausbildung 
Zur Erfassung der betrieblichen Bildungsqualität (Prozessqualität) kommt in verschiedenen 
Studien (z.B. NICKOLAUS, GSCHWENDTNER & GEIßEL 2008; NICKOLAUS, KNÖLL & GSCHWENDT-

NER 2006; NICKOLAUS, HEINZMANN & KNÖLL 2005) eine leicht veränderte Variante des Mann-
heimer Inventars zur Erfassung betrieblicher Ausbildungssituationen (MIZEBA) zum Einsatz 
(ZIMMERMANN, WILD & MÜLLER, 1999). Ziel des Instruments ist die Erfassung von Merkmalen 
der betrieblichen Lernumwelt, von denen anzunehmen ist, dass sie solche Kompetenzen 
fördern, die als Ziele beruflicher Bildung gelten können. Im MIZEBA werden die Qualitäts-
merkmale durch eine schriftliche Befragung der Auszubildenden erhoben. Für das vorliegen-
de Projekt wird das Instrument überarbeitet und für Qualitätsbereiche, die bisher unterreprä-
sentiert sind (z.B. das Thema Ausbildungspersonal), werden ergänzende Skalen entwickelt, 
die den Auszubildenden ebenfalls in schriftlicher Form vorgelegt werden. Um verschiedene 
Perspektiven zu berücksichtigen und um die Messgenauigkeit sowie das Spektrum zugängli-
cher Informationen zu erhöhen, werden ergänzend schriftliche (ggf. auch telefonische) Be-
fragungen der beteiligten Ausbildungsbetriebe durchgeführt. Bei der Konstruktion der ergän-
zenden Erhebungsinstrumente zu Input- und Prozessqualität für die Auszubildenden und die 
Ausbildungsbetriebe werden die Qualitätsbereiche und Erhebungsinstrumente aus den For-
schungsprojekten von EBBINGHAUS (2007) und KREWERTH (2007) berücksichtigt. 
 
Zur Erfassung der Motivation soll auf bereits vorliegende und mehrfach erprobte Instrumen-
tarien in Anlehnung an PRENZEL ET AL. (1996,1998) zurück gegriffen werden.  
 
Die schulische Ausbildungsqualität bzw. jene Aspekte, die in vorliegenden Studien als wich-
tige Prädiktoren der Kompetenzentwicklung ausgewiesen wurden (NICKOLAUS, HEINZMANN & 

KNÖLL 2005; NICKOLAUS, KNÖLL & GSCHWENDTNER 2006), werden kontrolliert. Das betrifft z.B. 
die Klarheit des Unterrichts, die Adaptivität, insbesondere auch Überforderungswahrneh-
mungen, die bedarfsgerechte Unterstützung, das den Lehrenden zugeschriebene inhaltliche 
und auf den Lernfortschritt gerichtete Interesse sowie Bezüge zu den praktischen Anforde-
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rungen und damit verbundene Relevanzzuschreibungen. Auch hierfür liegen Instrumente in 
erprobter Form aus DFG-Projekten der Universität Stuttgart, Lehrstuhl PROF. DR. NICKOLAUS, 
vor.  
 
 
Entwicklung der Testinstrumente zur Modellierung de r Fachkompetenz (Outputquali-
tät)  
Seit den PISA-Studien können Testkonstruktionen auf Basis der Item-Response-Theorie als 
wünschenswerter Standard für die Kompetenzmessung betrachtet werden. Tests auf der 
Grundlage dieses Testmodells bieten gegenüber Konstruktionen nach der Klassischen Test-
theorie insbesondere den Vorteil, dass sie entscheidende Zusatzinformationen über die Auf-
gabenschwierigkeiten und die Fähigkeiten der Probanden ermitteln. Ziel ist es, im Rahmen 
des Projekts, Testverfahren nach der Item-Response-Theorie für die Messung der Fach-
kompetenz bei Mechatronikern und Mechatronikerinnen sowie bei Fachinformatikern und 
Fachinformatikerinnen zu entwickeln, um somit ein valides Messinstrument für die Outputsei-
te zur Verfügung zu haben. 
 
Es ist vorgesehen, die Testmaterialien in enger Kooperation mit Experten und Expertinnen 
(Ausbildungspersonal, Lehrkräften und Prüfungsexperten und -expertinnen) zu entwickeln 
und dabei konsequent den fachlichen Handlungskontext zu fokussieren. Prinzipiell kommen 
folgende Testformen in Frage: Paper-Pencil-Tests (offene und geschlossene Fragestellun-
gen), Simulationen fachlicher Anforderungssituationen, reale Anforderungssituationen sowie 
Selbst- und Fremdeinschätzungen. Für die Erfassung des Fachwissens ist vorgesehen, mit 
Paper-Pencil-Formaten zu arbeiten. Zur Abschätzung der fachlichen Problemlösefähigkeit 
werden ergänzend Simulationen herangezogen, die sich in Vorarbeiten zu einem VET-LSA 
als valide zur Abschätzung fachlicher Performanz erwiesen haben. Zusätzlich kommen In-
strumente zur Erfassung von Motivation und Kontrollkognitionen zum Einsatz, womit gewähr-
leistet wird, dass zentrale Aspekte beruflicher Handlungskompetenz zuverlässig abgeschätzt 
werden können (LEHMANN & SEEBER, 2007; NICKOLAUS, GSCHWENDTNER & GEIßEL, 2008; 
GEIßEL, 2008; GSCHWENDTNER, 2009, NICKOLAUS, GSCHWENDTNER & ABELE, 2009). 
 
Als Untersuchungsgegenstand wurden die beiden Ausbildungsberufe Mechatroniker/-in und 
Fachinformatiker/-in ausgewählt. Für die Auswahl der Berufe sind a) der Anschluss an den 
Forschungsstand und b) strukturelle Überlegungen leitend. So liegen für den Beruf Me-
chatroniker/-in bereits Ergebnisse zu den verwandten gewerblich-technischen Berufen KFZ-
Mechatroniker/-in und Elektroniker/-in für Energie- und Gebäudetechnik vor (NICKOLAUS, 
GSCHWENDTNER & GEIßEL, 2008). Auch werden diese Berufe voraussichtlich in ein VET-LSA 
aufgenommen werden. Eine weitere laufende Arbeit bezieht sich auf die Kompetenzmodel-
lierung im Baubereich. Die bereits vorliegenden Arbeiten bieten eine Reihe von Anknüp-
fungspunkten für die Hypothesengenerierung zur Dimensionalität und zu den Niveaustufen 
der Fachkompetenz. Es ist darüber hinaus anzunehmen, dass sie eine substantielle Erweite-
rung des Kompetenzspektrums erzielen. Auch für den Beruf Fachinformatiker/-in mit seinen 
kaufmännisch und dienstleistungsorientierten Kompetenzanforderungen existieren Vorarbei-
ten, an die angeknüpft werden soll. Auf diese Weise ergibt sich die Möglichkeit, eine ganze 
Gruppe von Berufen systematisch zu untersuchen und zugleich Unterschiede zwischen den 
Anforderungen und den Kompetenzen der Auszubildenden in den jeweiligen Berufen zu 
überprüfen. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch ein Vergleich der Ergebnisse in 
Ausbildungsberufen mit unterschiedlichen Eingangsvoraussetzungen. Aufgrund struktureller 
Überlegungen werden mit dem Beruf Mechatroniker/-in und Fachinformatiker/-in zwei mo-
derne Berufe aufgenommen, die einerseits, wie im Falle des Fachinformatikers/der Fachin-
formatikerin quantitativ bedeutsam sind und zum anderen aufgrund ihrer breitangelegten 
Anforderungsmerkmale eine Reihe von Kompetenzdimensionen aufweisen, die möglicher-
weise auch in anderen Berufen mit ähnlichen Anforderungsmerkmalen identifiziert werden 
können. Der Beruf Fachinformatiker/-in stellt darüber hinaus aufgrund der Kombination aus 
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technischen und Dienstleistungsanteilen eine interessante Ergänzung zu den rein gewerb-
lich-technischen Berufen dar, da er sowohl Schnittstellen zu dieser Berufsgruppe als auch 
einige Spezifika aufweist. Nicht zuletzt handelt es sich um einen zukunftsträchtigen Beruf, an 
den sich im Anschluss weitere angliedern lassen. Für jeden Beruf werden drei Tests für die 
Erfassung des Fachwissens (Eingangs-, Zwischen-, Abschlusstest) sowie eine Simulation 
zur Erfassung der fachspezifischen Problemlösefähigkeit entwickelt. 
 
a) Mechatroniker/-innen 
Ausgehend von den Vorarbeiten im Metall- und Elektrobereich ist anzunehmen, dass eine 
zweidimensionale Kompetenzstruktur identifiziert werden kann (Fachwissen; fachspezifische 
Problemlösefähigkeit). Ob sich auch hier - wie beim Beruf Kfz-Mechatroniker/-in in der 
Grundausbildung - keine eigenen Dimensionen für metall- und elektrotechnische Kompeten-
zen sowie für deklaratives und prozedurales Wissen nachweisen lassen, ist zu prüfen. Um 
diese Prüfung zu ermöglichen, wird bei der Testgestaltung auf eine hinreichende Itemanzahl 
je potenzieller Kompetenzdimension geachtet. 
 
Zur Niveaumodellierung kann ebenfalls an die obigen Vorarbeiten angeknüpft werden, wobei 
sich in den vorliegenden Studien folgende Merkmale als bedeutsam erwiesen haben: 
• inhaltliche Komplexität, kognitiver Prozess (funktionale Modellierung) (WINTHER, 2008), 
• BLOOM´SCHE Taxonomie, Wissensvernetztheit, Vertrautheit (GSCHWENDTNER, 2008; NI-

CKOLAUS, GSCHWENDTNER & GEIßEL, 2008), 
• Hinweisgüte des Tabellenbuches bzw. curriculares Gewicht; BLOOM´SCHE Taxonomie 

(GEIßEL, 2008), des Weiteren substantielle, bivariate Korrelationen zu Modellierungsnot-
wendigkeit und Anzahl der Lösungsschritte, 

• Konzeptwissen (Struktur- und Zusammenhangswissen); prozedurales Wissen; Verknüp-
fung von Konzept- und prozeduralem Wissen; lernfeldübergreifende Aufgaben (SEEBER, 
2008). 

 
b) Fachinformatiker/-innen 
Für Fachinformatiker/-innen liegen bisher nur wenige anschlussfähige Vorarbeiten vor. Der 
im Rahmen von ULME III entwickelte Fachleistungstest setzt auf dem Rahmenlehrplan der 
KMK von 1997 auf und umfasst neben berufsübergreifenden Inhaltsbereichen, die für alle IT-
Berufe galten, berufsspezifische Qualifikationen zur Fachrichtung Anwendungsentwicklung 
oder Systemintegration. Der Test wurde so konstruiert, dass er in beiden Fachrichtungen 
eingesetzt werden konnte (FEHRING, 2007). Eine Skalierung des Tests konnte aufgrund ge-
ringer Fallzahlen nicht vorgenommen werden. Gleichwohl geben die Ergebnisse erste Hin-
weise auf die Schwierigkeitsgrade verschiedener Aufgabentypen (FEHRING, 2007, S. 223f.). 
Vor dem Hintergrund des limitierten Forschungsstandes ist als erster Schritt ein Workshop 
mit Experten und Expertinnen aus den relevanten Berufsfeldern, den Prüfungskommissio-
nen, der Aus- und Weiterbildung sowie mit Lehrkräften vorgesehen. In diesem Rahmen sol-
len die die Testentwicklung leitenden Anforderungsprofile fixiert werden. Ergänzend dienen 
curriculare Fixierungen und die Anforderungsmerkmale der Prüfungen sowie die Ergebnisse 
aus ULME III als Referenz. 
 
Strukturell ist in diesem Beruf davon auszugehen, dass die kaufmännischen Kompetenzbe-
reiche gegebenenfalls eine eigenständige Kompetenzdimension darstellen. Ebenso wäre 
denkbar, dass für Hard- und Softwareanforderungen, Systemarchitekturen oder auch Kun-
denbetreuung eigene Kompetenzdimensionen identifiziert werden können. Aus einer Kompe-
tenzstrukturperspektive heraus ist es auch interessant, dass in diesem Beruf sowohl kon-
struktive (z.B. Netzwerkkonfiguration vornehmen) als auch analytische Anforderungen (z.B. 
Fehlersuche und -beseitigung) eine wichtige Rolle spielen. 
 
Für die Niveaumodellierung ist davon auszugehen, dass sich ähnliche Merkmale wie in den 
anderen Domänen als bedeutsam erweisen; dafür sprechen auch die Ergebnisse aus ULME 
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III. Zur Auslotung weiterer, domänenspezifischer Schwierigkeitsmerkmale sind sogenannte 
„cognitive labs“ (WILLIS, 1999), in welchen die bei der Lösung der Aufgaben auftretenden 
Barrieren erschlossen werden können, vorgesehen. 
 
 
Stichprobe 
Um Erklärungsmodelle zur Kompetenzentwicklung generieren zu können und dabei insbe-
sondere eine hinreichende Varianz der Indikatoren betrieblicher Ausbildungsqualität zu si-
chern, ist vorgesehen, je Beruf 720 Auszubildende (12-15 Klassen) aus drei bis vier Bundes-
ländern (voraussichtlich NRW, Baden-Württemberg, Hessen und ein ostdeutsches Bundes-
land) einzubeziehen. Wegen der zwei Erhebungszeitpunkte (s.u.) wird eine Mortalitätsrate 
von ca. 20% unterstellt; dies entspricht einer erhofften Nettostichprobe von 600 Auszubil-
denden je Beruf. Damit ergibt sich für das Projekt eine Gesamtstichprobe von 1440 Auszu-
bildenden (48-60Klassen). Die Unterstellung einer Mortalitätsrate von 20% basiert dabei auf 
Erfahrungen aus anderen Studien in der Befragung von Klassenverbänden, die mit Unter-
stützung von Lehrkräften aus Berufsschulen auch über einen längeren Zeitraum nur eine 
geringe Anzahl von Ausfallqouten aufweisen. Auch liegen die Vertragslösungsquoten in bei-
den Berufen weit unter der angenommenen Mortalitätsrate (durchschnittliche jährliche Ver-
tragslösungsquote im Zeitraum 1999-2008: Fachinformatiker/-innen über beide Fachrichtun-
gen 12% und Mechatroniker/-innen 6%). Der Zugang zur Stichprobe erfolgt über die Berufs-
schulen, da hier eine zuverlässige Kontrolle über den Stand der Ausbildung gegeben ist. 
Hierbei ist zu beachten, dass eine hinreichende Varianz bei den Ausbildungsbetrieben erzielt 
wird und keine Klassen einbezogen werden, in denen nur Auszubildende eines oder weniger 
Unternehmen unterrichtet werden. Die Zusammensetzung der Klassen bezüglich der Ausbil-
dungsbetriebe soll vorab (ohne Nennung der Betriebe) in den Berufsschulen abgefragt wer-
den. Die Durchführung der Erhebung erfolgt durch das Projektteam persönlich, um die 
Durchführungsbedingungen zu vereinheitlichen und die Ausfallquoten zu verringern. 
 
 
Untersuchungsdesign 
Das geplante Erhebungsdesign umfasst zwei Gruppen und drei bis vier Messzeitpunkte je 
Auszubildendem sowie sieben Messzeitpunkte je Ausbildungsberuf: In einem zeitlich ver-
setzten Design mit Panelcharakter werden je Ausbildungsberuf zwei Gruppen von Auszubil-
denden zu drei Messzeitpunkten untersucht. Auf diese Weise sollen in einem relativ kurzen 
Zeitraum erste Trendaussagen zur Entwicklung der Fachkompetenz und weiterer Faktoren 
der Outputqualität in verschiedenen betrieblichen Ausbildungssituationen möglich sein. Die 
Messzeitpunkte sind so fixiert, dass Störungen des Ausbildungs- und Prüfungsgeschehens 
minimiert und somit die Beteiligungsbereitschaft erhöht wird. 
 
Zu jedem Messzeitpunkt werden parallel je Beruf 12-15 Klassen/ca. 360 Personen (insg. 720 
Personen zu folgenden Messzeitpunkten untersucht: 
• zum ersten Messzeitpunkt (Sept./Okt. 2010) bei Gruppe A zu Beginn der Ausbildung die 

Eingangsvoraussetzungen, 
• zum zweiten Messzeitpunkt (Jan./Feb. 2011) bei Gruppe A betriebliche Ausbildungs-

qualität, Unterrichtsqualität und Motivation, 
• zum dritten Messzeitpunkt (Feb./März 2011) bei Gruppe B vor der Zwischenprüfung 

Fachkompetenzen sowie betriebliche Ausbildungsqualität, Unterrichtsqualität und Motiva-
tion, 

• zum vierten Messzeitpunkt (1.Quartal 2011) werden parallel zu den Befragungen der 
Auszubildenden die Betriebsbefragungen durchgeführt, 

• zum fünften Messzeitpunkt (Sept./Okt. 2011) bei Gruppe B betriebliche Ausbildungsquali-
tät, Unterrichtsqualität und Motivation und ggf. auch wiederholte Messung der betriebli-
chen Ausbildungsqualität, der Unterrichtsqualität und der Motivation in Gruppe A, 
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• zum sechsten Messzeitpunkt (Jan./Feb. 2012) bei Gruppe B vor der Abschlussprüfung 
Fachkompetenzen sowie betriebliche Ausbildungsqualität, Unterrichtsqualität und Motiva-
tion, 

• zum siebten Messzeitpunkt (Feb./ März 2012) bei Gruppe A vor der Zwischenprüfung 
Fachkompetenzen sowie betriebliche Ausbildungsqualität, Unterrichtsqualität und Motiva-
tion. 

 
Die zeitliche Abfolge der Untersuchungsschritte ist in den Abbildungen 2 und 3 grafisch dar-
gestellt. 
 
 
Abb.2:  Erhebungsdesign Gruppe A/Längsschnitt 1 
 

 
Abb.3:  Erhebungsdesign Gruppe B/Längsschnitt 2 
 

 
Legende für die Abbildungen 2 und 3: BQ - betriebliche Ausbildungsqualität; UQ – Unterrichtsqualität; ET-
Eingangstest; ZT-Zwischentest; AT-Abschlusstest; Aj – Ausbildungsjahr 
 
Ergänzend zu den Erhebungen bei den Auszubildenden werden im Jahr 2011 die Betriebs-
befragungen bei den Ausbildungsbetrieben durchgeführt. Falls signifikante Unterschiede in 
der Fachkompetenz zwischen den Gruppen A und B im 2. Ausbildungsjahr bestehen, wovon 
nicht ausgegangen wird, erfolgt auch in Gruppe B eine Erhebung der Basiskompetenzen 
(Lesen, Rechnen, Intelligenz). 
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4. Erweiterung des Projekts (Phase 2) 
 
Forschungsbegründende Angaben 
Um einen stärkeren Bezug des Projekts zur betrieblichen Ausbildungs- und Prüfungspraxis 
herstellen zu können, ist in einer Projekterweiterung beabsichtigt, die Testergebnisse zur 
Fachkompetenz mit den Ergebnissen der Zwischen- und Abschlussprüfungen in den beiden 
Ausbildungsberufen Mechatroniker/-in und Fachinformatiker/-in in Beziehung zu setzen. Ziel 
dieser Erweiterung ist es, die konzeptionelle Kompatibilität zwischen Testverfahren und Prü-
fungen zu analysieren und Aussagen darüber zu machen, welche Teile und Aufgaben der 
Zwischen- bzw. Abschlussprüfungen am ehesten mit den psychometrischen Testverfahren 
korrespondieren, um somit einen Vergleich zwischen den Verfahren herzustellen. Für die 
Ausbildungspraxis sollen aktuelle Fragen beantwortet werden, zum Beispiel in wie weit PC-
gestützte Simulationen eine Ergänzung zu den bisherigen Prüfungen darstellen könnten und 
welche Prüfungsaufgaben am ehesten das Konstrukt der Fachkompetenz als Teil der beruf-
lichen Handlungskompetenz abdecken. Im Kontext einer Internationalisierung der Berufsbil-
dung und der Erhöhung von Mobilität und Durchlässigkeit ist es erforderlich, auch die Prü-
fungen in den Fokus zu stellen, durch die eine fachliche Qualifikation bescheinigt wird. Dies 
dient der Erhöhung der Transparenz der Ausbildungsabschlussprüfungen und der Stärkung 
des Vertrauens in das deutsche Berufsbildungssystem. Die Ergebnisse eines BIBB-
Forschungsprojekts zur Analyse von Abschlussprüfungen hinsichtlich ihrer Kompetenzbasie-
rung (Lorig, Kompetenzbasierte Prüfungen im Dualen System – Analyse und Perspektiven, 
2009) sollen in die geplante Erweiterung einfließen. Um diese Ziele zu erreichen ist geplant, 
das Projekt „Einfluss der betrieblichen Ausbildungsqualität auf die Fachkompetenz in ausge-
wählten Berufen“ um 18 Monate zu verlängern. Die Ergebnisse der Zwischenprüfungen bei-
der Längsschnitte und die Ergebnisse der Abschlussprüfungen aus dem zweiten Längs-
schnitt können so gleichermaßen berücksichtigt werden (vgl. Abbildung 4).  
 
 
Abb.4:  Übersicht über die Erhebungspunkte der Zwis chen- und Abschluss-

prüfungen in Längsschnitt 1 und 2 
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Legende: BQ - betriebliche Ausbildungsqualität; UQ – Unterrichtsqualität; ET-Eingangstest; ZT-Zwischentest; AT-
Abschlusstest; Aj – Ausbildungsjahr; ZP= Zwischenprüfung, AP= Abschlussprüfung, M=Mechatroniker/-in, FI= 
Fachinformatiker/-in 
 
 
Konkretisierung des Vorgehens 
Im Einzelnen sind für den Vergleich der Abschlussprüfungen mit den Testergebnissen fol-
gende Arbeiten durchzuführen:  
 
Klärung des Datenzugangs 
Zwischen- und Abschlussprüfungen sind gem. § 19 MPO nicht öffentlich, ferner haben gem. 
§ 6 MPO alle mit der Prüfung befassten Personen gegenüber Dritten Verschwiegenheit über 
alle Prüfungsvorgänge zu wahren. Daraus folgt, dass personenbezogene Prüfungsergebnis-
se von den zuständigen Stellen nicht weitergegeben werden dürften. Daher müssen andere 
Wege gesucht werden, um die Prüfungsergebnisse erfassen und eindeutig den Testergeb-
nissen zuordnen zu können. 
 
Für die Erhebung der Ergebnisse aus den Zwischenprüfungen bietet es sich für beide 
Längsschnitte an, diese im Rahmen einer Klassenraumbefragung unmittelbar bei den Aus-
zubildenden zu erfragen. Hinsichtlich der Erfassung der Ergebnisse aus der Abschlussprü-
fung beim zweiten Längsschnitt lässt sich dieser Weg nicht beschreiten, da die Absolventen 
und Absolventinnen mit Ende der Ausbildungszeit die Berufsschule verlassen. Sofern sie 
vom Ausbildungsbetrieb übernommen werden, können sie zur Ermittlung der Ergebnisse aus 
der Abschlussprüfung über den Betrieb kontaktiert werden. Bei denjenigen, die den Betrieb 
mit Ausbildungsende verlassen, ist datenschutzrechtlich zu prüfen, inwieweit der Betrieb die 
Privatanschrift der ehemaligen Auszubildenden zur Datenerfassung weitergeben darf. Alter-
nativ bzw. parallel dazu ist daran gedacht, bereits im Vorfeld von Seiten der Auszubildenden 
die Zustimmung für die Datenübergabe einzuholen und die Privatadressen zu erbitten. 
Grundsätzlich ist jedoch bei der Gruppe der nicht im Betrieb verbleibenden Absolventen und 
Absolventinnen, aufgrund der schlechten Erreichbarkeit, mit hohen Ausfallquoten zu rech-
nen. Inwieweit dies zu Verzerrungen in der Stichprobe sowie in den Daten führt, wird zu 
überprüfen sein.  
 
Ungeachtet des Wegs auf dem die Prüfungsergebnisse ermittelt werden, ist damit zu rech-
nen, dass bei einem gewissen Prozentsatz der Stichprobe Diskrepanzen zwischen den  mit-
geteilten und den tatsächlichen Prüfungsergebnissen auftreten werden. Um die Größe die-
ses Effektes zu kontrollieren und eventuelle Verzerrungen in den Daten erkennen zu können, 
sind Plausibilitätsprüfungen unter Verwendung der von den zuständigen Stellen bzw. dem 
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DIHK veröffentlichten, anonymisierten und aggregierten Prüfungsergebnisse vorzunehmen. 
Desweiteren wird geprüft, ob es datenrechtlich möglich ist, mit Zustimmung der Auszubil-
denden eine Übereinstimmungsüberprüfung vorzunehmen. 
 
Klärung der einzubeziehenden Prüfungsaufgaben und Analyse der Prüfungsaufgaben 
Während die Aufgaben für die Zwischenprüfung in beiden einbezogenen Ausbildungsberufen 
zentral erstellt werden, trifft dies für die Aufgaben der Abschlussprüfung nur für den Prü-
fungsteil B zu. Der Teil A hingegen umfasst eine individuelle, vom/von der Prüfungsteilneh-
mer/-in vorgeschlagene, nach bestimmten Kriterien vom Prüfungsausschuss genehmigte, 
Aufgabenstellung aus seinem/ihrem Betriebsalltag. Hier ist zu prüfen, welche Aufgaben in 
die Analysen mit einbezogen werden können. Die zentral erstellten Aufgaben sind leichter 
zugänglich und können somit in Bezug auf die Tests zur Fachkompetenz analysiert werden. 
Der Zugang zu den dezentral in den Betrieben durchgeführten Prüfungsteilen ist deutlich 
erschwert und muss daher genau geprüft werden. Anschließend werden die verschiedenen 
Prüfungsaufgaben auf ihre konzeptionelle Kompatibilität mit den psychometrischen Tests zur 
Fachkompetenz hin untersucht. Diese Analysen sind von zentraler Bedeutung für die Inter-
pretation der zwischen den Prüfungs- und Testergebnissen bestehenden Zusammenhänge. 
 
Workshops mit Aufgabenerstellern 
Mit der oben angesprochenen Analyse der Prüfungsaufgaben sollen Experten und Expertin-
nen beauftragt werden, die über die erforderliche fachliche und diagnostische Kompetenz 
verfügen. Zur Vorbereitung der Einholung dieser Expertisen sind Workshops mit den für die 
einbezogenen Ausbildungsberufe zuständigen Prüfungsaufgabenerstellungsausschüssen 
der PAL bzw. ZPA sowie mit Mitgliedern aus Prüfungsausschüssen geplant. Ziel dieser 
Workshops ist es, die der Aufgabenentwicklung zu Grunde liegenden Gestaltungskonzepte 
und -prinzipien sowie die Kriterien und Verfahren der Aufgabenbewertung in Erfahrung zu 
bringen. Über die Erarbeitung der Expertisen zu den Prüfungsaufgaben hinaus sind diese 
Informationen von grundlegender Bedeutung für den Vergleich von Test- und Prüfungsauf-
gaben sowie für die Interpretation von Zusammenhängen zwischen Test- und Prüfungser-
gebnissen. 
 
Nach der Datenerhebung und der Plausibilitätsprüfung werden die Daten mit den vorhande-
nen Daten aus dem Projekt in Verbindung gebracht. Berechnungen von (Partial-) Korrelatio-
nen und Regressionen geben Auskunft über die statistischen Zusammenhänge der Daten, 
die abschließend in ihrer inhaltlichen Bedeutung analysiert werden.  
 
 
Interne/externe Beratung 
Die interne methodische Beratung für das geplante Vorgehen leistet Herr Dr. Walden, Leiter 
der Abteilung 2 des BIBB.  
 
 
Dienstleistungen Dritter 
Im Rahmen des Projekts sind umfangreiche Entwicklungsarbeiten erforderlich, um die dia-
gnostischen Verfahren für die beiden zu untersuchenden Berufe zu konstruieren. Insbeson-
dere die Entwicklung von Simulationsverfahren für die fachspezifische Problemlösefähigkeit 
ist ausgesprochen aufwändig und nur bei entsprechendem fachlichen Hintergrund und me-
thodischen Vorerfahrungen Erfolg versprechend. Aus diesem Grund wird je untersuchtem 
Beruf eine Person mit der Entwicklung der Tests beschäftigt.  
 
Ein Auftrag zur Entwicklung und Pilotierung der Tests (Eingangs-, Zwischen-, Abschlusstest) 
für die Fachkompetenz im Beruf Mechatroniker/-in und Fachinformatiker/-in wird vergeben. 
Aufgrund der ausgewiesenen Sachkunde des Lehrstuhls im Bereich der Kompetenzdiagnos-
tik und Entwicklung von Simulationsverfahren und wegen der in den vergangenen Jahren 
bereits erworbenen Forschungskompetenzen ist eine Zusammenarbeit mit dem BWT der 
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Universität Stuttgart (Institut für Erziehungswissenschaft und Psychologie, Abteilung Berufs-, 
Wirtschafts- und Technikpädagogik, Lehrstuhl Prof. Dr. Nickolaus) vorgesehen. Geplant sind 
Testentwicklungen für unterschiedliche Messzeitpunkte, die über Verlinkungen auch Aussa-
gemöglichkeiten über die Kompetenzentwicklung eröffnen. Dabei werden Testelemente für 
die unterschiedlichen Dimensionen der Fachkompetenz entwickelt und in der Pilotierung auf 
ihre Tragfähigkeit hin geprüft. Die Testentwicklung und Pilotierung erfolgen in Kooperation 
mit dem BIBB und verschiedenen Experten und Expertinnen (Betriebe, Prüfungsaufgaben- 
und Lehrmittelentwicklungsstelle (PAL), Schulen). 
 
Die Software-Entwicklung für die computergestützten Kompetenztests wird an eine Software-
Firma vergeben, für die fachlichen Vorarbeiten zeigt sich das BWT der Universität Stuttgart 
verantwortlich. 
 
 
Interne/externe Kooperationen 
Mit den folgenden internen Projekten und Arbeitskreisen ist ein regelmäßiger Austausch ge-
plant: 
• BIBB-Projekt „Qualitätssicherung in der betrieblichen Berufsausbildung“  
• BIBB-Projekt „Ausbildung aus der Sicht der Auszubildenden“ 
• BIBB-Projekt in Planung „Kompetenzbasierte Prüfungen in ausgewählten Berufen des 

Dualen Systems“ 
• Arbeitskreis Kompetenzforschung 
 
An das Projekt wird eine Promotionsstelle angegliedert. Das Thema der Promotion soll vom 
Projekt abgegrenzt sein, inhaltlich jedoch im Zusammenhang mit den Projektthemen stehen. 
Dieser Forderung kann beispielsweise durch die Untersuchung eines weiteren Ausbildungs-
berufs nachgekommen werden.  
 
Weiterhin ist eine enge, externe Kooperation mit dem Institut für Erziehungswissenschaft und 
Psychologie, Abteilung Berufs-, Wirtschafts- und Technikpädagogik, Lehrstuhl Prof. Dr.  
Nickolaus vorgesehen. 
 
 
5. Projekt- und Meilensteinplanung 
 
Laufzeit 01/2010 – IV/2012 
 
Das Projektziel, Aussagen zur Entwicklung von Fachkompetenz zu machen, erfordert ein 
Längsschnittdesign mit drei Erhebungszeitpunkten je Untersuchungsgruppe. Um den gesam-
ten Zeitraum der Dualen Ausbildung abdecken zu können, ist eine Auslegung des Projekts 
auf drei Jahre erforderlich. Verwertbare Zwischenergebnisse sind nach der Durchführung der 
Eingangstests in der ersten Gruppe (Ende 2010) und der Zwischentests in der zweiten Un-
tersuchungsgruppe (Mitte 2011) zu erwarten. Sie werden in einem Zwischenbericht präsen-
tiert. 
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 2010 2011 2012 2013 2014 

Arbeitspakete/Arbeitsschritte 1. 
Q. 

2. 
Q. 

3. 
Q. 

4. 
Q. 

1. 
Q. 

2. 
Q. 

3. 
Q. 

4. 
Q. 

1. 
Q. 

2. 
Q. 

3. 
Q. 

4. 
Q. 

1. 
Q. 

2. 
Q. 

3. 
Q. 

4. 
Q. 

1. 
Q. 

2. 
Q. 

Entwicklung und Pilotierung der Eingangs-
tests zur Erfassung der Fachkompetenz 

 

                 

Entwicklung und Pilotierung des Instruments 
zur Erfassung betrieblicher Ausbildungsquali-
tät 

                  

Erschließung des Feldes 

 

                 

Entwicklung und Pilotierung des Zwischen-
tests 

 

                 

Entwicklung und Pilotierung der Tests zur 
Erfassung fachspezifischer Problemlösefä-
higkeit 

   

 

              

Eingangstests 1. Längsschnitt (15.09.2010-
15.10.2010)    

 

              

Kodierung und Skalierung der Eingangstests 
1. Längsschnitt    

 

              

Erhebung BQ, UQ, Motivation Längsschnitt 1 
(15.01.2011-15.02.2011)     

 

             

Eingangstest 2. Längsschnitt (15.02.2011-
15.03.2011)     

 

             

Zwischenbericht      

 

            

Projektkolloquium               

 

    

Kodierung und Skalierung der Eingangstests 
2. Längsschnitt, Aufbau des übergreifenden 
Datensatzes 
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 2010 2011 2012 2013 2014 

Erhebung BQ, UQ, Motivation Längsschnitt 2 
(15.09.2011-15.10.2011)       

 

           

Felderschließung Abschlussbefragung        

 

          

Datenerhebungen zur betrieblichen Ausbil-
dungsqualität in den Unternehmen     

 

             

Abschlusserhebungen in beiden Längs-
schnitten         

 

         

Kodierung und Skalierung der Abschlusstest 
sowie Generierung von Erklärungsmodellen         

 

         

Erstellung des Abschlussberichts zur 1. 
Phase            

 

      

Referierter Beitrag            

 

      

Beginn 2. Phase : Klärung des Datenzu-
gangs             

 

     

Analyse der Prüfungsaufgaben             

 

     

Erfassung der Prüfungsergebnisse                

 

   

Analyse der Zusammenhänge zwischen 
Tests und Prüfungen                 

 

 

Erstellung des Abschlussberichts zur zweiten 
Phase                  
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Projekt 4.2.333: 
Kompetenzbasierte Prüfungen im Dualen System - Best andsauf-
nahme und Gestaltungsperspektiven 
Barbara Lorig 
Markus Bretschneider 
Gunda Görmar 
Andrea Stertz 
 
 
1. Das Wichtigste in Kürze 
 
Die Diskussion um Kompetenz- und Outputorientierung im Bildungssystem wird zunehmend 
auch in der beruflichen Bildung geführt. Erste Vorschläge zur Entwicklung von kompetenz-
basierten Ordnungsmitteln hat das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) bereits vorgelegt. 
Daran anknüpfend stellt sich die Frage, was kompetenzbasierte Prüfungen im Dualen Sys-
tem kennzeichnet und wie die derzeitigen Prüfungen systematisch kompetenzorientiert wei-
terentwickelt werden können.  
 
Ziel des Projektes „Kompetenzbasierte Prüfungen im Dualen System – Bestandsaufnahme 
und Gestaltungsperspektiven“ ist es zu untersuchen, inwieweit die Prüfungen im Dualen Sys-
tem bereits kompetenzbasiert gestaltet sind. Zu diesem Zweck wird ein Referenzrahmen 
erarbeitet, der die für Kompetenzbasierung wesentlichen Elemente und Kriterien beschreibt 
und somit die Grundlage für die Analyse der Prüfungspraxis darstellt. Die gewonnenen Er-
kenntnisse bilden den Ausgangspunkt für die Formulierung von Empfehlungen für eine kom-
petenzbasierte Weiterentwicklung der Prüfungen im Dualen System. 
 
Da bisher kaum theoretische Überlegungen darüber vorliegen, was kompetenzbasierte Prü-
fungen ausmacht und welche Elemente sie umfassen, wird in der ersten Projektphase hypo-
thesen-generierend vorgegangen. Mit Hilfe von Literaturrecherchen und Felderkundungen 
werden die wesentlichen Elemente zur Gestaltung kompetenzbasierter Prüfungen herausge-
arbeitet und in einem Referenzrahmen gebündelt. Dabei wird auf kompetenztheoretische 
Überlegungen aus dem berufs- und wirtschaftspädagogischen Diskurs zurückgegriffen und 
versucht, diese für das Feld der Prüfungen nutzbar zu machen. 
 
In der zweiten Projektphase werden exemplarisch in drei Berufen ausgewählte Elemente des 
Referenzrahmens hypothesen-geleitet überprüft und in einer dritten Phase – aufbauend auf 
den gewonnenen Erkenntnissen - Weiterentwicklungsmöglichkeiten aufgezeigt. Um den Un-
tersuchungsgegenstand in angemessener Breite und Tiefe erfassen und beurteilen zu kön-
nen, werden sowohl qualitative als auch quantitative Forschungsmethoden eingesetzt. 
 
Das Forschungsprojekt zeigt Ansatzpunkte, die Prüfungen im Dualen System systematisch 
kompetenzbasiert weiterzuentwickeln. Dabei wird auf ein Kompetenzverständnis zurückge-
griffen, welches sowohl kompatibel mit dem DQR-Verständnis sowie den kompetenztheoreti-
schen Überlegungen aus dem berufs- und wirtschaftspädagogischen Bereich ist. Damit trägt 
das Projekt zur konsequenten Lernergebnis- und Kompetenzorientierung der Berufsbildung 
und zur Anschlussfähigkeit der Dualen Ausbildung im gemeinsamen europäischen Bildungs- 
und Beschäftigungsraum bei. 
 
Langfristiges Ziel sollte es sein, Kompetenzbeschreibungen in den Ordnungsmitteln zu ver-
ankern, diese durch geeignete Instrumente valide zu erfassen und zu bewerten und einen 
Weg der systematischen Verknüpfung von Ordnungsmitteln, Kompetenzerwerb in der Aus-
bildung und Kompetenzbeurteilung in den Prüfungen zu gewährleisten. Auf der Basis der 
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Projektergebnisse sollen Empfehlungen für die Prüfungspraxis entwickelt werden, die zur 
kompetenzorientierten Weiterentwicklung des Prüfungswesens beitragen.  
 
Das Projekt liefert – unter wissenschaftlicher Perspektive – Erkenntnisse in einem bisher 
kaum erforschten Bereich sowie erste Ansatzpunkte zur theoretischen Erschließung des 
Feldes. 
 
 
2. Forschungsbegründende Angaben 
 
Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des BIBB 
„Kompetenzorientierung in Ausbildungsordnungen und Prüfungen“ wird als ein wichtiger As-
pekt im Mittelfristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramm 2009-2012 des BIBB ge-
nannt. Im Kapitel 3.1.2 (Perspektiven für Forschung und Entwicklung) werden unter dem 
Themenschwerpunkt „Modernisierung und Qualitätssicherung der beruflichen Bildung“ unter 
anderem folgende Fragen aufgeworfen: „Welche Kompetenzkonzepte sind für die Berufsbil-
dung geeignet?“ und „Wie können Kompetenzen in Prüfungen valide erfasst und objektiv 
bewertet werden?“ (Kap. 3.1.2, S.48). Das Forschungsprojekt greift diese Fragen auf und 
leistet einen Beitrag zur kompetenzbasierten Weiterentwicklung der Prüfungen im Dualen 
System.  
 
 
Problemdarstellung 
Mit der Entwicklung eines VET-LSA (Large-Scale Assessment for Vocational Education and 
Training) und eines an Kompetenzen ausgerichteten Deutschen Qualifikationsrahmens ge-
winnen Fragen der Kompetenzbasierung im beruflichen Bereich - und damit auch in Ausbil-
dungsordnungen und den darin enthaltenen Prüfungsanforderungen – zunehmend an Be-
deutung. Dies wird auch im Berufsbildungsgesetz (BBiG) von 2005 unterstrichen, das den 
Erwerb von beruflicher Handlungsfähigkeit als Leitziel der Berufsausbildung gesetzlich fest-
schreibt. Dementsprechend soll in den Abschluss- bzw. Gesellenprüfungen der dualen Be-
rufsausbildung festgestellt werden, „ob der Prüfling die berufliche Handlungsfähigkeit erwor-
ben hat. Der Prüfling soll nachweisen, dass er die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten be-
herrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit dem im 
Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff ver-
traut ist. Die Ausbildungsordnung ist zugrunde zu legen.“ (BBiG 2005, § 38). 
 
Obwohl das BBiG den Erwerb beruflicher Handlungsfähigkeit als Leitziel formuliert, bleibt der 
Begriff unscharf. Zwar wird im Gesetz auf „Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten“ verwie-
sen, es bleibt allerdings offen, wie diese definiert sind und in welchem Zusammenhang sie 
zu dem, in den Rahmenlehrplänen der Kultusministerkonferenz festgelegten, Konstrukt 
Handlungskompetenz mit seinen Dimensionen Fach-, Human-, Sozial-, Methoden-, Lern- 
und kommunikative Kompetenz (vgl. KULTUSMINISTERKONFERENZ 2007) stehen. Zudem fehlt 
für den betrieblichen Teil der dualen Ausbildung ein gemeinsames Kompetenzverständnis 
unter den Akteuren der Berufsausbildung, auf dessen Grundlage kompetenzbasierte Ausbil-
dungsordnungen und Prüfungsanforderungen entwickelt werden könnten (vgl. BREUER 2005, 
2006).  
 
Das BIBB hat bereits Ansätze zur Gestaltung kompetenzbasierter Curricula, wie z.B. die 
„Ausbildungsbausteine für Altbewerber/-innen“, vorgelegt, die in Anlehnung an das Kompe-
tenzverständnis der Kultusministerkonferenz formuliert wurden (vgl. FRANK/GRUNWALD 
2008). Des Weiteren wurde im Forschungsprojekt 4.3.201 „Kompetenzstandards in der Be-
rufsausbildung“ ein mehrdimensionales Kompetenzmodell zur Gestaltung kompetenzbasier-
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ter Ausbildungsordnungen entwickelt und erprobt21. Mit Hilfe dieses Kompetenzmodells, das 
als Referenzrahmen für alle dualen Berufe dient, können systematisch, unter Berücksichti-
gung der Kompetenzdimensionen Fach-, Methoden-, Sozial- und personale Kompetenz, 
Kompetenzbeschreibungen erarbeitet werden (vgl. HENSGE/LORIG/SCHREIBER 2008)22. Im 
vorliegenden Forschungsprojekt werden auf dieses Kompetenzverständnis und -modell zu-
rückgegriffen (siehe Abschnitt Forschungshypothesen und forschungsleitende Annahmen).  
 
Damit liegt zwar ein Kompetenzmodell vor, mit dessen Hilfe Ausbildungsordnungen und Prü-
fungsanforderungen kompetenzbasiert formuliert werden können, allerdings ist bisher nicht 
geklärt, was „Kompetenzbasierung in Prüfungen“ bedeutet und welche (weiteren) Elemente 
sie umfasst. Im Projekt wird davon ausgegangen, dass sich „Kompetenzbasierung in Prüfun-
gen“ nicht nur auf die Erfassung und Bewertung von Kompetenzen in mündlich, praktisch 
und schriftlich durchgeführten Prüfungen bezieht, sondern auch Rahmenbedingungen und 
Voraussetzungen, wie beispielsweise ein gemeinsames Kompetenzverständnis, kompetenz-
basiert formulierte Prüfungsanforderungen, eine entsprechende Qualifizierung des Prü-
fungspersonals und den Einsatz geeigneter Prüfungsinstrumente umfassen. Wissenschaftli-
che Untersuchungen stehen für den Bereich des Prüfungswesens noch aus. Hierzu wird das 
Forschungsprojekt einen Beitrag leisten.  
 
 
Projektziele 
Ziel des Forschungsprojektes ist es zu untersuchen, inwieweit die Prüfungen im Dualen Sys-
tem bereits kompetenzbasiert gestaltet sind. Darauf aufbauend sollen Empfehlungen für de-
ren Weiterentwicklung erarbeitet werden. Das Projekt hat die folgenden drei Teilziele: 
 
a) Entwicklung eines Referenzrahmens für kompetenzbasierte Prüfungen 
Der Referenzrahmen wird auf Basis der forschungsleitenden Annahmen (siehe Abschnitt-
Forschungshypothesen und forschungsleitende Annahmen) entwickelt; er bündelt alle für die 
Erfassung von Kompetenzbasierung in Prüfungen relevanten Elemente und benennt Krite-
rien zu deren Konkretisierung.  
 
b) Analyse der Prüfungspraxis auf Grundlage des Referenzrahmens und Auswertung der 
Ergebnisse 
Die bestehende Prüfungspraxis wird exemplarisch anhand ausgesuchter Berufe im Hinblick 
auf ausgewählte Elemente des Referenzrahmens analysiert, um Aussagen über den derzei-
tigen Stand von Kompetenzbasierung in Prüfungen treffen zu können. 
 
c) Entwicklung von Empfehlungen für die Weiterentwicklung kompetenzbasierter Prüfungen 
Anhand der Analyseergebnisse werden Empfehlungen für die systematische, kompetenzba-
sierte Weiterentwicklung der Prüfungen erarbeitet. 
 
 
Forschungsstand 
Zur Erfassung und Bewertung beruflicher Handlungskompetenz lassen sich derzeit zwei 
Handlungsstränge ausmachen: Zum einen werden im Zuge der Etablierung eines VET-LSA 
einzelne Kompetenzdimensionen in ausgewählten Berufen psychometrisch modelliert und 
empirisch überprüft (vgl. ACHTENHAGEN/BAETHGE 2006; NICKOLAUS/ GSCHWENDTER/ GEISSEL 
2008). Dadurch lassen sich Aussagen über die Gültigkeit dieser Modellierungen und die Ein-
flüsse von Faktoren auf die Kompetenzentwicklung auf der Grundlage wissenschaftlicher 

                                                
21 Siehe Abschlussbericht des Forschungsprojekts 4.3.201 „Kompetenzstandards in der Berufsausbil-
dung“. URL: http://www.bibb.de/de/wlk29205.htm (Stand: 23.07.2009)  
22 Das „Konzept zur Gestaltung kompetenzbasierter Ausbildungsordnungen“, das im Projekt 4.3.201 
erarbeitet wurde, soll 2010 exemplarisch in zwei Berufen – einer aus dem gewerblich-technischen, 
einer aus dem kaufmännisch-verwaltenden Bereich – umgesetzt werden. 
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Gütekriterien treffen. Zum anderen werden Kompetenzen in unterschiedlichen Verfahren auf 
nicht psychometrisch modellierter Basis erfasst und bewertet. Diese Verfahren beziehen 
meist mehrere Kompetenzdimensionen – je nach dem zugrundegelegten Kompetenzver-
ständnis und dem theoretischen Hintergrund – mit ein (vgl. z.B. Kode® nach ERPENBECK 
2007). Zu ihnen zählen auch die Prüfungsinstrumente der Zwischen- und Abschluss- bzw. 
Gesellenprüfungen des Dualen Systems, die im Fokus dieses Forschungsprojektes stehen.  
 
Bislang liegen nur sehr wenige Forschungsarbeiten vor, die die Themen „Kompetenzen“ und 
„Prüfungen im Dualen System“ miteinander verbinden. Für den Prüfungsbereich kann u.a. 
auf die Evaluationen neuer Prüfungskonzeptionen (vgl. u.a. EBBINGHAUS/STÖHR/ 
GÖRMAR 2001; EBBINGHAUS 2002, 2003) und der Gestreckten Gesellen-/Abschlussprüfung 
(vgl. STÖHR/KUPPE 2008; BERTRAM/SCHILD 2008; STÖHR/REYMERS/KUPPE 2007; SCHENK/ 
GÖTTE 2008) sowie auf den Modellversuch KoPrA (HENSGEN/KORSWIRD/KRECHTING 2000) 
zurückgegriffen werden; in diesen Arbeiten wird das Thema Kompetenzbasierung in Prüfun-
gen aber nur am Rande behandelt.  
 
Die Prüfungen im Dualen System haben sich in den letzten 15 Jahren stark verändert. Seit 
der Einführung der „Integrierten Prüfung“ beim/bei der Technischen Zeichner/-in im Jahr 
1994 (vgl. LENNARTZ 2004, SCHMIDT/BERTRAM/EBBINGHAUS 2001) und der neuen Methoden23 
in der Abschlussprüfung der IT-Berufe im Jahr 1997 geht der Trend hin zu betrieblichen, pro-
jektartigen Prüfungen. In diesen werden reale Arbeitsaufträge eines Berufs als Prüfungsge-
genstand aufgegriffen und das Handeln des Prüflings im betrieblichen Gesamtzusammen-
hang erfasst. Mit der Entwicklung dieser Prüfungsmethoden ging eine Erweiterung der Quali-
tätskriterien einher. Neben den klassischen diagnostischen Gütekriterien Objektivität, Relia-
bilität und Validität wurden nun konzeptionelle Kriterien wie Authentizität, Handlungs- und 
Prozessorientierung angelegt. Bei den konzeptionellen Kriterien handelt es sich um „Leitbil-
der und qualitätsbezogene Gestaltungsgrundsätze, die bei der Erstellung von Prüfungsauf-
gaben und der Durchführung von Prüfungen angemessen zu berücksichtigen sind“ (REETZ 
2008, S. 43). Dabei stellen klassische diagnostische und konzeptionelle Gütekriterien teil-
weise widersprüchliche Anforderungen an die Prüfungen: Während die diagnostischen Krite-
rien die Unabhängigkeit von den Rahmenbedingungen, Genauigkeit und Zuverlässigkeit der 
Messungen in den Vordergrund stellen, verlangen die konzeptionellen Kriterien die Erfas-
sung auch schwer erfassbarer beruflicher Anforderungen (vgl. REETZ 2008). Es ist zu vermu-
ten, dass mit der handlungs- und prozessbezogenen Ausrichtung der Prüfungen auch eine 
stärkere Kompetenzorientierung einhergeht; wissenschaftlich ist dies bisher aber noch nicht 
belegt worden. 
 
Mit der Einführung der projektartigen Prüfungsmethoden stellte sich unter anderem die Fra-
ge, ob sie geeignet sind, berufliche Handlungsfähigkeit zu erfassen. Diese Frage wurde sehr 
unterschiedlich von den am Prüfungsgeschehen beteiligten Akteuren, beispielsweise in der 
Evaluation der IT-Berufe, beurteilt (vgl. EBBINGHAUS/STÖHR/GÖRMAR 2001). Während die 
betrieblichen Ausbilder/-innen und Ausbildungsleiter/-innen die Authentizität der betrieblichen 
Projektarbeit lobten, kritisierten die befragten Lehrer/-innen das in den ganzheitlichen Aufga-
ben abgefragte Detailwissen und forderten bundeseinheitliche, mehr an den Prozessschrit-
ten orientierte, Beurteilungskriterien. Für die Prüfer/-innen ergänzten sich die betriebliche 
Projektarbeit und die ganzheitlichen Aufgaben noch nicht gut genug, um einen differenzier-
ten Einblick in die berufliche Befähigung der Auszubildenden geben zu können (vgl. EBBING-
HAUS/STÖHR/GÖRMAR 2001). Eine zweite Evaluation der IT-Berufe im Jahr 2003 zeigte, dass 
– auch im vierten Prüfungsdurchgang nach der Neuordnung – bei den Prüfungsausschüssen 
noch kein einheitliches Verständnis über die Anforderungen an eine betriebliche Projektar-
beit und an die Bewertungskriterien für prozessorientiertes Prüfen bestand. Bei der Formulie-
                                                
23 Bis zur Verabschiedung der Hauptausschussempfehlung 119 "Empfehlung für die Regelung von 
Prüfungsanforderungen in Ausbildungsordnungen" im Jahr 2006 war die Bezeichnung Prüfungsme-
thode üblich; seitdem existiert ein definierter Katalog von Prüfungsinstrumenten. 
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rung ganzheitlicher Aufgaben werden die Teilaufgaben nur bedingt miteinander verbunden, 
so dass es nur eingeschränkt möglich ist, berufliche Handlungskompetenz zu erfassen (vgl. 
EBBINGHAUS 2004). 
 
In den Evaluationen der neuen Prüfungskonzeptionen wurde somit zwar abgefragt, inwieweit 
sich mit den neuen Prüfungsmethoden feststellen lässt, ob der Prüfling z.B. Arbeitsabläufe 
planen, selbstständig arbeiten oder Fachkenntnisse sicher anwenden kann (vgl. EBBINGHAUS 
2003, S. 33f), auf ein berufsspezifisch ausdifferenziertes Kompetenzkonzept wurde dabei 
aber nicht zurückgegriffen.  
 
Dies gilt ebenso für den Modellversuch KoPrA24 „Entwicklung und Erprobung von komplexen 
Aufgaben zur Leistungsmessung und -beurteilung in der Berufsausbildung zur Bürokauffrau/ 
zum Bürokaufmann“ (1995-1999), dem zwei allgemeine Ansätze zur Definition von Hand-
lungskompetenz zugrunde gelegt wurden: der handlungsorientierte Ansatz, der an das Mo-
dell der vollständigen Handlung angelehnt ist und der kompetenzanalytische Ansatz, der auf 
das Konzept der Schlüsselqualifikationen zurückgreift. Im Mittelpunkt der Erstellung von Prü-
fungsaufgaben stand im Modellversuch der handlungsorientierte Ansatz und mit ihm die Si-
mulation beruflicher Arbeitssituationen, in denen der Prüfling möglichst vollständige berufli-
che Handlungen durchführen muss. Mit dem kompetenzanalytischen Ansatz wird zwar auf 
den Begriff Kompetenz Bezug genommen, dieser aber im Sinne von Schlüsselqualifikationen 
ausgelegt (HENSGEN/KORSWIRD/KRECHTING 2000). 
 
Nachdem von 1997 bis 2005 eine Vielzahl an neuen Prüfungsmethoden entwickelt wurde, 
die zwar immer mit neuen Namen versehen, zum Teil aber strukturell identisch waren und 
von daher zu einem „begrifflichen Wildwuchs“ führten (vgl. SCHMIDT 2005), einigten sich die 
Sozialpartner 2006 in der „Empfehlung für die Regelung von Prüfungsanforderungen in Aus-
bildungsordnungen“ auf einen Prüfungsinstrumentenkatalog, der sechs Prüfungsinstrumente 
(schriftliche Aufgaben, Fachgespräch, Präsentation, Gesprächssimulation, Prüfungsprodukt/ 
Prüfungsstück, Arbeitsprobe) sowie den betrieblichen Auftrag und die Arbeitsprobe als Kom-
bination unterschiedlicher Instrumente enthält (vgl. HA-Empfehlung 2006) 25.  
 
Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob berufliche Handlungskompetenz nicht über einen län-
geren Zeitraum und mit unterschiedlichen Instrumenten am Arbeitsplatz erfasst und die der-
zeit summative Kompetenzerfassung in den Prüfungen um eine formative ergänzt werden 
sollte. Ein erster Schritt hierzu stellt die Einführung der gestreckten Gesellen-/ Abschlussprü-
fung in 34 Ausbildungsberufen dar. Dort wurden mit der neuen Prüfungsstruktur statt einer 
Abschlussprüfung zwei punktuelle Leistungsfeststellungen vorgenommen. „Insofern bietet 
das Modell der „Gestreckten Abschlussprüfung“ gegenüber den traditionellen Prüfungsme-
thoden den Vorteil einer umfassenderen und stärker prozessorientierten Kompetenzfeststel-
lung.“ (FRANK 2005, S. 29). Die gestreckten Gesellen/-Abschlussprüfungen wurden zum Teil 
durch das BIBB evaluiert (vgl. STÖHR/KUPPE 2008; BERTRAM/SCHILD 2008; 
STÖHR/REYMERS/KUPPE 2007; SCHENK/ GÖTTE 2008). Die Evaluationsergebnisse im Bereich 
der handwerklichen Metallberufe zeigen, dass sich die neue Prüfungsstruktur in der Praxis 
bewährt hat und von den meisten der am Prüfungsgeschehen beteiligten Akteure begrüßt 
wird. Insbesondere auch die Auszubildenden bewerten die neue Prüfungskonzeption positiv 
(vgl. STÖHR/KUPPE 2008).  
 
 

                                                
24 Das Kürzel KoPrA steht für „Komplexe Prüfungs-Aufgaben für Bürokaufleute“ 
25 Die „Empfehlung für die Regelung von Prüfungsanforderungen in Ausbildungsordnungen“ des 
BIBB-Hauptausschusses wird zurzeit überarbeitet. 
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Theoretische Basis 
Der Zugang zum Forschungsgegenstand erfolgt über begründete Elemente und Kriterien für 
Kompetenzbasierung in Prüfungen, die im Forschungsprojekt entwickelt und in einem Refe-
renzrahmen gebündelt werden. Zu diesem Zweck werden zum einen bereits vorliegende 
Kompetenzfeststellungsverfahren, Analyse- bzw. Klassifizierungsraster (vgl. ERPENBECK/ 
ROSENSTIEL 2007; KAUFHOLD 2007; BASEL/KOCH 2007) sowie Kriterien für handlungsorien-
tierte Prüfungen (vgl. ZIMMER/DIPPL 2003) auf ihre Verwertbarkeit hin analysiert. Zum ande-
ren wird an die kompetenztheoretischen Überlegungen aus der Berufs- und Wirtschaftspä-
dagogik angeknüpft und versucht, diese für das Feld der Prüfungen nutzbar zu machen.  
 
Insgesamt gibt es eine Vielzahl an Kompetenzdefinitionen, die je nach Wissenschaftsdis-
ziplin und Verwendungskontext unterschiedliche Akzente hervorheben und unterschiedlich 
weit gefasst sind (vgl. WEINERT 1999). Trotz dieser Vielfalt können konsensuale Merkmale 
des Kompetenzkonstrukts, wie beispielsweise Subjektbezogenheit, Domänenbezug und Ein-
bezug von Kompetenzdimensionen herausgearbeitet werden (vgl. BRAND/HOFMEISTER/ 
TRAMM 2005).  
 
Im beruflichen Bereich, in dem das selbstorganisierte Handeln in komplexen Lern- und Ar-
beitssituationen im Vordergrund steht, hat das Konzept der Handlungskompetenz einen gro-
ßen Stellenwert erlangt (vgl. ERPENBECK/ ROSENSTIEL 2007). Ihm liegen die Überlegungen 
von ROTH (1971) in seiner „Pädagogischen Anthropologie“ zugrunde, in der die menschliche 
Handlungsfähigkeit auf Sacheinsicht und Sachkompetenz, Sozialeinsicht und Sozialkompe-
tenz sowie Werteinsicht und Selbstkompetenz beruht. Insbesondere wird in den kompetenz-
theoretischen Überlegungen im beruflichen Bereich an die Kompetenztrias Sach-, Sozial- 
und Selbstkompetenz angeknüpft, die „bis heute grundlegend für die Kompetenzdiskussion 
der Berufspädagogik“ ist (KLIEME/HARTIG 2007, S. 20). Die Kompetenzdimensionen Sach-, 
Sozial- und Selbstkompetenz wurden Ende der 80er Jahre durch REETZ auf die berufliche 
Bildung übertragen und um den Aspekt der Methodenkompetenz erweitert (1990, 1999). 
Auch das Kompetenzverständnis der KMK, das den Rahmenlehrplänen seit der Einführung 
des Lernfeldkonzepts 1996 zugrunde liegt, knüpft an diese theoretischen Überlegungen an 
(vgl. DILGER/SLOANE 2005). Handlungskompetenz wird dort definiert als „die Bereitschaft und 
Befähigung des Einzelnen, sich in beruflichen, gesellschaftlichen und privaten Situationen 
sachgerecht durchdacht sowie individuell und sozial verantwortlich zu verhalten. Handlungs-
kompetenz entfaltet sich in den Dimensionen von Fachkompetenz, Humankompetenz und 
Sozialkompetenz.“ (KULTUSMINISTERKONFERENZ 2007, S. 10). 
 
Berufliche Handlungskompetenz zeigt sich immer in bestimmten Kontexten oder Situationen 
(vgl. KAUFHOLD 2007; EULER/BAUER-KLEBL 2008). Das bedeutet, dass durch die Situation 
und den Kontext maßgeblich beeinflusst wird, welche Kompetenzen erforderlich sind und 
gezeigt werden. Bezogen auf die Prüfungen im Dualen System heißt dies, dass das Kompe-
tenzverständnis expliziert werden muss und bei der Erfassung von Kompetenzen der Situati-
onsbezug/Kontext zu beachten ist.  
 
Bei der Bestimmung des Kompetenzverständnisses dieses Projektes wird auf die Ergebnisse 
des Forschungsprojekts 4.3.201 „Kompetenzstandards in der Berufsausbildung“ zurückge-
griffen und das in diesem Projekt entwickelte theoretisch fundierte Kompetenzmodell mit sei-
nen Dimensionen Fach-, Methoden-, Sozial- und personale Kompetenz als Ausgangspunkt 
genommen (vgl. LORIG/SCHREIBER 2007; HENSGE/LORIG/SCHREIBER 2008).  
 
 
Forschungsfragen 
Um die derzeitigen Prüfungen auf Art und Umfang ihrer Kompetenzbasierung hin zu unter-
suchen und Empfehlungen für ihre Weiterentwicklung zu erarbeiten, liegen dem For-
schungsprojekt folgende Fragen zugrunde: 
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• Aus welchen Elementen setzt sich eine kompetenzbasierte Prüfung zusammen?  
• Anhand welcher Kriterien lassen sich diese Elemente konkretisieren?  
• Inwieweit erfüllen die derzeitigen Prüfungen diese Kriterien? 
• Wie können - ausgehend von den Befunden - die derzeitigen Prüfungen systematisch 

kompetenzbasiert weiterentwickelt werden? 
 
Forschungshypothesen und forschungsleitende Annahme n  
Ziel des Forschungsprojektes ist es zu untersuchen, inwieweit die Prüfungen im Dualen Sys-
tem kompetenzbasiert gestaltet sind. Dabei wird von der Hypothese ausgegangen, dass in 
den derzeitigen Prüfungen bereits kompetenzbasierte Ansätze vorhanden sind. 
 
Da bisher kaum theoretische Überlegungen darüber vorliegen, was kompetenzbasierte Prü-
fungen ausmacht und auf welche Elemente sie sich beziehen sollten, wird in der ersten Pro-
jektphase zunächst der Untersuchungsrahmen erkundet und festgelegt.  
 
Folgende forschungsleitende Annahmen werden dabei den weiteren Projektarbeiten voran-
gestellt:  
 
1. Die Erfassung von Kompetenzbasierung in Prüfungen muss dem komplexen Gegen-

standsbereich gerecht werden und verschiedene Elemente berücksichtigen. 
 

2. Als Element zur Erfassung von Kompetenzbasierung in Prüfungen ist eine Kompetenz-
definition grundlegend. Im Projekt werden auf das im Forschungsprojekt „Kompetenz-
standards in der Berufsausbildung“ entwickelte Kompetenzverständnis und -modell 
zurückgegriffen. Demnach bedeutet Handlungskompetenz, „in der Lage zu sein, Aufga-
ben selbstständig und eigenverantwortlich unter Berücksichtigung des Kontextes und der 
in diesem handelnden Personen gestalten zu können. Handlungskompetenz wird in 
Arbeits- und Lernsituationen erworben und für die berufliche und persönliche Entwicklung 
genutzt. Handlungskompetenz entfaltet sich in den Dimensionen Fach-, Methoden-, 
Sozial- und personale Kompetenz26.“  

 
3. In kompetenzbasierten Prüfungen muss berufliche Handlungskompetenz 

berufsspezifisch erfasst und bewertet werden. 
 
In Anlehnung an die qualitative Sozialforschung wird der Gegenstandsbereich in der ersten 
Projektphase explorativ erkundet. Ziel dabei ist es, die zur Erfassung von Kompetenzbasie-
rung in Prüfungen relevanten Elemente zu sammeln, sie anhand von Kriterien zu konkretisie-
ren und anschließend in einem Referenzrahmen zu systematisieren. Dabei werden – den 
Gütekriterien qualitativer Forschung folgend – die Vorannahmen expliziert (MEINEFELD 2008, 
MAYRING 2002). 
 
Im Projekt wird angenommen, dass folgende Elemente zur Erfassung von Kompetenzbasie-
rung in Prüfungen eine tragende Rolle spielen:  
 
• Kompetenzbasierte Curricula:   

Um Kompetenzen erfassen und bewerten zu können, bedarf es kompetenzbasierter Cur-
ricula, in denen die Kompetenzen, die die Auszubildenden während der Ausbildung er-
werben und die in den Prüfungen abgeprüft werden sollen, festgelegt sind.  

 

                                                
26 Siehe Abschlussbericht des Forschungsprojekts „Kompetenzstandards in der Berufsausbildung“. 
URL: http://www.bibb.de/de/wlk29205.htm (Stand: 17.08.2009) 
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• Kompetenzerfassung und -bewertung mit Hilfe von Prüfungsinstrumenten:  
Die Grundlage der Kompetenzerfassung und -bewertung bildet ein berufsspezifisches 
Kompetenzprofil, in dem die zu erfassenden und zu bewertenden Kompetenzen 
systematisch und transparent aufgeführt sind. Die Basis dieses Kompetenzprofils bildet 
das berufsübergreifende Kompetenzmodell. Bei der Kompetenzerfassung muss 
insbesondere die Art der Prüfung (schriftlich, praktisch, mündlich), die Wahl des 
Prüfungsinstrumentes sowie der Kontext berücksichtigt werden; bei der 
Kompetenzbewertung spielen beispielsweise die Art der Bewertung (analytisch/ 
ganzheitlich) sowie das Bewertungsschema eine wichtige Rolle. 

 
• Kompetenzfeststellungszeitpunkte: 

Bei den derzeitigen Prüfungen handelt es sich um summative Verfahren, bei denen die 
Erfassung des Ist-Zustandes im Vordergrund steht. Daneben existieren in den Betrieben 
aber auch formative Verfahren, bei denen der Fokus auf den individuellen 
Entwicklungsprozessen über einen längeren Zeitraum und der Förderung der 
Kompetenzentwicklung liegen. Beide Aspekte gilt es im Referenzrahmen zu erfassen. 

 
• Rahmenbedingungen, insbesondere die Qualifizierung des Prüfungspersonals: 

Es kann davon ausgegangen werden, dass zur kompetenzbasierten Durchführung von 
Prüfungen entsprechend geschultes Prüfungspersonals erforderlich ist. 

 
Inwiefern diese Elemente tatsächlich Bestandteil eines Referenzrahmens zur Erfassung von 
Kompetenzbasierung in Prüfungen sind, muss in der ersten Projektphase durch explorative 
Studien sowie Literatur- und Dokumentenrecherchen überprüft werden. 
 
 
Transfer 
Das Forschungsprojekt knüpft an die Ergebnisse des Forschungsprojekts „Kompetenz-
standards in der Berufsausbildung“ an und zeigt Möglichkeiten auf, die Prüfungen im Dualen 
System kompetenzbasiert weiterzuentwickeln. Vorgesehen ist, auf Basis des Referenzrah-
mens und der Analyseergebnisse, Empfehlungen für die Praxis zu erarbeiten und dabei z.B. 
auf die Erfassung und Bewertung von Kompetenzen mit Hilfe von Prüfungsinstrumenten, auf 
die Kompetenzfeststellungszeitpunkte sowie auf die Formulierung von Prüfungsanforderun-
gen einzugehen. Langfristig muss es Ziel sein, Kompetenzen in den Ordnungsmitteln – ins-
besondere in den Prüfungsanforderungen – so zu verankern, dass sie in den Prüfungen sys-
tematisch erfasst und bewertet werden können. Das Projekt zeigt hierzu Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten auf. 
 
Durch die Zugrundelegung eines Kompetenzverständnisses, dass mit dem des derzeitigen 
Deutschen Qualifikationsrahmens kompatibel ist (vgl. ARBEITSKREIS DEUTSCHER QUALIFIKA-

TIONSRAHMEN, 2009) wird die Anschlussfähigkeit der Projektergebnisse an den Deutschen 
Qualifikationsrahmen gewährleistet. Gleichzeitig leistet das Projekt einen Beitrag zur Weiter-
entwicklung des deutschen Berufsbildungssystems in Richtung Lernergebnis- und Kompe-
tenzorientierung, indem es Vorschläge unterbreitet, wie zukünftig Prüfungsanforderungen in 
den Ausbildungsordnungen kompetenz- und lernergebnisorientiert beschrieben werden kön-
nen und das Prüfungssystem insgesamt kompetenzbasiert weiterentwickelt werden kann. 
 
Die Fachöffentlichkeit wird durch Vorträge auf Tagungen sowie durch Beiträge in Fachzeit-
schriften über die Projektergebnisse informiert werden.  
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3. Konkretisierung des Vorgehens 
 
Forschungsmethoden 
 
Dem Forschungsprojekt liegt ein Forschungsdesign zugrunde, das in einer ersten Phase 
Hypothesen generiert, diese in einer zweiten Phase überprüft und, aufbauend auf den ge-
wonnenen Ergebnissen, in einer dritten Phase Weiterentwicklungsmöglichkeiten aufzeigt. 
Dabei werden sowohl qualitative als auch quantitative Forschungsmethoden eingesetzt, um 
den Untersuchungsgegenstand in angemessener Breite und Tiefe erfassen und beurteilen 
zu können.  
 
Das methodische Vorgehen beinhaltet drei Schritte, die im Folgenden näher erläutert werden 
(vgl. Abb.1): 
 
1. Hypothesen-generierende Phase:  

Entwicklung eines Referenzrahmens für die Erfassung von Kompetenzbasierung in 
Prüfungen 

 
2. Hypothesen-überprüfende Phase:  

Analyse der Prüfungspraxis auf Grundlage ausgewählter Elemente des Referenz-
rahmens und Auswertung der Ergebnisse 

 
3. Transfer-Phase 

Entwicklung von Empfehlungen für die Weiterentwicklung kompetenzbasierter Prüfungen 
 
Abb. 1: Konkretisierung des Vorgehens anhand von drei Phasen im Zeitzusammenhang 
 

 
1.Hypothesen-generierende Phase: Entwicklung eines Referenzrahmens für die Erfassung 
von Kompetenzbasierung in Prüfungen  
 
Ziel dieser Phase ist es, einen Referenzrahmen zu entwickeln, der alle für die Erfassung von 
Kompetenzbasierung in Prüfungen relevanten Elemente bündelt und Kriterien zu deren Kon-
kretisierung benennt. Dazu werden leitfadengestützte Interviews, teilnehmende Beobachtun-
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gen an mündlich und praktisch durchgeführten Prüfungen sowie Literaturrecherchen auf Ba-
sis der forschungsleitenden Annahmen durchgeführt.  
 
Mit Hilfe leitfadengestützter Interviews werden Prüfer/-innen, Ausbilder/-innen und wissen-
schaftliche Experten und Expertinnen zum Thema kompetenzbasierte Prüfungen befragt. 
Diese Erhebungsmethode ermöglicht es, das Thema gezielt in den Blick zu nehmen und 
gleichzeitig den Interviewten ein großes Maß an Antwortspielraum zu gewährleisten. Die 
mindestens zehn Interviews werden transkribiert und mit Hilfe der qualitativen Inhaltsanalyse 
(vgl. MAYRING 2002) ausgewertet. 
 
Parallel zu den leitfadengestützten Interviews wird an mindestens zehn mündlichen bzw. 
praktischen Prüfungen beobachtend teilgenommen. Dies erlaubt, Hinweise auf Elemente zur 
Erfassung von Kompetenzbasierung in Prüfungen unmittelbar im sozialen Feld zu sammeln. 
Um eine größtmögliche Offenheit der Beobachtung zu gewährleisten, werden bei der teil-
nehmenden Beobachtung keine standardisierten Verfahren, wie z.B. ein strukturiertes Beo-
bachtungsschema, sondern nur ein offener Beobachtungsleitfaden eingesetzt, in dem in der 
Situation selber und auch danach Notizen festgehalten werden können (vgl. DIEKMANN 
2009). 
 
Neben diesen Verfahren werden Literatur- und Dokumentenanalysen durchgeführt, insbe-
sondere Kompetenzfeststellungs- und Kompetenzbewertungsverfahren, allgemeine Analyse-
raster sowie Prüfungsaufgaben und Bewertungsschemata aus dem beruflichen Bereich.  
 
Auf der Basis dieser Analyseergebnisse wird der Referenzrahmen entwickelt. Dieser wird 
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Praxis vorgestellt, in Hinblick auf Stimmig-
keit und Vollständigkeit der Elemente und Kriterien diskutiert und ggf. modifiziert. Dazu ist 
geplant, einen Workshop mit Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen sowie einen Work-
shop mit Sozialpartnern und Betriebsvertretern und -vertreterinnen durchzuführen.  
Anschließend werden drei Berufe kriteriengeleitet27 ausgewählt und Hypothesen für die be-
rufsspezifische Überprüfung einzelner Elemente des Referenzrahmens in der Prüfungspraxis 
formuliert. Die Berufe sollen aus unterschiedlichen Berufsbereichen -kaufmännisch-
verwaltend, gewerblich-technisch, Dienstleistung – stammen.  
 
2. Hypothesen- prüfende Phase: Analyse der Prüfungspraxis auf Grundlage ausgewählter 
Elemente des Referenzrahmens und Auswertung der Ergebnisse 
 
Ziel der zweiten Phase ist es, die Prüfungspraxis mit Hilfe des in der ersten Phase entwickel-
ten Referenzrahmens exemplarisch in drei Berufen auf ihre Kompetenzbasierung hin zu ana-
lysieren. Da aus zeitlichen und personellen Gründen nicht alle identifizierten Elemente des 
Referenzrahmens in der Prüfungspraxis überprüft werden können, wird zum Ende der ersten 
Projektphase eine Auswahl getroffen. 
 
Aufgrund der explorativen Anlage des Untersuchungsdesigns in der ersten Phase kann das 
weitere Vorgehen nur grob skizziert werden. Um auf eine Datengrundlage zurückgreifen zu 
können, ist angedacht, zu Beginn der zweiten Phase eine, nach berufsspezifischen Kriterien 
strukturierte, Online-Erhebung mit den am Prüfungsgeschehen Beteiligten durchzuführen. 
Zur Analyse der Kompetenzerfassung und -bewertung in der Prüfungspraxis mit Hilfe von 
Prüfungsinstrumenten bieten sich teilnehmende Beobachtungen in mündlich und praktisch 
durchgeführten Zwischen- und Abschluss-/Gesellenprüfungen bzw. Gestreckten Abschluss-/ 
Gesellenprüfungen Teil 1 und 2 sowie eine Analyse der schriftlichen Prüfungsaufgaben an. 
Beispielsweise könnte jeweils die Zwischen- bzw. Gestreckte Abschluss-/Gesellenprüfung 
                                                
27 Bei der Auswahl der Berufe ist zu prüfen, ob an das BIBB-Forschungsprojekt „Einfluss der betriebli-
chen Ausbildungsqualität auf die Fachkompetenz in ausgewählten Berufen“ angeknüpft werden kann 
und durch die Festlegung auf gleiche Berufe Synergie-Effekte genutzt werden können. 
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Teil 1 und eineinhalb Jahre später die Abschluss-/Gesellenprüfung bzw. Gestreckte Ab-
schluss-/Gesellenprüfung Teil 2 untersucht werden. Dieses längsschnittorientierte Verfahren 
würde es ermöglichen, alle in dem jeweiligen Beruf durch Prüfungen erfassten Kompetenzen 
zu analysieren.  
 
Wurde die Prüfungspraxis auf Grundlage ausgewählter Elemente des Referenzrahmens hin 
analysiert, werden die Ergebnisse ausgewertet und eine Bilanz über die bereits vorliegende 
Kompetenzbasierung in Prüfungen gezogen. 
 
3. Transfer-Phase: Entwicklung von Empfehlungen für die Weiterentwicklung kompetenzba-
sierter Prüfungen 
 
Ziel der dritten Phase ist es, aus den in der zweiten Phase gewonnenen Erkenntnissen all-
gemeine Empfehlungen für die Gestaltung und Weiterentwicklung kompetenzbasierter Prü-
fungen abzuleiten. Dabei ist angedacht, die berufsspezifischen Ergebnisse aus der zweiten 
Phase zu bündeln, miteinander zu vergleichen und berufsübergreifende Optionen zur Wei-
terentwicklung aufzuzeigen. Grundlage dafür bilden die im Referenzrahmen genannten Ele-
mente. Die Empfehlungen für die Weiterentwicklung kompetenzbasierter Prüfungen werden 
in einem Expertenworkshop mit Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen, Sozialpartnern 
und Betriebsvertretern und -vertreterinnen diskutiert. 
 
 
Interne und externe Beratung 
Das Forschungsprojekt wurde BIBB-intern mit Kolleginnen und Kollegen aus der Abteilung 1, 
2 und 4 diskutiert. Um die Qualität des Forschungsdesigns insgesamt und die der einzelnen 
methodischen Schritte sowie der eingesetzten Instrumente im Projektverlauf zu sichern, ist 
eine projektbegleitende externe Methodenberatung angedacht. Es soll ein Projektbeirat ein-
gerichtet werden, der aus Experten und Expertinnen aus dem Kompetenz- und Prüfungsbe-
reich besteht und das Projekt während seiner Laufzeit beratend begleitet. 
 
 
Dienstleistungen Dritter 
Für die erforderlichen Analysearbeiten in der zweiten Projektphase, wie die Analyse von Prü-
fungsaufgaben, die Teilnahme an mündlichen und/oder praktischen Prüfungen, die Befra-
gung von Prüfungspersonal etc., werden Dienstleitungen Dritter eingeplant. Hier kommen 
insbesondere Forschungsinstitute mit ausgewiesenen Experten und Expertinnen im Prü-
fungs- bzw. in dem jeweiligen Berufsbereich in Frage. Eine detaillierte Planung der zu verge-
benden Aufträge wird im Zuge der Feinplanung zum Ende der ersten Projektphase erarbei-
tet.  
 
 
Kooperationen 
Es ist eine Kooperation mit den folgenden hausinternen Forschungsprojekten, Arbeitsgrup-
pen und Portalen geplant: 
 
• BIBB-Forschungsprojekt „Einfluss der betrieblichen Ausbildungsqualität auf die 

Fachkompetenz in ausgewählten Berufen“, 
• Prüferportal, die Informations- und Kommunikationsplattform für aktive und zukünftige 

Prüferinnen und Prüfer, 
• Arbeitskreis Kompetenzforschung und 
• Umsetzungsprojekt DQR. 
 
Der Zugang zu Prüfungsausschüssen erfolgt über die Industrie- und Handels- sowie über die 
Handwerkskammern. 
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4. Projekt- und Meilensteinplanung 
 
Das Projekt startet im dritten Quartal 2010 und läuft bis zum Ende des vierten Quartals 2012 
(Juli 2010-Dezember 2012).  
 

 

Nr. Meilenstein (MS) Termin  

MS 1 Projektstart 01.07.2010 

MS 2 Referenzrahmen liegt vor, Hypothesen sind aufgestellt 28.02.2011 

MS 3 
Vorstellung und Diskussion des Referenzrahmens im 
UA BBF 

Voraussichtlich Mai 
2011 

MS 4 Zwischenbericht erstellt 01.10.2011 

MS 5 
Empfehlungen zur Weiterentwicklung kompetenzba-
sierter Prüfungen vorgelegt 

31.12.2012 

MS 6 Abschlussbericht erstellt 31.12.2012 

MS 7 Referierter Beitrag eingereicht 01.07.2013 
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Forschungsschwerpunkt: Lebensbegleitendes Lernen, 
Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit der Bildungsgä nge 
 
 

Projekt 2.3.301: 
Berufliche Weiterbildung: Ursachen möglicher Unteri nvestitionen 
und Anreize für Betriebe und Beschäftigte 
Dr. Normann Müller 
Ulrike Azeez 
Klaus Berger 
Dick Moraal 
Marcel Walter 
 
 
1. Das Wichtigste in Kürze 
 
Angesichts des technologischen Wandels sowie der Alterung industrialisierter Gesellschaften 
ist es unstrittig, dass Prozessen lebensbegleitenden Lernens in Zukunft wachsende Bedeu-
tung zukommt. Umstritten ist jedoch, wer in welchem Umfang für die Finanzierung aufkom-
men soll. Das vorliegende Projekt betrachtet speziell berufliche Weiterbildungsmaßnahmen, 
die marktgängige Qualifikationen vermitteln. Bildungsökonomen vermuten, dass einerseits 
Betriebe und andererseits Beschäftigte weniger in solche Maßnahmen investieren, als es im 
ökonomischen Sinne optimal wäre. Diese Hypothese hat zu einer regen politischen Debatte 
um Konzepte zur Finanzierung beruflicher Weiterbildung geführt, mit deren Hilfe Investitions-
anreize für Betriebe und Beschäftigte gestärkt werden sollen. 
 
In diesem Projekt sollen daher zunächst einmal mögliche Ursachen dieser vermuteten Unter-
investition seitens der Betriebe und Individuen auf ihre praktische Bedeutung hin untersucht 
werden. In einem weiteren Schritt sind dann die Erfahrungen mit bereits implementierten 
Finanzierungsmodellen sowie Experteneinschätzungen hinsichtlich entsprechender vorge-
schlagener Konzepte aufzuarbeiten und mit den Erkenntnissen aus der vorgelagerten Analy-
se zu kontrastieren. Aus der Kombination beider Untersuchungsgegenstände – Unterinvesti-
tionsursachen und Finanzierungsanreize – sowie der Berücksichtigung der individuellen und 
betrieblichen Seite ergeben sich vier Arbeitspakete: 
 
1. Viele Konzepte zur individuellen Förderung gehen implizit davon aus, dass Individuen 

sich bei Weiterbildungsentscheidungen, gemessen am ökonomischen Rationalitätspostu-
lat, irrational verhalten. Es soll daher geprüft werden, ob und in welchem Ausmaß von ei-
ner Einschränkung der Rationalitätsannahme bei der individuellen Weiterbildungsent-
scheidung als potenzieller Ursache einer Unterinvestition seitens der Individuen auszu-
gehen ist. Die Analyse erfolgt hypothesengeleitet-quantitativ auf Basis von Daten, die aus 
einer Personenbefragung zu gewinnen sind. Konkret ist zu prüfen, ob die individuelle 
Weiterbildungsentscheidung – abgebildet durch die bekundete Zahlungsbereitschaft der 
Individuen – mithilfe einer Regressionsanalyse durch die Präferenzen und die Hand-
lungsrestriktionen der Individuen erklärt werden kann. Der Nutzenbegriff ist hierbei sehr 
weit gefasst. Neben Nutzenaspekten, die aus der Befriedigung von materiellen Bedürf-
nissen sowie den Bedürfnissen nach Sicherheit, Anerkennung und Sinn resultieren, fin-
den auch Nutzenaspekte Berücksichtigung, welche soziale und intrinsische Handlungs-
motive widerspiegeln. Die Restriktionen sind durch das Einkommen und die verfügbare 
Freizeit der Individuen gegeben. Neben der Frage, ob das Weiterbildungsverhalten ratio-



 

 65 

nal ist, soll aber auch die Struktur der Entscheidungslogik untersucht werden, d.h. welche 
Bedeutung bestimmte Faktoren für ganz konkrete Gruppen wie bildungsferne Personen 
oder Ältere besitzen. Hierbei wird auch analysiert, welche Rolle die Qualität und Transpa-
renz des Weiterbildungsangebotes sowie die Informationen über die Verwertbarkeit von 
Weiterbildungsmaßnahmen für die Entscheidung spielen. Die geplante Untersuchung 
geht über existierende Studien zu den Gründen der Teilnahme bzw. Nichtteilnahme an 
Weiterbildung hinaus. Zum Beispiel werden im Gros der existierenden Studien die Nut-
zenaspekte und Handlungsrestriktionen nicht klar voneinander getrennt. In der Regel 
müssen sie von den Befragten in Konkurrenz zueinander bewertet werden. Insbesondere 
durch die differenzierte Behandlung beider Faktoren soll die geplante Analyse ein umfas-
sendes und detailliertes Bild über die Entscheidungslogik der Individuen liefern. 

 
2. Im zweiten Paket richtet sich der Fokus auf die praktische Bedeutung der Poaching-

Problematik als häufig vermutete Ursache einer Unterinvestition durch Betriebe. In der 
Theorie entsteht sie, weil Weiterbildung aus Sicht des finanzierenden Unternehmens ein 
Allmendegut darstellt. Zum einen können andere Arbeitgeber von der Nutzung des so 
entstandenen personengebundenen Wissens nicht prinzipiell ausgeschlossen werden, 
sie haben die Möglichkeit Arbeitskräfte abzuwerben. Zum anderen besteht eine Rivalität 
in der Nutzung des personengebundenen Wissens, da Beschäftigte in aller Regel nur ei-
nem einzigen Betrieb zur Verfügung stehen. Zumindest aber würde die Arbeitszeit, wel-
che sie in einem fremden Betrieb verbringen, zulasten der Arbeitszeit beim die Weiterbil-
dung finanzierenden Arbeitgeber gehen. In einer solchen Situation entsteht zunächst ein 
negativer Investitionsanreiz für den finanzierenden Betrieb, was dazu führen kann, dass 
weniger Humankapital hergestellt wird – also weniger Beschäftigte weitergebildet werden 
– als es gesellschaftlich wünschenswert wäre. Die Analyse erfolgt hypothesengeleitet-
quantitativ auf Basis von Daten, die aus einer Betriebsbefragung zu gewinnen sind. Kon-
kret soll durch eine Regressionsanalyse geprüft werden, ob die Höhe betrieblicher Wei-
terbildungsinvestitionen durch die Möglichkeit des Nutznießens anderer Betriebe – ge-
messen als Mitarbeiterfluktuation in den betrachteten Unternehmen – beeinträchtigt wird. 
Existierende Studien erklären häufig nur die Wahrscheinlichkeit, dass ein Betrieb mindes-
tens eine Weiterbildungsmaßnahme finanziert hat. Der Einfluss der Mitarbeiterfluktuation 
wird allenfalls am Rande behandelt. Häufig richtet sich der Blick auch auf den umgekehr-
ten Zusammenhang: den Einfluss der Weiterbildung auf die Wechselwahrscheinlichkeit 
von Arbeitskräften. Ob und wie stark ein höherer Grad der Nicht-Ausschließbarkeit frem-
der Betriebe von vornherein zu niedrigeren Bildungsinvestitionen führt, stand noch nicht 
im Mittelpunkt bisheriger Untersuchungen. 
 

3. Im dritten Paket werden Erfahrungen mit Finanzierungskonzepten zur Lösung des ver-
muteten individuellen Unterinvestitionsproblems aufgearbeitet. Hierbei geht es vornehm-
lich um Modelle, die durch einen staatlichen Finanzierungszuschuss an Individuen Anrei-
ze für Investitionen in die berufliche Weiterbildung setzen sollen. Zu diesen gehören z.B. 
Bildungsgutscheine, -konten und -sparmodelle. Im Wesentlichen ist eine Synopse ge-
plant, welche die Ausgestaltungsmerkmale verschiedener Konzepte sowie ihre Wirkun-
gen, so wie sie entweder durch existierende Evaluationen belegt sind oder durch Exper-
tenmeinungen eingeschätzt werden, gegenüberstellt. Anschließend werden unter An-
wendung der Ergebnisse des ersten Arbeitspaketes die Konzepte in ihrer Eignung zur 
Behebung des vermuteten individuellen Unterinvestitionsproblems beurteilt. Auch auf die 
Frage, welche Bedeutung begleitende Angebote der Beratung und Regelungen zur Zerti-
fizierung haben können, wird eingegangen. 
 

4. Anlog zu Paket 3 werden im vierten Paket Finanzierungskonzepte zur Lösung des ver-
muteten betrieblichen Unterinvestitionsproblems behandelt. Das Interesse liegt dabei auf 
Formen der überbetrieblichen Zusammenarbeit, welche Investitionsanreize seitens der 
Betriebe stärken sollen. Die Analyse bleibt auf deutsche und niederländische Konzepte 
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beschränkt. Unter Anwendung der Ergebnisse des zweiten Arbeitspaketes sind die Kon-
zepte in ihrer Eignung zur Behebung des vermuteten betrieblichen Unterinvestitionsprob-
lems zu beurteilen. Auch die Frage, welche Rolle institutionelle Rahmenbedingungen für 
die Herausbildung bestimmter Konzepte in Deutschland und den Niederlanden spielen, 
wird thematisiert. 

 
Die beiden ersten Arbeitspakete dienen einerseits der empirischen Überprüfung von Theo-
rien aus dem bildungsökonomischen Fachdiskurs. Die Ergebnisse sind aber auch von unmit-
telbarem Interesse für politische Entscheidungsträger und Sozialpartner, da sie grundlegen-
de Informationen für die Entscheidung über die Art und den Umfang staatlicher Eingriffe bzw. 
für die optimale Ausgestaltung von Finanzierungskonzepten zur Stärkung betrieblicher und 
individueller Investitionsanreize enthalten. Die Arbeitspakete 3 und 4 hingegen dienen nicht 
in erster Linie der Theorieentwicklung, sondern vielmehr der Anwendung der Erkenntnisse 
aus den beiden ersten Arbeitspaketen. Vor allem durch diese Verknüpfung entsteht aus die-
sen teilweise als Sekundäranalyse konzipierten Studien ein Mehrwert für die politische Dis-
kussion. 
 
 
2. Forschungsbegründende Annahmen 
 
Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des BIBB 
Angesichts des rapiden technologischen Wandels sowie der Alterung industrialisierter Ge-
sellschaften ist es unstrittig, dass Prozessen lebensbegleitenden Lernens in Zukunft wach-
sende Bedeutung zukommt. Im Mittelfristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramm des 
Bundesinstituts für Berufsbildung wird die Gestaltung und Erforschung dieser Prozesse da-
her als eine wichtige Herausforderung und Aufgabe der Berufsbildungsforschung identifiziert. 
Das vorliegende Projekt soll zur Bewältigung dieser Aufgabe beitragen. Es knüpft an den 
BIBB-Forschungsschwerpunkt „Lebensbegleitendes Lernen, Durchlässigkeit und Gleichwer-
tigkeit der Bildungswege“ an. Dieser formuliert das Ziel, in Forschungsprojekten „Fragen der 
Beteiligung am lebensbegleitenden Lernen und dessen zentrale Bestimmungsfaktoren sowie 
von Möglichkeiten zur Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten“ zu untersuchen und be-
gründet so die Beschäftigung mit Fragen der Weiterbildungsfinanzierung. Gemäß des Mittel-
fristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramms soll im Rahmen entsprechender For-
schungsprojekte der Perspektive der Bildungsökonomie ein hoher Stellenwert zukommen. 
 
 
Problemdarstellung  
BECKER (1962) unterscheidet in seiner Humankapitaltheorie zwischen Qualifikationen, die 
ausschließlich betrieblich verwertbar, also ‚spezifisch‘ sind und solchen, die überbetrieblich 
verwertet werden können, also ‚generell‘ bzw. marktgängig sind. Seine Einteilung gilt aller-
dings mittlerweile als realitätsfern. Zum Beispiel erklärt LAZEAR (2003), dass Qualifikationen 
in der Realität nie rein betriebsspezifisch seien, sondern von Betrieben lediglich in spezifi-
schen Kombinationen nachgefragt würden. Entsprechendes kann über Weiterbildungsmaß-
nahmen gesagt werden. Die in ihnen vermittelten Qualifikationen werden praktisch stets ei-
nen marktgängigen Anteil enthalten. BECKERS Idealisierung ist dennoch hilfreich, weil sie 
verdeutlicht, dass humankapitalbildenden Maßnahmen einerseits ein spezifischer Aspekt 
anhaftet, der den Investitionsanreiz des Arbeitgebers begründet (z.B. weil eine Maßnahme, 
die zwar überbetrieblich verwertbar ist, in Kombination mit anderen vorhanden Fähigkeiten 
eines Individuums speziellen Charakter bekommt), andererseits ein genereller Aspekt, wel-
cher den Investitionsanreiz der Individuen konstituiert. Wie stark sich Individuen und Betriebe 
letztlich tatsächlich an der Finanzierung einer Maßnahme beteiligen, wird auch dadurch be-
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stimmt, wo genau im Kontinuum zwischen ‚generell‘ und ‚spezifisch’ eine Maßnahme ange-
siedelt ist.28 
 
Im vorliegenden Projekt sind alle Weiterbildungsmaßnahmen von Interesse, die einen markt-
gängigen Anteil enthalten. Dies schließt den Spezialfall rein spezifischer Maßnahmen aus, 
denjenigen rein genereller Maßnahmen jedoch ein. Unabhängig davon, wie stark spezifi-
scher und genereller Charakter der vermittelten Qualifikationen ausgeprägt sind, gehen Bil-
dungsökonomen häufig davon aus, dass die Finanzierungsbeiträge – sowohl der Arbeitge-
ber29 als auch der Beschäftigten – für Weiterbildungsmaßnahmen, die auch marktgängige 
Qualifikationen vermitteln, im Aggregat zu gering ausfallen, weil die Investitionsanreize bei-
der Seiten beeinträchtigt sind. Im vorliegenden Projekt werden zwei Arten von Ursachen für 
diese potenzielle Unterinvestition vermutet: 
 
• Klassisches Marktversagen 
• Die Existenz eines meritorischen Gutes 
 
Im Fall des klassischen Marktversagens verhindert die individuell rationale Vorgehensweise 
der einzelnen Markteilnehmer/-innen, dass ein effizientes Marktgleichgewicht im ökonomi-
schen Sinne zustande kommt. Dies betrifft einerseits das Verhalten der Arbeitgeber und an-
dererseits das der Beschäftigten. 
 
Auf der Arbeitgeberseite hat das Problem des ‚Poaching’ den größten Stellenwert in der Dis-
kussion (PIGOU 1912; LEUVEN 2005).30 Es ruft mutmaßlich eine Unterinvestition hervor, weil 
das durch einen investierenden Betrieb produzierte personengebundene Wissen (Humanka-
pital) aus seiner Sicht ein (unreines) öffentliches Gut – ein Allmendegut – darstellt: Er kann 
andere Betriebe grundsätzlich nicht von der Nutzung des hergestellten Humankapitals aus-
schließen; diese haben prinzipiell die Möglichkeit, Arbeitskräfte abzuwerben. Gleichzeitig ist 
das Humankapital aber nur rivalisierend nutzbar, da Beschäftigte lediglich einem Betrieb zur 
Verfügung stehen. Unabhängig davon, ob tatsächlich Arbeitskräfte abgeworben werden, 
kann dies einen negativen Investitionsanreiz für den weiterbildenden Betrieb bewirken.  
 
Hinsichtlich der Weiterbildungsnachfrage durch die Beschäftigten besteht die Annahme, 
dass der Nutzen Dritter bzw. der Gesellschaft nicht in das individuelle Kalkül eingeht. In die-
sem Fall wird vom Vorliegen ‚positiver externer Effekte’ (ROSEN 2008) gesprochen. Sie wür-
den bewirken, dass weniger Weiterbildung nachgefragt wird als aus gesellschaftlicher Sicht 
wünschenswert wäre. Darüber hinaus wird die individuelle Nachfrage beeinträchtigt, weil 

                                                
28  Entscheidend dafür, ob eine Qualifikation im beschriebenen Sinne als ‚spezifisch‘ gelten kann, ist 
nicht, ob sie prinzipiell in anderen Unternehmen anwendbar wäre, sondern, ob Arbeitnehmer/-innen 
faktisch tatsächlich in der Lage sind, außerhalb des Betriebes einen der Produktivitätssteigerung ent-
sprechenden höheren Lohn zu erzielen. ACEMOGLU und PISCHKE (1999) erklären zum Beispiel, wa-
rum Betriebe auch Maßnahmen zu großen Teilen (mit-)finanzieren, welche schwerpunktmäßig markt-
gängige Qualifikationen vermitteln. Die Gründe hierfür liegen in Marktunvollkommenheiten, welche aus 
marktgängigen faktisch spezifische Qualifikationen machen. 
29  In der Literatur wird das betriebliche Weiterbildungsengagement häufig als ‚Angebot’ bezeichnet 
(z.B. STEVENS, 2001). Diese Begrifflichkeit ist allerdings irreführend. Tatsächlich sind Unternehmen 
ihrerseits Nachfrager des durch Weiterbildung produzierten „Humankapitals“, denn die Weiterbildung 
zählt nicht zu ihrem eigentlichen betrieblichen Kerngeschäft. Anbieter sind vielmehr die Weiterbil-
dungsdienstleister. Natürlich ist es möglich, dass Unternehmen diese Leistung selbst erbringen, dann 
treten sie gleichzeitig als Anbieter und Nachfrager auf. Der finanzielle Beitrag der Unternehmen zur 
Weiterbildung ihrer Beschäftigten ist jedoch als Teil der Nachfrage zu verstehen. Die Gesamtnachfra-
ge ergibt sich aus der Summe der Finanzierungsbeiträge von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen 
sowie von Arbeitgebern. 
30  Der Begriff ‚Poaching’ entstammt dem Englischen und kann im vorliegenden Zusammenhang mit 
dem deutschen Wort ‚Wilderei’ übersetzt werden. 
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Bildungsnehmer aufgrund unsicherer Erfolgsaussichten ihr zukünftiges Humankapital nicht 
verpfänden können und ihnen daher nur sehr eingeschränkt die Möglichkeit der Kreditfinan-
zierung offensteht. Dieses Phänomen geht auf asymmetrische Informationen bezüglich der 
Erfolgsaussichten zurück und wird in der Ökonomie als ‚adverse selection‘ bezeichnet. 
Schließlich können auch asymmetrische oder fehlende Informationen über die Qualität einer 
Weiterbildungsmaßnahme bzw. ihre Verwertbarkeit die Nachfrage reduzieren. 
 
Den klassischen Marktversagensformen stehen sogenannte ‚meritorische Güter‘ gegenüber 
(MUSGRAVE 1959). Dieses Konzept wird in der Regel verwendet, wenn die Vermutung be-
steht, dass Individuen ihre persönlichen Kosten und Nutzen aus dem Konsum eines Gutes 
nicht realistisch beurteilen (können). Allerdings ist es bislang nicht befriedigend formalisiert 
worden und es existieren unterschiedliche Sichtweisen darauf (BRÜMMERHOFF 2007, S. 96). 
Im vorliegenden Projekt werden Nachfrageverzerrungen infolge meritorischer Güter klar von 
der durch unvollständige Informationen, externe Effekte und Kollektivgüter verursachten Un-
terinvestition abgegrenzt. Als Ausprägungsformen eines meritorischen Gutes kommen nach 
diesem Verständnis somit nur verzerrte Präferenzen und irrationales Verhalten in Betracht, 
während bei den klassischen Marktversagensformen gerade das rationale Verhalten der 
Markteilnehmer zur ineffizienten Allokation führt. Da aus wissenschaftlicher Sicht die „Rich-
tigkeit“ individueller Präferenzen jedoch grundsätzlich kaum infrage gestellt werden kann, ist 
das einzige Argument für das Vorliegen eines meritorischen Gutes in möglichen Irrationalitä-
ten zu sehen. Im Fall der Weiterbildungsentscheidung ist ein solches Rationalitätsproblem 
am ehesten bei bildungsfernen Individuen zu vermuten. Als Folge wäre daher neben dem 
beschriebenen Allokationsproblem – einer Unterinvestition im Aggregat – auch eine als un-
erwünscht beurteilte Distribution zu befürchten. So ist vorstellbar, dass die ungleichmäßige 
Inanspruchnahme von Weiterbildung eine Verschärfung sozialer Differenzen bewirkt, welche 
letztlich den sozialen Zusammenhalt gefährdet.31 
 
Ob und in welchem Ausmaß Unterinvestitionen in Weiterbildung in der Realität tatsächlich 
vorliegen, ist allerdings eine empirisch nicht geklärte Frage. Benchmark-Studien, welche die 
Unterinvestition durch Vergleich mit einem fest definierten effizienten Niveau zu messen ver-
suchen, haben fast durchweg mit gravierenden methodischen und konzeptionellen Schwie-
rigkeiten zu kämpfen (siehe BRUNELLO, DE PAOLA 2009). Insbesondere internationale Ver-
gleiche sind in diesem Zusammenhang unzureichend. Das ökonomisch gesehen effiziente 
Maß an Weiterbildungsinvestitionen kann sich von Land zu Land unterscheiden. Die Diskus-
sion um den „Varities of Capitalism“-Ansatz (vgl. HALL, SOSKICE, 2001) zeigt, dass Ökono-
mien durch die Herausbildung institutioneller Komplementaritäten – z.B. zwischen Bildungs-
system und Wohlfahrtsstaat – unterschiedliche Strategien entwickeln, die jeweils zu kompa-
rativen Vorteilen ihrer Arbeits- und Produktmärkte führen. Beispielsweise würde der Ansatz 
erwarten lassen, dass in sogenannten „koordinierten Marktwirtschaften“ die Vermittlung spe-
zifischer Qualifikationen im Vergleich zu marktgängigen eher im Vordergrund steht. Dass in 
einem Land seltener marktgängige Weiterbildung stattfindet, muss also nicht zwingend ein 
Indiz für eine Unterinvestition sein. Auch die Art des Ausbildungssystems spielt eine wichtige 
Rolle. Zur deutschen Strategie zählt z.B. die duale Berufsausbildung, die marktgängige Qua-
lifikationen vermittelt und den Bedarf an Weiterbildung geringer halte könnte als in anderen 
Ländern. Aus diesem Grund ist es nicht möglich, anhand eines internationalen Vergleichs 

                                                
31  Darüber hinaus wird häufig vermutet, dass Unternehmen, speziell kleine und mittlere, den betrieb-
lichen Nutzen einer Weiterbildungsmaßnahme nicht erkennen bzw. unterschätzen. Dann wäre Weiter-
bildung auch für Betriebe eine Art meritorisches Gut. Das Konzept ist aber zunächst auf die Bürger 
beschränkt (BRÜMMERHOFF 2007, S. 96). Unternehmen, die am Markt eine Gewinnerzielungsabsicht 
verfolgen, sind grundsätzlich selbst für ihr Wirtschaften verantwortlich. Es entspricht der Logik eines 
funktionierenden Marktes, dass Unternehmen, die schlecht wirtschaften bzw. ihren eigenen Nutzen 
und die Kosten falsch einschätzen, nicht überlebensfähig sind. Bei Bürgern, die nicht unternehmerisch 
aktiv sind, erscheint das Argument des meritorischen Gutes zur Rechtfertigung staatlicher Interventio-
nen daher angebrachter. 
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der Ausgabenniveaus zu entscheiden, ob eine Unterinvestition vorliegt oder nicht. Vielmehr 
müssen denkbare Ursachen einer Unterinvestition identifiziert und auf ihre Bedeutung für 
einzelne Ökonomien – im vorliegenden Fall Deutschland – sowie für bestimmte Gruppen von 
Betrieben und Personen getestet werden. 
 
Bekannt und unstrittig sind einzig die Kreditmarktprobleme. Lösungsansätze sind etwa Sti-
pendiensysteme und staatlich geförderte Bildungskredite mit Absicherung des Rückzah-
lungsrisikos. Externe Effekte hingegen sind schon für die allgemeine Bildung kaum zu quan-
tifizieren und entsprechend mehrdeutig ist die bisherige Evidenz. Während sie für frühe Bil-
dungsgänge unumstritten sind, gilt ihre Existenz im Bereich der tertiären Bildung und Weiter-
bildung unter vielen Ökonomen als unwahrscheinlich (HALL, 2006). Noch nicht tiefergehend 
untersucht wurden unseres Wissens die Poaching-Problematik sowie das Versagen der indi-
viduellen Rationalität bezogen auf die Weiterbildungsentscheidung.32  
 
Die potenzielle Unterinvestition in überbetrieblich verwertbare berufliche Weiterbildung wird 
aber – nicht zuletzt im Lichte des prognostizierten Fachkräftemangels durch die Alterung der 
Gesellschaft (BONIN ET AL. 2007) – zunehmend als politisches Problem wahrgenommen.33 
Daher hat sich – nicht nur in Deutschland – eine rege Debatte um Konzepte zu ihrer Finan-
zierung, Förderung und Regelung entwickelt, mit deren Hilfe Investitionsanreize für Betriebe 
und Beschäftigte (wieder-)hergestellt werden sollen, um so die Weiterbildungsnachfrage zu 
unterstützen (vgl. BALZER 2001; BMBF 2004). Auch hier fehlt es aber an Evidenz bezüglich 
der Effekte dieser Instrumente. Einen aktuellen Überblick über international diskutierte Kon-
zepte liefern zum Beispiel OOSTERBEEK/PATRINOS (2008), die zugleich einen akuten Informa-
tionsbedarf hinsichtlich deren Wirksamkeit identifizieren. 
 
 
Projektziele, Untersuchungsgegenstände und Forschun gsfragen  
Aus der formulierten Problemstellung ergeben sich zwei Hauptzielsetzungen des Projektes:  
 
• Ursachen für mögliche Unterinvestitionen durch Betriebe und Beschäftigte in überbetrieb-

lich verwertbare Weiterbildungsmaßnahmen sind auf ihre Existenz hin zu testen und in 
ihrer praktischen Bedeutung für bestimmte Gruppen von Beschäftigten und Arbeitgebern 
zu ermessen. Basierend auf den Erkenntnissen sollen Rückschlüsse hinsichtlich der 
Ausgestaltung erfolgversprechender Finanzierungskonzepte gezogen werden.  
 

• Darüber hinaus ist ein Beitrag zur Deckung des Informationsbedarfs hinsichtlich der tat-
sächlichen bzw. vermuteten Wirkungsweise von Finanzierungskonzepten zu liefern, wel-
che das individuelle bzw. betriebliche Unterinvestitionsproblem überwinden sollen und 
welche für die politische Diskussion in Deutschland besonders relevant sind. 

 

                                                
32  In einem während der Planung dieses Projektes erschienenen Beitrag finden BRUNELLO und DE 

PAOLA (2009) keine empirischen Hinweise auf eine Poaching-Problematik. Allerdings prüfen sie in 
ihrer Untersuchung lediglich, ob es im Anschluss an Weiterbildung zu einer Veränderung der Mitarbei-
terfluktuation kommt. Wie im methodischen Teil dieses Antrags beschrieben wird, ist eigentlich der 
umgekehrte Zusammenhang von Interesse. 

33  Auch Investitionen in rein betriebsspezifische Weiterbildungsmaßnahmen können durch Marktinef-
fizienzen beeinträchtigt sein. Nach BECKER werden sie in der Regel vom Arbeitgeber nachgefragt und 
finanziert. Allerdings kann die Nachfrage durch das sogenannte ‚Hold-Up’ (WILLIAMSON 1985; LEUVEN 
2005) zu niedrig ausfallen. Letzteres bezeichnet den negativen Anreiz für Investoren, der entsteht, 
wenn sich der Vertragspartner aufgrund seiner Verhandlungsmacht nach der Investition Teile des 
Ertrags aneignen kann. Diesem Problem kommt jedoch nur geringe politische Relevanz zu, da es 
durch private Übereinkünfte in Form von Verträgen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer/-in lösbar 
ist. Das Hold-Up sowie Finanzierungsformen zu seiner Überwindung sind damit von geringerem For-
schungsinteresse für das Bundesinstitut für Berufsbildung. 
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Zur Erreichung dieser Projektziele werden vier Arbeitspakete gebildet:  
 
1. Das erste Paket befasst sich mit einer möglichen Unterinvestitionsursache seitens der 

Beschäftigten: Da externe Effekte kaum empirisch bestimmbar und die Probleme des 
Kreditmarktes in Zusammenhang mit Bildungsinvestitionen unumstritten sind, beschränkt 
sich die Analyse darauf, ob Weiterbildung als potenzielles meritorisches Gut für die indi-
viduellen Nachfrager gelten kann bzw. ob von einer Einschränkung der Rationalitätsan-
nahme bei der individuellen Weiterbildungsentscheidung auszugehen ist. 
 

2. Das zweite Paket testet die praktische Bedeutung der Poaching-Problematik als häufig 
vermutete Hauptursache für die Unterinvestition durch Betriebe.  
 

3. Das dritte Paket arbeitet Erfahrungen mit implementierten Finanzierungskonzepten sowie 
Experteneinschätzungen hinsichtlich vorgeschlagener Konzepte zur Lösung des indivi-
duellen Unterinvestitionsproblems auf. Hierbei geht es vornehmlich um Modelle, die 
durch einen staatlichen Finanzierungszuschuss an Individuen Anreize für Investitionen in 
überbetrieblich verwertbare Weiterbildung setzen sollen. 
 

4. Im vierten Paket werden Finanzierungskonzepte zur Lösung des betrieblichen Unterin-
vestitionsproblems behandelt. Das Interesse liegt dabei auf Formen der überbetrieblichen 
Zusammenarbeit, welche Investitionsanreize seitens der Betriebe stärken sollen. Auch 
hier sollen Erfahrungen mit implementierten Instrumenten sowie Experteneinschätzungen 
hinsichtlich vorgeschlagener Konzepte aufgearbeitet werden. 
 

Die folgende Abbildung 1 stellt die Arbeitspakete in der Übersicht dar. Anschließend werden 
die in den Boxen genannten Untersuchungsgegenstände näher begründet sowie die zu be-
antwortenden Forschungsfragen konkretisiert. 
 
 
Abb.1:  Arbeitspakete des Projekts in der Übersicht  
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Arbeitspaket I: Ist Weiterbildung ein meritorisches Gut für die Individuen? 
 
Im ersten Arbeitspaket wird die Annahme rationalen Verhaltens im Fall der Weiterbildungs-
entscheidung von Individuen überprüft. Diese Annahme ist stark umstritten. Während hinter 
den meisten implementierten Förderkonzepten implizit die Gegenannahme steckt, finden 
z.B. BOLDER/HENDRICH (2000) und HOLZER (2006) gute Argumente dafür, dass Menschen 
sich aus guten Gründen nicht an Weiterbildung beteiligen bzw. mehr oder weniger bewusst 
Widerstand leisten. Empirisch untersucht wurde die Annahme bislang nicht. In existierenden 
Studien zu den Gründen für oder gegen die Teilnahme an Weiterbildung werden in der Regel 
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lediglich Weiterbildungsteilnehmer/-innen zu ihren Motiven und Nichtteilnehmer/-innen zu 
den Hinderungsgründen befragt, sodass keine integrierte Untersuchung der prinzipiellen 
Entscheidungslogik beider Gruppen möglich ist. Die Studien liefern damit zwar Hinweise auf 
Nutzen- und Disnutzenaspekte, die bei der Weiterbildungsentscheidung aktiv sind. Sie kön-
nen aber keinen Aufschluss darüber geben, ob bei gegebenen Handlungsrestriktionen der 
wahrgenommene Nutzen die Teilnahme an einer Weiterbildung rechtfertigen würde. Darüber 
hinaus müssen die Befragten in fast allen existierenden Erhebungen zu Weiterbildungs-
hemmissen die Kosten in Konkurrenz zum fehlenden Nutzen bewerten (z.B. BOL-
DER/HENRICH 2000, BAETHGE/BAETHGE-KINSKY 2004, SCHRÖDER/SCHIEL/AUST 2004, BMBF 
2006, ROSENBLADT/BILGER 2008). Im Prinzip lautet die gestellte Frage: Nehmen Sie nicht an 
Weiterbildung teil, weil sie zu viel kostet oder weil sie zu wenig nützt? Diese Art der Frage-
stellung kann nach u.E. zu einer Verschleierung der wahren Hemmnisse und zu einem un-
klaren Bild über das tatsächliche Entscheidungskalkül führen. Auch die manchmal unscharfe 
Abgrenzung der Nutzenaspekte untereinander kann hierzu beitragen.  
 
Das vorliegende Projekt geht also über die zitierten Studien hinaus. Nutzen und Restriktio-
nen werden zur Beantwortung der hier aufgeworfenen Forschungsfrage strikt voneinander 
getrennt und sowohl für Weiterbildungsteilnehmer/-innen als auch für Nichtteilnehmer/-innen 
differenziert der tatsächlichen individuellen Weiterbildungsbereitschaft gegenübergestellt. 
Während der Nutzen durch die subjektive Wahrnehmung der Individuen gegeben ist, können 
die alle Individuen gleichermaßen restingierenden Faktoren – nämlich die Ressourcen Ein-
kommen und Freizeit – relativ gut gemessen werden, sodass es wenige Gründe gibt, sich 
hier auf möglicherweise verzerrte Angaben der Individuen zur Bedeutung der Kosten als 
Hemmnis zu verlassen. 
 
Die Analyse soll offenlegen, wie Individuen bestimmte Nutzenaspekte bewerten und ob sie 
sich rational entscheiden. Kann die tatsächliche Weiterbildungsbereitschaft durch die indivi-
duelle Bewertung des Nutzens und durch die Handlungsrestriktionen erklärt werden? Oder 
fällt es Individuen aufgrund der Komplexität des Nutzens schwer, ihn im Entscheidungsver-
halten angemessen zu berücksichtigen? Falls ja, welche Personengruppen tendieren am 
ehesten zu solch irrationalem Verhalten? Neben personenbezogenen Merkmalen wird auch 
der Einfluss des betrieblichen Umfeldes auf diese Wahrnehmung berücksichtigt. Gibt es au-
ßerdem Anhaltspunkte dafür, dass die Wahrnehmung des Nutzens auf Fehleinschätzungen 
– z.B. infolge unvollständiger Informationen – beruht? 
 
Betrachtet werden hierbei lediglich die klassischen, formalisierten Formen beruflicher Wei-
terbildung, wie Lehrgänge, Seminare, Kurse etc, die von Arbeitgebern und/oder Beschäftig-
ten finanziert werden. In der Analyse ist zudem zwischen umfangreichen Aufstiegsfortbildun-
gen nach dem AFBG und weniger zeit- und kostenaufwendigen Anpassungsfortbildungen zu 
differenzieren, da potenzielle Verzerrungen der Nutzen- und Kostenwahrnehmung diese bei-
den Formen unterschiedlich stark betreffen können.  
 
Neben der Frage, ob das Weiterbildungsverhalten rational ist, soll aber auch die Struktur der 
Entscheidungslogik untersucht werden, d.h. welche Bedeutung bestimmte Faktoren für ganz 
konkrete Gruppen wie z.B. bildungsferne Personen, Un- und Angelernte oder Ältere besit-
zen. Hierbei wird auch analysiert, welche Rolle die Qualität und Transparenz des Weiterbil-
dungsangebotes sowie die Informationen über die Verwertbarkeit von Weiterbildungsmaß-
nahmen für die Entscheidung spielen. Die Erkenntnisse sollen genutzt werden, um Empfeh-
lungen für die Konzeption von wirkungsvollen Anreizen zur Stimulierung der individuellen 
Nachfrage abzuleiten. Welche Merkmale (=Erfolgsindikatoren) müssten Förderinstrumente 
aufweisen, damit sie einen Investitionsanreiz für Individuen, die einer irrationalen Entschei-
dungslogik unterliegen, herstellen können? Können Finanzierungsanreize überhaupt wirken 
und welche Rolle spielen die Absicherung der Verwertbarkeit von Weiterbildung (z.B. durch 
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Zertifizierung) bzw. die Bereitstellung von Informationen über das Weiterbildungsangebot 
und seine Verwertbarkeit (z.B. durch Beratung)? 
 
Arbeitspaket II: Beeinträchtigt Poaching die betrieblichen Weiterbildungsinvestitionen? 
 
Die meistdiskutierte potenzielle Unterinvestitionsursache auf betrieblicher Seite ist die ver-
mutete Poaching-Problematik. Der Kollektivgutcharakter des hergestellten personengebun-
den Wissens kann den handelnden rationalen Akteuren – z.B. den Unternehmen einer Bran-
che – einen Anreiz liefern, auf eigenes Weiterbildungsengagement zu verzichten und statt-
dessen zum Nutznießer der Humankapitalinvestitionen anderer Betriebe zu werden. Es exis-
tieren zwar Theorien, die erklären, warum Betriebe auch bei perfekten Arbeitsmärkten in 
Weiterbildung investieren würden, wie etwa wegen eines Reputationseffektes (vgl. SADOWSKI 
1980). Unbeschadet hiervon wäre der Theorie nach dennoch zu erwarten, dass bei kollekti-
ver Nutzung eines Gutes die privat bereitgestellte Menge mit dem Grad der Nicht-
Ausschließbarkeit sinkt. 
 
Es ist aber nicht völlig unumstritten, ob das Poaching tatsächlich ein ineffizient niedriges In-
vestitionsniveau bewirkt. MOEN/ROSÉN (2004) etwa beschreiben ein Modell, in dem trotz des 
Poachings ein effizientes Gleichgewicht erreicht wird. Innerhalb des Arbeitspaketes IV soll 
daher versucht werden, Aussagen über die praktische Relevanz der Problematik abzuleiten. 
Die zu beantwortenden Fragen lauten: In welchem Maße beeinträchtigt das Poaching die 
betrieblichen Weiterbildungsinvestitionen? Welche Größenordnung hat ein potenzieller Effekt 
unter Berücksichtigung anderer Effekte (z.B. Branchenzugehörigkeit, Unternehmensgröße, 
Mitarbeiterstruktur, o.ä)? Wie unterscheidet sich die Größenordnung des Effekts hinsichtlich 
verschiedener Unternehmens-und Belegschaftsmerkmale (z.B. Branchenzugehörigkeit, Un-
ternehmensgröße, Mitarbeiterstruktur o.ä.)? 
 
Die empirische Literatur beschäftigt sich zwar mit dem Zusammenhang zwischen Mitarbei-
terumschlag und betrieblichen Investitionen in die Weiterbildung der Beschäftigten. Aller-
dings wird häufig nur der Einfluss der Weiterbildung auf die Wechselwahrscheinlichkeit der 
Beschäftigten analysiert (BRUNELLO/DE PAOLA 2004; KRUEGER/ROUSE 1998; SIEBEN 2005). 
Zudem existieren Studien, welche sich mit den Determinanten des betrieblichen Weiterbil-
dungsangebots beschäftigen (LYNCH/BLACK 1998; GERLACH/JIRJAHN 2001). Sie erklären 
aber nicht unbedingt die Höhe der betrieblichen Weiterbildungsausgaben, sondern häufig nur 
die Wahrscheinlichkeit, dass ein Betrieb mindestens eine Weiterbildungsmaßnahme finan-
ziert hat. Darüber hinaus wird der Einfluss der Mitarbeiterfluktuation allenfalls am Rande be-
handelt. Ob und wie stark ein höherer Grad der Nichtausschließbarkeit fremder Betriebe von 
vornherein zu niedrigeren Bildungsinvestitionen führt, stand noch nicht im Mittelpunkt bishe-
riger Untersuchungen. Dieser Effekt muss aber betrachtet werden, um Aussagen darüber zu 
ermöglichen, in welchem Maße die Gefahr des Poaching durch andere Unternehmen die 
Weiterbildungsinvestitionen der Arbeitgeber beeinflusst und sie zum Trittbrettfahren moti-
viert. Auch hier liegt das Augenmerk auf formalisierten Formen beruflicher Weiterbildung. Es 
soll zudem zwischen Aufstiegs- und Anpassungsfortbildung differenziert werden, da zu ver-
muten ist, dass die Poaching-Problematik für beide Formen unterschiedlich stark ausgeprägt 
ist. 
 
Aus den Erkenntnissen sind Empfehlungen für die Gestaltung wirkungsvoller Anreize zur 
Stimulierung der betrieblichen Nachfrage abzuleiten. Welche Merkmale (=Erfolgsindikatoren) 
müssten Konzepte zur überbetrieblichen Zusammenarbeit aufweisen, damit sie einen Inves-
titionsanreiz für Betriebe herstellen können, deren Weiterbildungsinvestitionen durch das 
Poaching beeinträchtigt sind?  
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Arbeitspaket III: Wie wirken Zuschüsse für Beschäftigte in der Praxis? 
 
Dieses Arbeitspaket untersucht zunächst explorativ konkrete Finanzierungskonzepte, die 
durch gezielte Anreizsetzung ein potenzielles Unterinvestitionsproblem aufseiten der Be-
schäftigten lösen sollen: Welche Ausgestaltungsmerkmale und welche Ausprägungen dieser 
Merkmale lassen sich unterscheiden (z.B. Zielgruppen, persönliche Fördervoraussetzungen, 
Beratungsleistung, Höhe des Zuschusses, Weiterbildungsverhalten, Aufbringung des Eigen-
beitrags, Freiheit in der Maßnahmenwahl, etc.)? Dies soll durch eine vergleichende Gegen-
überstellung der Instrumente geschehen. 
 
Weiterhin soll ein Transfer der Ergebnisse aus der Analyse zur individuellen Kosten-Nutzen-
Wahrnehmung Hinweise auf die vermutliche Wirkungsweise der Instrumente geben. Welche 
Instrumente erlauben speziell die Ansprache von Gruppen mit irrationalem Entscheidungs-
verhalten bzw. welche Instrumente weisen die Merkmale auf, die aufgrund der Ergebnisse 
aus Arbeitspaket 1 als Erfolgsfaktoren gelten können?  
 
Zudem ist geplant, die Erfahrungen mit der Wirkung verschiedener implementierter Förderin-
strumente durch Zusammenführung der Ergebnisse internationaler Evaluationsstudien auf-
zuarbeiten. Ergänzend sind Experteneinschätzungen hinsichtlich der potenziellen Wirkungen 
vorgeschlagener oder noch nicht evaluierter Instrumente einzuholen. Decken sich die Er-
kenntnisse über die optimale Konstruktion von Finanzierungsanreizen mit den Erkenntnissen 
zur tatsächlichen bzw. eingeschätzten Wirkungsweise konkreter Instrumente? Wer-
den/Konnten die betrachteten Instrumente zusätzliche Weiterbildungsmaßnahmen induzie-
ren? In welchem Ausmaß? Bei welchen Personengruppen? Werden/Konnten die Instrumen-
te die Selektivität in der Weiterbildungsteilnahme reduzieren? In welchem Umfang? Ein Ne-
benaspekt wird auch die Einschätzung der Kosten-Nutzen-Effizienz der diskutierten Instru-
mente unter Berücksichtigung unerwünschter Nebeneffekte (z.B. Mitnahmeeffekte, bürokra-
tischer Aufwand) sein. Prinzipiell sollen alle Finanzierungskonzepte thematisiert werden, 
welche 
 
• die Zuwendung zweckgebundener Mittel vom Staat an Erwerbstätige vorsehen, 
• die Gewährung dieses Zuschusses an die Bedingung der Selbstbeteiligung in einer vor-

gegebenen Mindesthöhe knüpfen, 
• den Beschäftigten die Wahl der Maßnahme weitgehend freistellen und 
• erklärtermaßen vornehmlich die nachhaltige Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung – 

insgesamt oder bei bestimmten Gruppen – zum Ziel haben. 
 
Oft werden diese Konzepte als Gutscheine bezeichnet oder enthalten Elemente, welche an 
die von FRIEDMAN (1955) vorgeschlagenen Gutscheine für das allgemeine Bildungswesen 
erinnern. Die Palette der Finanzierungskonzepte, welche durch die voranstehende Charakte-
risierung erfasst sind, ist jedoch breiter. ‚Bildungskonten’, ‚Bildungsgutscheine’, oder ‚Bil-
dungssparen’ sind einige der Bezeichnungen für international angewandte oder vorgeschla-
gene Modelle, die häufig sehr eng miteinander verwandt sind und unter den Untersuchungs-
gegenstand fallen. 
 
Hinzu kommt, dass die FRIEDMAN’SCHEN Bildungsgutscheine ursprünglich die Intention ver-
folgen, durch die Stärkung des Wettbewerbs ein qualitativ hochwertiges Bildungsangebot zu 
bewirken sowie die Eigenverantwortung der Bildungsnachfrager zu erhöhen. Daher diskutiert 
die internationale bildungsökonomische Literatur sie auch in aller Regel als Alternative zur 
direkten öffentlichen Finanzierung des Bildungsangebots auf Primar- und Sekundarstufe. Sie 
untersucht die Wirkungen auf Kursqualität, Schülerleistungen und Produktionseffizienz, wel-
che durch die gesteigerte Marktransparenz, Wahlfreiheit und den damit einhergehenden 
Wettbewerb verursacht werden sollen (BARROW/ROUSE 2008). Einen Überblick über empiri-
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sche Untersuchungen zu Bildungsgutscheinen besonders im amerikanischen Raum geben 
MANGOLD/OELKERS/RHYN (2000) und DOHMEN (2007). Die Wirkungen auf der Nachfragesei-
te, also auf die Bildungsbeteiligung, sind demnach beim FRIEDMAN’SCHEN Konzept der Bil-
dungsgutscheine nur von untergeordnetem Interesse. 
 
Was jedoch die gegenwärtig implementierten oder vorgeschlagenen Finanzierungskonzepte 
im Bereich der Weiterbildung betrifft, so stellt die Politik erklärtermaßen das Ziel in den Vor-
dergrund, die Weiterbildungsbeteiligung zu erhöhen und bisher nicht weiterbildungsaktive 
Gruppen nachhaltig zur Aufnahme von Weiterbildungsaktivitäten zu motivieren, um so die 
Selektivität in der Teilnahme zu reduzieren. „Durch finanzielle Anreize sollen mehr Menschen 
zur individuellen Finanzierung von Weiterbildung motiviert und befähigt werden“ beschreibt 
zum Beispiel die Bundesregierung ihr Anliegen, welches mit dem seit Dezember 2008 um-
gesetzten Konzept der ‚Bildungsprämie’ erreicht werden soll 
(http://www.bildungspraemie.info, Stand: 21.01.2009). Einen besonderen Bedarf sieht sie 
gemäß ihrer Förderrichtlinien bei Personengruppen mit niedriger Qualifikation bzw. niedri-
gem Einkommen.34 Demnach ist der Prämiengutschein vorrangig als Subventionsinstrument 
mit Anreizwirkung und allenfalls nachrangig als Instrument zur Steuerung des Angebotes 
konzipiert. Neben dem BMBF-Programm ‚Bildungsprämie’ existieren in Deutschland Gut-
scheinmodelle auf Länderebene, wie der ‚Bildungsscheck NRW’ und der ‚Qualifizierungs-
scheck Hessen’, denen ähnliche Zielsetzungen zugrunde liegen. Auch die landläufig als 
„Meister-BAFöG“ bekannte Förderung von Aufstiegsfortbildungen nach dem Ausbildungsför-
derungsgesetz (AFBG) fällt grundsätzlich in den Untersuchungsrahmen35. Internationale Bei-
spiele für durch die öffentliche Hand geschaffene monetäre Anreize zur Erhöhung der Wei-
terbildungsbeteiligung sind die ‚Individual Learning Accounts’ in England und die 1997 in 
Italien eingeführten Bildungsgutscheine (vgl. BMBF 2004, S. 132f.). 
 
Mit Blick auf die erklärte politische Zielsetzung dieser Instrumente richtet sich auch das Er-
kenntnisinteresse der geplanten Untersuchung auf die nachhaltigen Veränderungen im indi-
viduellen Nachfrageverhalten und nicht auf die Steuerungswirkungen bezüglich des Weiter-
bildungsangebots bzw. seiner Qualität und Produktionseffizienz.36 Hinsichtlich des erstge-
nannten Aspektes existiert jedoch bislang kaum empirische Evidenz. Zu den bisher veröf-
fentlichten Studien zur Wirkung einzelner personenbezogener Anreizsysteme gehören eine 

                                                
34  Quelle: http://www.bildungspraemie.info/_media/RL_Bildungspraemie_02092008.pdf (Stand: Ja-
nuar 2009). 
35  Das „Meister-BAFöG“ nimmt eine Sonderrolle unter den zu untersuchenden Finanzierungskon-
zepten ein. Der Eigenbeitrag wird hier zunächst durch ein staatliches Darlehen vorfinanziert. Insofern 
dient das Instrument vor allem der Überwindung des Kreditmarktversagens, welches im vorliegenden 
Projekt nicht thematisiert wird. Auch die Zuschuss-Komponente des Instruments rechtfertigt nicht 
zwangsläufig die Aufnahme in die Untersuchung. Diese behandelt nämlich Finanzierungskonzepte, 
welche ein Versagen der individuellen Entscheidungsrationalität beheben und so vor allem auch eine 
gleichmäßige Teilnahme an Weiterbildung bewirken sollen. Gerade Bildungsferne gehören sehr häufig 
zu den Zielgruppen. Die AFBG-Förderung richtet sich aber an Beschäftigte, die durchaus bereits „fort-
bildungswillig“ sind. Sie soll unter anderem die berufliche Selbständigkeit fördern. Dennoch ist prinzi-
piell denkbar, dass die Analysen des ersten Arbeitspakets Hinweise auf verzerrte Kosten-Nutzen-
Wahrnehmungen auch für Aufstiegsfortbildungen liefern. In diesem Fall wäre es von Interesse, ob das 
Meister-BAFöG zur Überwindung des Problems beitragen kann. 

36  Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind demzufolge die Weiterbildungsförderung für Arbeitslose der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) sowie die an Arbeitgeber gerichteten Zuschüsse – z.B. für Qualifizie-
rung während der Kurzarbeit – aus den Betrachtungen ausgeschlossen. Dies geschieht einerseits, 
weil die Maßnahmen der BA nicht in erster Linie als Anreiz zur nachhaltigen Erhöhung der privaten 
Weiterbildungsausgaben von Erwerbstätigen konzipiert sind, sondern als arbeitsmarktpolitische In-
strumente Arbeitslosigkeit reduzieren bzw. vermeiden sollen. Andererseits müssen dem Untersu-
chungsgegenstand schlichtweg Grenzen gesetzt werden, damit das Projekt handhabbar bleibt. Diese 
Abgrenzung muss aber nicht notwendigerweise endgültig sein. Gegebenenfalls kann das Projekt zu 
einem späteren Zeitpunkt erweitert werden. 
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Evaluation von Bildungsgutscheinen in Deutschland, welche sich ausschließlich auf den ‚Bil-
dungsscheck NRW’ bezieht (SALLS 2008) sowie die Ergebnisse des Schweizer Feldversuchs 
mit Weiterbildungsgutscheinen (WOLTER 2009). Beide liefern ambivalente Ergebnisse. Einer-
seits zeigten sich die Instrumente erfolgreich in der Reduzierung der Weiterbildungsbenach-
teiligung von Frauen und älteren Beschäftigten. Andererseits gelang es ihnen nicht, die übri-
gen Disparitäten in der Weiterbildungsteilnahme abzubauen. Insbesondere in Bezug auf er-
reichte schulische und berufliche Abschlüsse wurden vorhandene Disparitäten sogar ver-
stärkt. Darüber hinaus deckten die Untersuchungen erhebliche Mitnahmeeffekte auf (vgl. 
SALLS 2008, S.85f.; WOLTER 2009, S.12f.). BALZER (2001, S.56f.) führt eine Reihe weiterer 
internationaler Modellversuche mit ähnlichen Modellen auf, ohne jedoch auf deren Ergebnis-
se einzugehen. In eine Synopse sind diese daher unbedingt einzubeziehen. Selbiges gilt für 
Modelle, die unter dem Stichwort ‚Bildungssparen’ laufen und seit den späten 1990er Jahren 
z.B. in Großbritannien, Schweden und Österreich umgesetzt werden. Auch hier ist der For-
schungsstand bislang wenig aufgearbeitet, und die Ergebnisse sind ambivalent. In einem 
ersten Resumé stellt BALZER (2001, S. 64) fest, dass solche Modelle nicht dazu geeignet 
seien, insbesondere die Gruppen anzusprechen, die bislang nicht an Weiterbildung partizi-
piert haben. Zum Beispiel sehen sich die seit 2003 durch Bildungsgutscheine der Bundes-
agentur für Arbeit geförderten Geringqualifizierten und Langzeitarbeitslosen mit der eigen-
verantwortlichen Suche und Durchführung der Weiterbildung im Gegensatz zu hochqualifi-
zierten Arbeitslosen oft überfordert (vgl. KÜHNLEIN/KLEIN 2003; BUNDESREGIERUNG 2006, 
S.147f.). Die geplante Analyse grenzt sich von den vorliegenden Fallstudien ab, indem sie 
eine vergleichende Perspektive einnimmt. Sie soll Aussagen darüber ermöglichen, wie sich 
die Erfahrungen hinsichtlich der Wirkungen verschiedener Finanzierungskonzepte bzw. die 
Einschätzungen potenzieller Wirkungen unterscheiden. 
 
Ein wichtiger Aspekt der Wirkung von auf die Beschäftigten gerichtete Finanzierungskonzep-
te ist auch die Weiterbildungsberatung. In vielen der oben angesprochenen Instrumente ist 
sie obligatorischer Bestandteil der Förderung. Es soll daher auch geprüft werden, wie sich 
die Erfahrungen mit entsprechenden Beratungsleistungen und ihren Wirkungen auf die 
Wahrnehmung von Kosten und Nutzen der Weiterbildung bzw. die Teilnahme an überbe-
trieblich verwertbarer Weiterbildung unterscheiden. 
 
Arbeitspaket IV: Kann überbetriebliche Zusammenarbeit das Poaching-Problem lösen?  
 
Um opportunistische Verhaltensweisen von ökonomisch rational handelnden Akteuren in 
strategischen Interaktionssituationen – wie z.B. das vorstehend beschriebene Trittbrettfahren 
der Unternehmen – zu unterbinden, sind Regeln notwendig. Solche Regeln werden innerhalb 
der Neo-Institutionalismusdebatte als Institutionen bezeichnet. Diese Debatte nimmt in den 
jeweiligen sozialwissenschaftlichen Disziplinen unterschiedliche Ausprägungen an, z.B. die 
des historischen Institutionalismus in der vergleichenden Politikwissenschaft (THE-

LEN/STEINMO/LONGSTRETH 1992; LOCKE/THELEN 1994) oder die des soziologischen Instituti-
onalismus (MÜLLER-JENTSCH 2003). Die innerhalb der Wirtschaftswissenschaften relevante 
Spielart ist die Neue Institutionenökonomik (RICHTER/FURUBOTN 2003). Sie untersucht die 
Wirkung von Institutionen auf die Ökonomie bzw. auf das ökonomische Handeln von Akteu-
ren. Bei Vorliegen einer Poaching-Problematik könnte durch eine Kooperationsmöglichkeit 
zwischen den Unternehmen ein Anreiz geschaffen werden, sich stärker an der Weiterbil-
dungsfinanzierung zu beteiligen, d.h. mehr Weiterbildung für die Beschäftigten nachzufra-
gen. Solche Formen überbetrieblicher Zusammenarbeit in der Weiterbildungsfinanzierung 
und die Erfahrungen mit ihren Wirkungen sind Gegenstand des letzten Arbeitspakets. 
 
Ein Beispiel ist durch umlagefinanzierte Fondssysteme gegeben. Diese sind meist tarifver-
traglich auf Branchenebene (z.B. in den Niederlanden) organisiert und stellen den Betrieben 
Mittel für Weiterbildungszwecke aus einer verpflichtenden Abgabe zur Verfügung, welche 
von allen beteiligten Unternehmen geleistet wird. Die Höhe der Abgabe ist meistens durch 
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einen bestimmten Anteil an der Lohnsumme definiert (zwischen ein Promille bis zu 3%). Die-
ses Abgabemodell ist allerdings unter Ökonomen umstritten (STEVENS 2001). 
 
Auch Rückzahlungsklauseln können das Problem des Verlusts einer Weiterbildungsinvestiti-
on durch Abwanderung mildern. Durch sie werden die negativen externen Effekte infolge 
einer Abwerbung auf die Beschäftigten und somit letztlich auch auf den abwerbenden Be-
trieb abgewälzt. Allerdings ist die Wirksamkeit dieses Instruments dadurch beeinträchtigt, 
dass es für den Arbeitgeber a priori schwer abzuschätzen ist, ob eine Rückzahlungsklausel 
vor Gericht Bestand haben würde (LEBER 2000). Da es sich hierbei um ein privatrechtliches 
Instrument handelt, welches nicht unmittelbar politikrelevant ist, wird es in diesem Arbeitspa-
ket nicht tiefergehend untersucht. Es ist jedoch vorgesehen, die Verwendung von Rückzah-
lungsklauseln bei der empirischen Analyse des Poaching zu berücksichtigen. 
 
In Deutschland ist eine überbetriebliche Zusammenarbeit in der Aus- und Weiterbildung eher 
unüblich (BAHNMÜLLER/BISPINCK/SCHMIDT 1993, BISPINCK 2000, BUSSE/SEIFERT 2009). Eine 
Ausnahme bildet die Regelung der Aus- und Weiterbildung im Gerüstbaugewerbe (MO-

RAAL/SCHMIDT 1998). Die Tarifvertragsparteien des Gerüstbaugewerbes einigten sich 1981 
auf ein tarifliches Finanzierungssystem, um so die spezifischen Weiterbildungsprobleme (das 
Qualifikationsniveau der Beschäftigten war dem technischen Fortschritt nicht mehr ange-
messen) der Branche zu lösen. Aus der sogenannten Sozialkasse des Gerüstbaugewerbes 
werden die tarifvertraglich geregelten Sozialleistungen sowie die Kosten für die berufliche 
Erstausbildung und die berufliche Weiterbildung finanziert. 1987 wurde das Modell der Sozi-
alkassen für das Baugewerbe in Deutschland übernommen. Schwerpunkt ist hier allerdings 
die betriebliche Erstausbildung. Erst in den letzten Jahren ist die Förderung der betrieblichen 
Weiterbildung hinzugekommen. Die Umlage (1,2% der Brutto-Lohnsumme) wird von allen 
Betrieben im Baugewerbe erhoben. Die Sozialkassen des Baugewerbes erstatten dem Ar-
beitgeber teilweise Vergütungen sowie die von ihm zu leistenden Sozialaufwendungen und 
finanzieren die überbetrieblichen Ausbildungsstätten des Baugewerbes. Seit 1991 gibt es 
auch eine Fondslösung im Bereich der Land- und Forstwirtschaft zur Finanzierung von Aus-, 
Fort- und Weiterbildung von Beschäftigten, die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
erwerbstätig sind (HENTSCHEL 1998). 
 
Dennoch verstärkte sich in den letzten Jahren die Diskussion um Formen überbetrieblicher 
Zusammenarbeit (BMBF 2004, VERDI/IGM 2005). Die auf Beschluss des Bundestages 2001 
eingesetzte unabhängige Expertenkommission "Finanzierung Lebenslangen Lernens", wel-
che sich in ihren Analysen ausführlich (sowohl national als auch international) mit tariflichen 
Regelungen der betrieblichen Weiterbildung beschäftigt hat, wollte in der Mehrheit keine 
Empfehlungen zur Einführung von sektoralen Weiterbildungsfonds aussprechen. Allerdings 
solle der Staat die Rahmenbedingungen für Initiativen verbessern und Vorreitermodelle för-
dern, um so die Lernkosten der Unternehmen zu reduzieren und gezielt dort eingreifen, wo 
der Markt versagt. Vorgeschlagen wurde zudem, Vereinbarungen der Sozialpartner zum le-
bensbegleitenden Lernen und zu Lernzeitkonten zu fördern und betriebliche Aktivitäten der 
Weiterbildung von An- und Ungelernten zu unterstützen. Diesem Vorschlag wird in der kürz-
lich vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) er-
arbeiteten ‚Sozialpartnerrichtlinie‘ nachgekommen (BMAS 2009). Mit ESF- und Bundesmit-
teln in Höhe von 140 Millionen Euro fördert das BMAS bis 2013 Aktivitäten der Sozialpartner 
zur Stärkung der Weiterbildungsbeteiligung von Beschäftigten und Unternehmen, vor allem 
Maßnahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für betriebliche Weiterbildung. 
Hierzu zählen die Stärkung der Beratungsstrukturen, die Ermittlung des betrieblichen Qualifi-
zierungsbedarfs, der Transfer bewährter Instrumente und Verfahren in der Praxis sowie Ko-
operationen in der Weiterbildung und die Stärkung der Qualität und des Erfahrungsaus-
tauschs. 
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Neue Initiativen für eine überbetriebliche Zusammenarbeit in der betrieblichen Weiterbildung 
werden seit einiger Zeit vor allem von der IG Metall anvisiert. In den letzten Jahren wurden in 
der baden-württembergischen Metall- und Elektroindustrie (BAHNMÜLLER 2002a, BAHNMÜL-
LER 2002b, FISCHBACH/BAHNMÜLLER 2006a; FISCHBACH/BAHNMÜLLER 2006b) und in der 
westdeutschen Textil- und Bekleidungsindustrie (JENTGENS/BAHNMÜLLER 2006) unterschied-
lich konzipierte Formen tariflicher Weiterbildungsregelungen abgeschlossen: In der Textil- 
und Bekleidungsindustrie gibt es einen Weiterbildungsfonds zur Implementierung von Quali-
fizierungsverträgen; die Metall- und Elektroindustrie hingegen hat eine von den Tarifparteien 
(Südwestmetall und IG Metall) gemeinsam getragene und finanzierte Agentur zur Förderung 
der beruflichen Weiterbildung, Agentur Q genannt, eingerichtet. IG Metall und Arbeitgeber 
haben sich in der Tarifrunde 2006 auf einen deutschlandweiten Tarifvertrag zur Qualifizie-
rung verständigt, ebenso Ver.di 2005 im öffentlichen Dienst. 
 
In anderen europäischen Ländern sind Formen überbetrieblicher Zusammenarbeit in der 
Weiterbildung eher etabliert. Ein Beispiel sind die O&O Fonds (sektorale Aus- und Weiterbil-
dungsfonds) in den Niederlanden (WATERREUS 1997, WATERREUS 2002, MOOIJ/HOUTKOOP 
2005). Letztere stellen eine Spezialform der Sozialfonds dar, tarifliche Regelungen, die über 
die Vereinbarungen zur Höhe von Löhnen hinausgehen und ein wichtiges Bindeglied zwi-
schen den ökonomischen Prozessen in einer Gesellschaft und der Regelung von sozialen 
Prozessen (z.B. Arbeitsmarkt, soziale Sicherheit, Aus- und Weiterbildung) bilden. Zu den 
Aufgaben der O&O Fonds zählen die Finanzierung der Weiterbildung innerhalb einer Bran-
che sowie die Förderung der dualen beruflichen Erstausbildung und der Beschäftigung. 
Daneben unterstützen sie immer mehr Bildungsmaßnahmen für Beschäftigte, die in eine 
andere Branche wechseln. Bis 2002 stieg die Zahl der Fonds auf 99, mehr als 40% aller Be-
schäftigten (ungefähr 2,5 Millionen) wurden durch sie erreicht. Die Jahressumme betrug 600 
Millionen Euro, davon wurden zwei Drittel für Maßnahmen im Bereich der betrieblichen Wei-
terbildung, für die duale Lehrlingsausbildung und für Beschäftigungsprojekte genutzt. Die 
Maßnahmen im Bereich der betrieblichen Weiterbildung sind dabei mit 250 Millionen Euro 
die wichtigste Ausgabenkategorie. Die sektoralen Bildungsfonds werden als ein wichtiges 
Instrument zur Förderung der betrieblichen Weiterbildung in Klein- und Mittelunternehmen 
gesehen. Ein Viertel der Fonds finanziert nicht nur spezielle sondern auch eher allgemeine 
Bildungsmaßnahmen. Fast jeder fünfte Fonds nutzt Verfahren zur Zertifizierung der arbeits-
platzintegrierten/arbeitsplatznahen Formen betrieblicher Weiterbildung und der Arbeitserfah-
rung, welche branchenweit anerkannt sind. 
 
Folgende Fragen sind mit diesem Arbeitspaket zu beantworten: Welche Ausgestaltungs-
merkmale weisen Modelle überbetrieblicher Zusammenarbeit auf? Es ist zu untersuchen, wie 
verschiedene Formen überbetrieblicher Zusammenarbeit in der Weiterbildungsfinanzierung 
auf das Weiterbildungsengagement – hier das betriebliche – wirken und ob sie zur Lösung 
des Unterinvestitionsproblems in der überbetrieblich verwertbaren Weiterbildung beitragen 
können: Konnten die betrachteten Regelungen eine Ausweitung des betrieblichen Weiterbil-
dungsengagements bewirken? Unterscheiden sich die Wirkungen der Modelle im Hinblick 
auf verschiedene Unternehmensmerkmale? Können insbesondere Unternehmen, für die das 
Poaching eine besonders gravierende Problematik darstellt, von der überbetrieblichen Zu-
sammenarbeit profitieren? Wie hoch wird der „Bürokratieverlust“ durch verschiedene Formen 
überbetrieblicher Zusammenarbeit eingeschätzt?  
 
Weiterhin werden Erkenntnisse zum Poaching aus Arbeitspaket 2 transferiert. Weisen die 
betrachteten Konzepte die identifizierten Erfolgskriterien auf? Welche Rückschlüsse auf die 
potenzielle Wirkungsweise der Modelle sind möglich? Und decken sich diese Vermutungen 
mit den Ergebnisevaluationen bzw. Experteneinschätzungen? 
 
Der 2008 erschienene Bericht „Sectoral Training Fonds in Europe“ untersucht die Ausgestal-
tung, Stärken und Schwächen von sektoralen Ausbildungs- und Weiterbildungsfonds in acht 
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EU-Mitgliedstaaten (Cedefop 2008). Die hier geplante Untersuchung grenzt sich aber vom 
Cedefop-Bericht ab, weil sie sich vor allem auf die tatsächliche bzw. eingeschätzte Wirksam-
keit bestimmter Konzepte konzentriert. Besonderes Augenmerk soll auf kleine und mittlere 
Unternehmen gerichtet werden, die eine geringere Partizipation an beruflicher Weiterbildung 
aufweisen (BEHRINGER/MORAAL/SCHÖNFELD 2008).  
 
 
Forschungshypothesen 
Die Formulierung von Hypothesen für die Arbeitspakete 1 und 2, welche einen höheren In-
formationsgehalt als die bereits formulierten Forschungsfragen liefern, ist zu diesem Pla-
nungszeitpunkt nur eingeschränkt möglich, da über die konkret anzuwenden Methoden noch 
keine vollständige Klarheit besteht. Die Liste der Hypothesen hat daher vorläufigen Charak-
ter. Es können  im weiteren Planungsprozess sowohl Hypothesen ergänzt als auch geändert 
oder gestrichen werden. 
 
Arbeitspaket I 
 
Dieses Arbeitspaket untersucht die Frage, ob Weiterbildung ein meritorisches Gut für Indivi-
duen ist bzw. ob die Annahme individueller Entscheidungsrationalität angezweifelt werden 
muss. Hierzu wird als forschungsleitende Annahme davon ausgegangen, dass sich individu-
elle Handlungsentscheidungen durch die VROOM’SCHE Instrumentalitätstheorie erklären las-
sen (VROOM 1967). Diese ist eine psychologische Handlungs- und Motivationstheorie, wel-
che die Motivation eine bestimmte Handlung auszuführen auf drei Komponenten zurückführt: 
 
• die subjektiv wahrgenommene Wahrscheinlichkeit, dass die betrachtete Handlung zum 

Erfolg führt (Erwartungen), 
• die subjektiv wahrgenommene Wahrscheinlichkeit, dass der Handlungserfolg geeignet 

ist, bestimmte Folgen hervorzurufen (Instrumentalitäten) und 
• die subjektive Bewertung dieser Folgen (Valenzen). 
 
Durch multiplikative Verknüpfung dieser Komponenten lässt sich eine Handlungstendenz 
berechnen, welche die Motivation bzw. die Neigung angibt, eine Handlung tatsächlich auszu-
führen. Die Theorie wurde vorwiegend zur Beantwortung von Fragestellungen in betrieblich-
beruflichen Kontexten herangezogen (z.B. Arbeitszufriedenheit und Arbeitsleistung) und hat 
sich in der Feldforschung bei der Erklärung der Motivation in beruflichen Handlungssituatio-
nen bewährt. Noch heute gilt sie in der Motivationspsychologie als valide und aussagekräfti-
ge Erweiterung der Theorien, welche menschliches Handeln durch die subjektive Bewertung 
von Erwartung und Anreiz bestimmen (BECKMANN/HECKHAUSEN 2006, 105f.).  
 
Das VROOM’SCHE Modell unterstellt rationales Verhalten und ist daher gut mit Rational-
Choice-Ansätzen vereinbar, zu denen auch das ökonomische Modell des homo oeconomi-
cus gehört. In letzterem gilt eine Handlung dann als rational, wenn sie bei gegebenen Re-
striktionen besser als die Nicht-Handlung oder als eine Alternativhandlung geeignet ist, die 
Ziele des Individuums zu erreichen, die sich aus seiner Präferenzstruktur ergeben (vgl 
KIRCHGÄSSNER 2000, S.13-27). Auch beschränkt rationales Verhalten im Sinne von SIMON 
(1955) ist mit diesem Rationalitätsverständnis vereinbar (vgl. KIRCHGÄSSNER 2000, S.30-31). 
Insbesondere bedeutet Rationalität laut KIRCHGÄSSNER (2000, S.17) nicht, dass „das Indivi-
duum in jedem Augenblick optimal handelt, […] also gleichsam wie ein wandelnder Compu-
ter durch die Welt schreitet, der immer die beste aller vorhanden Möglichkeiten blitzschnell 
ermittelt. Dieses Zerrbild des homo oeconomicus […] entspricht nicht modernen Interpretati-
onen des ökonomischen Verhaltensmodells. Rationalität bedeutet in diesem Modell lediglich, 
dass das Individuum […] prinzipiell in der Lage ist […] seinen Handlungsraum abzuschätzen 
und zu bewerten, um dann entsprechend zu handeln. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das 
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Individuum sich immer unter unvollständigen Informationen entscheiden muss und dass die 
Beschaffung zusätzlicher Informationen Kosten verursacht.“ 
 
Die zu betrachtende Handlung ist im vorliegenden Fall die Teilnahme an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme. Der Handlungserfolg im VROOM’SCHEN Modell – hier der Lernerfolg – sei 
gegeben, wenn das Individuum prinzipiell in die Lage versetzt wurde, die in der Weiterbil-
dungsmaßnahme vermittelten Inhalte anzuwenden. Die Erwartung, dass der Lernerfolg ein-
tritt, wird durch das Vertrauen in die persönlichen Fähigkeiten sowie von der Wahrnehmung 
der angebotenen Weiterbildungsqualität beeinflusst. Die zu erwartenden Handlungsfolgen 
sind mit dem Lernerfolg verbundene Nutzenaspekte. Sie stellen einen Beitrag zur Befriedi-
gung individueller Bedürfnisse dar, wobei neben materiellen Bedürfnissen sowie den Bedürf-
nissen nach Sicherheit, Anerkennung und Sinn auch soziale und intrinsische Bedürfnisse zur 
Geltung kommen können. Folgende Nutzenaspekte bzw. Handlungsfolgen sind in der Analy-
se zu berücksichtigen: 
 
• Einkommenssteigerung, 
• Absicherung des Arbeitsplatzes, 
• Erhöhung der Chance, bei Arbeitslosigkeit schnell eine neue Beschäftigung zu finden, 
• (Des-)Integration im Kreis der Kollegen und Kolleginnen, 
• Kontakte knüpfen, 
• Berufliche Veränderung/Erreichung beruflicher Ziele (Neuorientierung, Aufstieg, 

Selbstständigkeit), 
• Verbesserung der Leistungsfähigkeit am vorhandenen Arbeitsplatz, 
• Anwendungsmöglichkeit außerhalb des Arbeitsumfeldes (z.B. in der Freizeit, beim 

Ehrenamt, o.ä.) sowie 

• Freude am Lernen 

 
Die aus Valenzen, Erwartungen und Instrumentalitäten nach dem VROOM’SCHEN Modell be-
rechnete Handlungstendenz bzw. -motivation des Individuums bildet das Pendant zum Nut-
zen des homo oeconomicus37. Der Informationsstand schlägt sich über die Erwartungen und 
Instrumentalitäten in der subjektiven Nutzenwahrnehmung nieder. Demzufolge sind mithilfe 
der Instrumentalitätstheorie auch Handlungen rational erklärbar, die aufgrund unvollständiger 
Informationen zustande kommen. Insofern eignet sich die Theorie gut, um auf Basis der be-
rechneten Handlungstendenz tatsächliches irrationales Verhalten aufzudecken. Solches 
Verhalten liegt zum Beispiel dann vor, wenn sich Individuen wider besseren Wissens gegen 
Weiterbildung entscheiden (oder umgekehrt) bzw. nicht in der Lage sind, ihre eigentlich vor-
handenen Einsichten auf das spontane Entscheidungsverhalten zu übertragen. Anders aus-
gedrückt müsste bei einer entsprechenden Gegenüberstellung die unwillkürlich geäußerte 
Weiterbildungsbereitschaft niedriger (bzw. höher) ausfallen als es das motivationstheoreti-
sche Nutzenkonzept, nämlich die Stärke ihrer weiterbildungsbezogenen Handlungstendenz – 
bei Berücksichtigung der gegebenen Handlungsrestriktionen – implizieren würde.  
 
Erklärungen für solch irrationales Verhalten – wie z.B. framing-Effekte – werden durch die 
Verhaltensökonomik geliefert (z.B. TVERSKY/KAHNEMAN 1981), stehen aber im vorliegenden 
Fall nicht im Vordergrund des Interesses. Vielmehr soll untersucht werden, ob Individuen bei 
der Weiterbildungsentscheidung überhaupt irrational agieren.  
 

                                                
37 Es ist unbedingt zu beachten, dass die nach dem VROOM’SCHEN Modell berechnete Handlungs-
tendenz im vorliegenden Fall nicht die Saldierung aus Kosten und Nutzen widerspiegelt. Eine solche 
Saldierung wird nicht vorgenommen. Die VROOM’SCHE Theorie wird lediglich genutzt, um den subjek-
tiv wahrgenommenen Nutzen abzuschätzen. Anschließend wird mit Hilfe der objektiv gemessenen 
Restriktionen und der auf dem VROOM’SCHEN Modell basierenden Nutzenschätzung erklärt, welche 
Kosten eine Person für eine Weiterbildung zu tragen bereit ist. 
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Da die Bedürfnisstruktur sich von Person zu Person unterscheidet, wird zunächst vermutet, 
dass Individuen den Nutzenaspekten unterschiedliche Valenzen zuweisen, d.h. sie unter-
schiedlich bewerten bzw. gewichten. Für die Beurteilung des Weiterbildungsnutzens sind 
Beschäftigtengruppen vor allem anhand folgender Merkmale zu unterscheiden:  
 
• Alter 
• Geschlecht 
• Bildungsgrad 
• Berufsgruppen 
• Position im Betrieb 
• Art des betrieblichen Umfelds (KMU, Wirtschaftszeig) 
 
In diesem Zusammenhang werden folgende Hypothesen geprüft: 
 

Hypothese 1: Mit Weiterbildung verbundene Nutzenaspekte werden von Personengrup-
pen, die durch die angegebenen Kriterien abgegrenzt sind, unterschiedlich bewertet. Die 
Valenzen unterscheiden sich signifikant. 

 
Bei guter Information wäre weiterhin zu erwarten, dass verschiedene Individuen zu einer 
ähnlichen Einschätzung hinsichtlich der allgemeinen Eintrittswahrscheinlichkeiten dieser 
Nutzenaspekte – unter der Voraussetzung, dass eine Weiterbildungsmaßnahme erfolgreich 
durchgeführt wurde – kommen, die sich auch mit ggf. objektivierbaren Messungen decken 
müsste. 
 

Hypothese 2: Die Einschätzungen hinsichtlich der allgemeinen Wahrscheinlichkeit des 
Eintretens bestimmter Nutzenaspekte durch erfolgreich durchgeführte Weiterbildungs-
maßnahmen unterscheiden sich nicht signifikant zwischen Personengruppen, die durch 
die oben angegebenen Kriterien abgegrenzt sind, und sind in Einklang mit objektivierba-
ren Messungen. 

 
Eine Bestätigung beider Hypothesen hieße, dass Unterschiede in den Handlungstendenzen 
– d.h. im wahrgenommenen Weiterbildungsnutzen – zwischen Personengruppen nicht auf 
Informationsdefizite zurückzuführen wären. Die Gründe hierfür können dann in der unter-
schiedlichen Bewertung der Nutzenaspekte, d.h. in einer unterschiedlichen Prioritätenset-
zung sowie in einer unterschiedlichen Einschätzung der Eintrittswahrscheinlichkeiten be-
stimmter Nutzenaspekte für die eigene Person liegen. 
 
Dies ist jedoch noch nicht ausreichend, um die Rationalität des Entscheidungsverhaltens zu 
beurteilen. Irrationales Verhalten liegt in dem Maße vor, in dem Restriktionen und wahrge-
nommener Nutzen nicht die tatsächliche Weiterbildungsbereitschaft erklären können. A priori 
wird die Hypothese formuliert, dass keine Irrationalität bei einzelnen Gruppen vorliegt, d.h. 
sich der nicht durch Restriktionen und subjektiven Nutzen erklärbare Teil der individuellen 
Weiterbildungsbereitschaft nicht systematisch zwischen verschiedenen Personengruppen 
unterscheidet.  
 

Hypothese 3: Bei Berücksichtigung aller denkbaren Handlungsrestriktionen und dem 
wahrgenommenen individuellen Weiterbildungsnutzen liefert die Zugehörigkeit zu Per-
sonengruppen, die durch die oben angegebenen Kriterien abgegrenzt sind, keinen eige-
nen Beitrag zur Erklärung der Weiterbildungsbereitschaft. 

 
Sollte dies doch der Fall sein, würden nicht berücksichtigte Faktoren bei den Personengrup-
pen das Entscheidungsverhalten beeinflussen. Soweit das Modell alle Faktoren, die rationa-
len Erwägungen entsprechen, widerspiegelt, wäre dies ein Indiz für Irrationalitäten. Aufgrund 
der geschilderten sehr flexiblen Verhaltensannahmen, die es ermöglichen, u.a. unvollständi-
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ge Informationen, die Wahrnehmung der Qualität des Weiterbildungsangebotes, das Selbst-
vertrauen und ein sehr breites Spektrum an Handlungsmotiven in das Modell zu integrieren, 
erscheint es wahrscheinlich, dass das Modell dies leisten kann. 
 
Sollte die Hypothese widerlegt werden, so steht außerdem zu vermuten, dass Hinweise auf 
irrationales Verhalten vor allem bei weniger aufwendigen Anpassungsmaßnahmen vorliegen. 
Demgegenüber erscheint es unwahrscheinlicher, dass auch bei umfangreichen Aufstiegs-
fortbildungen die Nutzenwahrnehmung versagt. 
 
Arbeitspaket II 
 
Dieses Arbeitspaket behandelt die Frage, ob das Poaching die betrieblichen Weiterbildungs-
investitionen negativ beeinträchtigt und wie sich die Größenordnung eines solchen Effekts 
zwischen Unternehmen mit verschiedenen Merkmalen unterscheidet. Die Poaching-
Problematik entsteht in der Theorie durch die Nicht-Exkludierbarkeit fremder Betriebe von 
der Nutzung personengebundenen Wissens, dessen Herstellung nur ein Betrieb finanziert 
hat. Es wäre also davon auszugehen, dass eine mögliche negative Wirkung mit dem Grad 
der Nicht-Ausschließbarkeit zunimmt, d.h. damit, wie leicht auch fremde Betriebe zum Nutz-
nießer der eigenen Humankapitalinvestitionen werden können. Die zu prüfenden Hypothe-
sen lauten demnach: 
 

Hypothese 1: Je schwerer andere Betriebe von der Nutzung eigenbetrieblich finanzier-
ten personengebundenen Wissens ausgeschlossen werden können, desto niedriger fal-
len auch bei Berücksichtigung von Effekten durch Drittvariablen (z.B. Unternehmens-
merkmale) die betrieblichen Weiterbildungsinvestitionen aus. 

 
Hypothese 2: Der in Hypothese 1 beschriebene Effekt auf die betrieblichen Weiterbil-
dungsinvestitionen unterscheidet sich in seiner Größenordnung zwischen Unternehmen 
mit bestimmten Merkmalen (z.B. Branchenzugehörigkeit, Unternehmensgröße, Mitarbei-
terstruktur und -qualifikation, etc.). 

 
Über die Größenordnung des Effekts lässt sich keine konkrete Hypothese formulieren. Es ist 
aber das Ziel, sie ebenfalls zu untersuchen. Weiterhin soll zwischen Aufstiegs- und Anpas-
sungsfortbildung differenziert werden.  
 

Hypothese 3: Es wird vermutet, dass die Poaching-Problematik bei umfangreichen Auf-
stiegsfortbildungen stärker ausgeprägt ist als bei weniger aufwendigen Anpassungs-
maßnahmen. 

 
Arbeitspakete III und IV 
 
Die Arbeitspakete 3 und 4 gehen nicht hypothesengeleitet vor. Stattdessen haben sie explo-
rativen Charakter und dienen teilweise dem Transfer der Erkenntnisse aus den Arbeitspake-
ten 1 und 2. Daher werden über die bereits formulierten Forschungsfragen hinaus keine 
Hypothesen aufgestellt. Bezüglich der Wirkung der in diesen Arbeitspaketen diskutierten 
Finanzierungskonzepte fehlt es zudem an einer theoretischen Basis, aus der entsprechende 
Hypothesen abgeleitet werden könnten. 
 
 



 

 82 

 
3. Konkretisierung des Vorgehens 
 
Forschungsmethoden 
 
Arbeitspaket I  
 
Für die Prüfung der individuellen Entscheidungsrationalität sind Informationen über individu-
elle Einschätzungen von Nutzenaspekten und deren Eintrittswahrscheinlichkeiten notwendig. 
Diese sollen durch eine als allgemeine Bevölkerungserhebung zu konzipierende Personen-
befragung erhoben werden. Um valide Aussagen zu ermöglichen, erscheint eine Stichprobe 
von mindestens N=1000 erforderlich. Weil im Forschungsprojekt Zusammenhänge über die 
Weiterbildungsmotivation verschiedener Subpopulationen aufgedeckt werden sollen, ist es 
zwingend notwendig, dass diese in der Erhebung auch in ausreichendem Umfang vertreten 
sind. Auf Basis der Informationen zur Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland und dem 
damit verbundenen Vorwissen über Merkmale und Merkmalsverteilungen (BMBF 2006) 
könnte eine geschichtete Zufallsstichprobe gezogen werden. Die Feldarbeit der quantitativen 
Erhebung soll an einen externen Dienstleister vergeben werden. Da die meisten Sozialfor-
schungsinstitute spezielle Verfahren zur Stichprobengewinnung nutzen, muss die Ziehung 
der Stichprobe letztlich in enger Abstimmung mit dem beauftragten Institut konzipiert werden.  
 
Die Personenbefragung muss über die folgenden Aspekte Aufschluss geben: 
 
Personenbezogene Merkmale – Alter, Geschlecht, Migrationshintergrund, Familienstand, 
Kinder, Einkommen, Bildung, Bildungsaffinität, Freizeitverhalten, Art der beruflichen Tätig-
keit, Berufliches Tätigkeitsfeld (Branche, Sektor, Geschäftsbereich), Arbeitgebermerkmale 
(Größe, etc.) u.a. 
 
Bisheriges Weiterbildungsverhalten – Häufigkeit, Art, Intensität, Finanzierung, eigene Kos-
ten, Inanspruchnahme von Förderinstrumenten, Gründe für Nichtinanspruchnahme u.a. 
 
Entscheidungslogik – geschätzte Wahrscheinlichkeit, dass Teilnahme an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme zu Lernerfolg führt (Erwartung), Bewertung von Nutzenaspekten bei erfolg-
reicher Teilnahme (Valenzen), geschätzte Wahrscheinlichkeit, dass diese Aspekte für die 
eigene Person bei erfolgreicher Teilnahme eintreten (Instrumentalitäten), geschätzte Wahr-
scheinlichkeit, dass diese Aspekte für Andere bei erfolgreicher Teilnahme eintreten, Zah-
lungsbereitschaft, Bereitschaft Freizeit zu opfern, u.a. 
 
Es wird angenommen, dass die Angaben zur Zahlungsbereitschaft ein gutes Maß für die 
Weiterbildungsbereitschaft darstellt. Dieses ist in einer multivariaten Regressionsanalyse 
dem individuellen Weiterbildungsnutzen gegenüberzustellen, der aus den Nutzenbewertun-
gen und Eintrittswahrscheinlichkeiten als Handlungstendenz nach dem Modell von VROOM 
errechnet werden soll. Im Regressionsmodell sind außerdem das verfügbare Einkommen 
sowie ein aus den Angaben zum Freizeitverhalten zu berechnendes Freizeitbudget zu be-
rücksichtigen. Auch eine Variable, die kontrolliert, ob Individuen den Nutzen eher lang- oder 
kurzfristig erwarten, sollte im Modell enthalten sein. Die Zugehörigkeit zu bestimmten Perso-
nengruppen sollte in einem solchen Schätzmodell keinen eigenen Erklärungswert haben, 
wenn alle Individuen ihre Entscheidungen rational treffen. Die endgültige Entscheidung über 
konkrete Analysemethoden kann allerdings erst getroffen werden, wenn feststeht, wie die 
entsprechenden Variablen operationalisiert werden. 
 
Die Erhebung der individuellen Zahlungsbereitschaft muss durch eine Stated-Preference-
Methode erfolgen, welche auf die geäußerten Präferenzen abstellt, da die bekundeten oder 
offenbarten Präferenzen nur dann beobachtbar sind, wenn eine Weiterbildungsteilnahme 
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tatsächlich erfolgt ist. Für die Untersuchung der Entscheidungsrationalität sind aber vor allem 
auch die Präferenzen der Nichtteilnehmer/-innen von Interesse. Einfach umzusetzen ist die 
kontingente Bewertungsmethode, welche hier präferiert wird. Sie kommt sonst vor allem bei 
der Bewertung kollektiver Umweltgüter zum Einsatz. In der Regel werden die Individuen ge-
fragt, wie viel sie zu zahlen bereit wären, um die beschriebene Veränderung eines Umwelt-
gutes zu unterstützen bzw. zu verhindern. Üblicherweise wird zwar kritisiert, dass aufgrund 
nicht vorhandener Präferenzen die Individuen in der Befragungssituation systematisch ver-
zerrt antworten (DIAMOND, HAUSMAN 1994), diese Einwände kommen aber in erster Linie bei 
der Bewertung von Kollektivgütern zum Tragen. Im vorliegenden Fall wird ein privates und 
tatsächlich angebotenes Gut bewertet. Dennoch könnte eingewandt werden, dass die Pro-
banden im Interview zu einer Über- oder Unterschätzung ihrer faktischen Zahlungsbereit-
schaft neigen, da die zu bewertende Maßnahme letztlich fiktiv sein muss und nicht tatsäch-
lich „gekauft“ werden kann. Eine systematische Über- oder Unterschätzung wäre aber für die 
Zwecke der Untersuchung nicht notwendigerweise schädlich. Die Zahlungsbereitschaft stellt 
aus unserer Sicht ein Maß für die Wahrscheinlichkeit dar, dass ein Individuum die vorgege-
bene Weiterbildungsmaßnahme tatsächlich nachfragen würde. Da anzunehmen ist, dass 
eine potenzielle Verzerrung aufgrund der Befragungssituation bei allen Individuen gleicher-
maßen vorliegt, würde eine Person mit höherer geäußerter Zahlungsbereitschaft auch mit 
höherer Wahrscheinlichkeit tatsächlich die Maßnahme nachfragen. Damit verliert der Ein-
wand für die geplante Analyse des Zusammenhangs zwischen der Weiterbildungsbereit-
schaft und den Handlungsrestriktionen bzw. dem wahrgenommenem Nutzen sowie perso-
nenbezogenen Merkmalen an Bedeutung38. Eventuelle Einschränkungen dieser Annahme 
müssten bei der Interpretation der Ergebnisse berücksichtigt werden39. 
 
Die Fragen zur Zahlungsbereitschaft und zur Nutzenwahrnehmung sind jeweils für vier vor-
gegebene Arten von Weiterbildungsmaßnahmen zu beantworten: eine Aufstiegsfortbildung 
(Meister/Techniker, MBA, Fachwirt o.ä. im Umfang von mindestens 800 Stunden), eine 
Maßnahme mit IT-Bezug im Umfang von 20-40 Stunden, eine entsprechende Maßnahme zur 
Vermittlung von Soft Skills bzw. Management-Skills und eine anderweitige fachliche Weiter-
bildung in vergleichbarem Umfang. Ein entsprechender Fragebogen befindet sich in der 
Entwicklung. Als Erhebungsmethode erscheint ein computergestütztes Telefoninterview 
(CATI) aus derzeitiger Sicht am praktikabelsten. 
 
Durch die Vorgabe mehr oder weniger konkreter Weiterbildungsszenarien wird bei der Be-
fragung eine Situation simuliert, in der aus Sicht der Individuen davon auszugehen ist, dass 
die Suche nach einer geeigneten Maßnahme bereits abgeschlossen ist. Insofern kann durch 
die geplante Analyse nicht unmittelbar untersucht werden, welche Rolle die Intransparenz 
des Weiterbildungsangebots als Hemmnis bei der Weiterbildungsentscheidung spielt. Da 
Intransparenz vor allem einen zeitlichen Aufwand für die potenziellen Weiterbildungsteilneh-
mer/-innen verursacht, kann diesem Problem aber dadurch Rechnung getragen werden, 
dass in der Befragung auch die grundsätzliche Bereitschaft, Zeit für die Suche aufzuwenden, 

                                                
38  Mit Hilfe der Conjoint-Analyse, welche zum Beispiel im Produktmarketing weit verbreitet ist, wäre 
es möglich, die individuellen Präferenzen für bestimmte Merkmale von Weiterbildungsmaßnahmen zu 
ergründen und hieraus Zahlungsbereitschaften für Maßnahmen mit dezidierten Merkmalskombinatio-
nen zu berechnen. Dies wäre zweckmäßig, wenn es darum ginge, Weiterbildungsmaßnahmen den 
Präferenzen der Nachfrager anzupassen. Ob sich die Nachfrager bei der Entscheidung für oder gegen 
eine konkrete Maßnahme rational verhalten, kann so aber nicht überprüft werden. 
39  Außer der Stated-Preference-Methode käme ein experimentelles Vorgehen in Frage. Eine Mög-
lichkeit bestünde darin, eine tatsächliche Weiterbildungsmaßnahme zu versteigern, um die Zahlungs-
bereitschaft unter realistischeren Bedingungen zu erheben. Allerdings ist zu befürchten, dass diese 
Methode bei erhöhtem Aufwand zu ganz ähnlichen Problemen führt. So wäre denkbar, dass Individu-
en durch die plötzliche Kaufsituation ähnlich überfordert sind und unrealistisch niedrige Zahlungsbe-
reitschaften angeben. Zudem wären so nur sehr restriktive Aussagen über eine ganz bestimmte Maß-
nahme möglich. 
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erhoben wird. Das Ausmaß dieser Bereitschaft muss dann mit einer objektiven Schätzung 
des entsprechenden Zeitaufwands für die Suche verglichen werden. 
 
Arbeitspaket II  
 
Im zweiten Arbeitspaket soll die Relevanz der ‚Poaching’-Problematik gemessen werden. 
Bisherige Studien, die den Zusammenhang zwischen der Höhe der betrieblichen Weiterbil-
dungsförderung für Individuen und der Wahrscheinlichkeit für deren Ausscheiden aus dem 
Betrieb testen, erlauben in der Regel keinen Rückschluss auf die Kausalität der Wirkung. 
Zudem liefert eine solche Betrachtung nicht notwendigerweise Informationen über die Rele-
vanz der Poaching-Problematik. Dass ein Arbeitgeber bei einzelnen Beschäftigten auf ihre 
wahrscheinliche Verbleibsdauer im Unternehmen achtet, beweist nicht, dass er den gesam-
ten Umfang der betrieblichen Weiterbildungsinvestitionen auch vom Grad der Exkludierbar-
keit anderer Betriebe abhängig macht. Um dies zu testen, werden Informationen über den 
Grad der Nicht-Exkludierbarkeit und die betrieblichen Weiterbildungsinvestitionen auf Be-
triebsebene benötigt. 
 
Wie stark andere Unternehmen praktisch die Investitionen eines Arbeitgebers nutzen kön-
nen, ist dadurch bestimmt, wie viele Beschäftigte in einer bestimmten Periode den Betrieb 
verlassen, sofern dies nicht auf Personalabbau oder Verrentung zurückzuführen ist. Die Mit-
arbeiterfluktuation ist also ein Maß für den Grad der Nicht-Ausschließbarkeit fremder Betrie-
be von den eigenen Humankapitalinvestitionen.  
 
Eine Voruntersuchung könnte auf Basis des IAB-Betriebspanels durchgeführt werden. Es 
liefert Informationen über die neu eingestellten und ausgeschiedenen Beschäftigten sowie 
über die Anzahl an Beschäftigten, die an Weiterbildungsmaßnahmen teilgenommen haben. 
Genaue Informationen über die Höhe der Weiterbildungsinvestitionen können jedoch nur 
durch eine eigene Betriebsbefragung gewonnen werden. Idealerweise wären die Informatio-
nen nach Belegschaftsgruppenmerkmalen sowie Weiterbildungsarten (Aufstiegsfortbildung 
vs. Anpassungsmaßnahmen) und Durchführungsarten (intern vs. extern, selbstdurchgeführt 
vs. externe Dienstleistung) zu differenzieren. Die Studien von LYNCH/BLACK (1998) und GER-

LACH/JIRJAHN (2001) liefern Hinweise zu Einflussfaktoren auf die vom Arbeitgeber finanzierte 
Weiterbildung und damit auf weitere bei den Unternehmen zu erhebende Merkmale. So ist 
es beispielsweise schwierig, auf Basis des Betriebspanels die Komplexität der Produktions-
technologie abzubilden. Folgende Merkmale werden erhoben: 
 
• Arbeitgebermerkmale 

o Unternehmensgröße, 
o Komplexität der Produktionstechnologie (z.B. Kapitalintensität, Anteil Arbeitskosten 

an den Gesamtkosten, Branchenzugehörigkeit, Anteil der Computerarbeitsplätze) 
o Rechtsform, Art der Finanzierung (EK-Quote) 
o Intensität des Technologiewandels / der Innovativität (z.B. Forschungs- und Ent-

wicklungs-Ausgaben, Patente, neu eingeführte oder wesentlich veränderte Produkte 
oder Dienstleistungen) 

o Wirtschaftliche Situation (z.B. Kapazitätsauslastung, Investitionen, Umsatzwachstum, 
Mitarbeiterwachstum) 
 

• Belegschaftsmerkmale 
o Bildungsniveau (z.B. Anteil tertiärer Bildungsabschlüsse, Anteil der Belegschaft mit 

beruflicher Ausbildung, Anteil An- und Ungelernter) 
o Mitarbeiterstruktur (Anteil der Führungskräfte, Anteil des technischen Personals, An-

teil der Frauen in der Belegschaft, Anteil der Teilzeitbeschäftigten, Anteil Auszubil-
dender) 
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o Gewerkschaftseinfluss (geschätzter Anteil der Gewerkschaftsmitglieder, Personen-
streiktage pro Jahr, Anteil tariflicher bezahlter Mitarbeiter/-innen) 

o Betriebs-/Personalratseinfluss (Existenz, Anzahl an Dienstvereinbarungen pro Jahr) 
 

• Arbeitsorganisation / Unternehmenspolitik 
o Betriebliche Maßnahmen zur Bindung der Beschäftigten (z.B. Anzahl langfristiger 

Verträge, Rückzahlungsklauseln) 
o Existenz von Qualitätsmanagementsystemen 
o Gleitzeit, Job-Sharing, Job-Rotation 
o Lohnniveaus verschiedener Beschäftigtengruppen (z.B. über-/ unterdurchschnittlich 

im Branchenvergleich, Durchschnittslöhne) 
o Gewinnbeteiligung 

 
Mithilfe multivariater ökonometrischer Verfahren sind die Einflüsse dieser Merkmale vom 
interessierenden Effekt der Umschlagshäufigkeit zu trennen. Zum Beispiel können Betriebe 
durch die Steuerung der betrieblichen Rahmenbedingungen das Abwanderungsverhalten 
von Beschäftigten beeinflussen. Rückzahlungsklauseln bieten eine Möglichkeit, das Fluktua-
tionsrisiko zu beeinflussen, die Gefahr des Poaching praktisch zu beseitigen und damit Ex-
ternalitäten selbst zu internalisieren (ALEWELL 1998, LEBER 2000). Auch Langzeitarbeitsver-
träge und das Zahlen überdurchschnittlicher Löhne können Bleibeanreize für die Beschäftig-
ten setzen. Wenn Betriebe von diesen Möglichkeiten Gebrauch machen, werden negative 
Effekte der Umschlagshäufigkeit auf die Weiterbildungsinvestitionen eventuell durch die posi-
tiven Auswirkungen der Unternehmenspolitik überlagert. Durch die Aufnahme einer entspre-
chenden Variablen, welche diese Rahmenbedingungen abbildet (z.B. das Lohnniveau), in 
eine Regressionsgleichung können jedoch beide Effekte voneinander getrennt werden. Die 
Aufnahme von Interaktionstermen bietet zusätzlich die Möglichkeit, die Wirkung des Mitarbei-
terumschlags auf die Weiterbildungsinvestitionen in Abhängigkeit von den betrieblichen 
Rahmenbedingungen zu untersuchen. Auf diese Weise kann auch geprüft werden, ob unter 
dem Einfluss einer hohen Mitarbeiterfluktuation formelle Weiterbildungsmaßnahmen gegen 
informelle Lernformen substitutiert werden. 
 
Geht man von einem kleinen Effekt und von ca. 10 erklärenden Variablen aus, so würde eine 
Nettostichprobe in der Größenordnung von N≈1000 genügen. Für die Befragung werden 
computergestützte Telefoninterviews (CATI) in Betracht gezogen. Angesichts der komplexen 
Thematik wäre zwar eine persönliche Befragung (CAPI) vorzuziehen; diese ist jedoch aus 
Kostengründen nicht realisierbar. Eine schriftliche Befragung erscheint nur dann praktikabel, 
wenn sie eine signifikante Kostenersparnis gegenüber der telefonischen Befragung ver-
spricht. Da aber aufgrund der komplexen Thematik von sehr niedrigen Rücklaufquoten aus-
zugehen ist, würde diese Variante vermutlich kaum wirtschaftlicher, dafür aber anfällig in 
Bezug auf Selektionsprobleme sein. Für das Ziehen einer geeigneten Stichprobe kommt vor 
allem die Nutzung der BA-Betriebsstättendatei in Betracht. Je nach Befragungsdesign und 
damit verbundener erwarteter Ausschöpfungsquote sollte die Bruttostichprobe bei einem 
CATI mindestens 5.000 Betriebe umfassen. Alternativ wird geprüft, ob das Referenz-
Betriebs-System sich für eine entsprechende Befragung eignet und genutzt werden kann. 
 
Ein potenzielles Problem stellt das Herausarbeiten der Kausalität dar. Eine geringe Mitarbei-
terfluktuation könnte ebenso gut Folge wie Ursache eines hohen Weiterbildungsengage-
ments sein. Umgekehrte Ursache-Wirkungs-Beziehungen führen jedoch in ökonometrischen 
Standardverfahren zu einer (nach oben) verzerrten Schätzung der Regressionskoeffizienten. 
Die Methode der Instrumentvariablenschätzung stellt eine Möglichkeit dar, unverzerrte und 
kausal zu interpretierende Effekte zu schätzen (STOCK 2001). Hierbei wird eine dritte Variab-
le – ein Instrument - genutzt, um denjenigen Anteil der Variation in der interessierenden Va-
riablen zu extrahieren, welcher nicht durch den potenziellen umgekehrten Wirkungsmecha-
nismus verursacht wird. Die Herausforderung besteht allerdings darin, eine Variable zu fin-
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den, welche als Instrument geeignet ist. Ein gutes Instrument sollte ausreichend stark mit der 
zu instrumentierenden erklärenden Variablen korrelieren und nach Berücksichtigung aller 
denkbaren relevanten Merkmale nicht mit den unbeobachteten Effekten auf die zu erklären-
de Variable korreliert sein. Im vorliegenden Fall darf es außerdem nicht durch die zu erklä-
rende Variable beeinflusst werden. Beispielsweise wäre es vorstellbar, die Distanz eines 
Betriebes vom nächstgelegenen Ballungsraum als Instrument für die Höhe des Mitarbeiter-
umschlags heranzuziehen, denn es ist anzunehmen, dass beide Merkmale miteinander kor-
reliert sind. Gleichzeitig erscheint es unproblematisch, Einflussfaktoren auf die Weiterbil-
dungsinvestitionen zu messen und explizit in der Schätzung zu berücksichtigen, mit denen 
die Entfernung von Ballungszentren korreliert sein könnte. Darüber hinaus ist aber offen-
sichtlich, dass die Wahl des Standortes bereits im Vorhinein feststeht und nicht mehr kausal 
durch die einzelbetrieblichen Weiterbildungsinvestitionen bestimmt werden kann. Somit wäre 
bei Verwendung dieses Instrumentes eine kausale Interpretation des errechneten Zusam-
menhangs zwischen der Mitarbeiterfluktuation und den Weiterbildungsinvestitionen gewähr-
leistet. Tatsächlich zeigt eine Studie von BRUNELLO/GAMBAROTTO (2004), dass betriebliche 
Weiterbildungsmaßnahmen in dichter besiedelten Gebieten seltener stattfinden. Der Wir-
kungszusammenhang mit einer stärkeren Fluktuation der Belegschaft wird allerdings nur 
vermutet, nicht explizit untersucht. Diese Studie erlaubt somit kein Urteil über den unmittel-
baren Effekt infolge eines höheren Personalumschlags. 
 
Arbeitspaket III 
 
Das dritte Arbeitspaket behandelt Finanzierungskonzepte, die Investitionsanreize für Be-
schäftigte setzen. Mithilfe geeigneter Indikatoren sollen deren Ergebnisevaluationen in einer 
Synopse gegenübergestellt werden. Eine Liste möglicher Vergleichsindikatoren befindet sich 
zurzeit in Entwicklung. Hierzu gehören: 
 
• Ausgestaltung der Modelle (Zahlungsmodalitäten, Förderhöhe, Beratungsleistung, u.a.), 
• die quantitative Umsetzung des Instruments (ausgegebene Gutscheine, errichtete Kon-

ten, Teilnahmefälle, Nutzungsgrad (eingelöste/ausgegebene Gutscheine)), 
• Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung, 
• Zielgruppen, 
• tatsächlich erreichte Personengruppen / Zusammensetzung der Gutscheinnutzer (Dispa-

ritäten), 
• Arten der geförderten Maßnahmen, 
• Kosten, 
• Mitnahmeeffekte, 
• Anstoßeffekte, 
• bürokratischer Aufwand und 
• Kosten/Nutzeneffizienz 
 
Zu den Finanzierungskonzepten, welche die eingangs formulierten Kriterien erfüllen (zweck-
gebundener Zuschuss mit Selbstbeteiligung bei weitgehend freier Wahl der individuellen 
Maßnahme und dem Ziel einer höheren Weiterbildungsbeteiligung) gehören unter anderem 
die Aufstiegsfortbildungsförderung nach dem AFBG, der Bildungsscheck NRW, der Qualifi-
zierungsscheck Hessen sowie die beiden bundesweit eingeführten Instrumente Prämiengut-
schein und Bildungssparen. Hinzu kommen weitere internationale Konzepte, die in den USA, 
Großbritannien, Frankreich, Österreich, Italien, der Schweiz und Belgien zur Erhöhung der 
Teilnahme an überbetrieblich verwertbarer Weiterbildung über Prozesse der Ko-
Finanzierung eingesetzt werden bzw. wurden. Zu prüfen ist in diesem Zusammenhang, in 
welcher Form sich die verschiedenen Finanzierungskonzepte bestmöglich zu einer Synopse 
zusammenfassen lassen, d.h. ob sie vollständig oder zu mehreren idealtypischen Clustern 
verdichtet zusammengetragen werden können. 
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Die Beschreibung und Bewertung der Konzepte erfolgen in erster Linie auf Basis einer aus-
führlichen Literaturanalyse. Darüber hinaus sollen für solche Konzepte bzw. Kategorien in 
der Synopse, für die zum Projektstart noch keine umfassenden Evaluationsstudien vorliegen, 
ergänzende Experteninterviews durchgeführt werden. Letztere müssen idealerweise die an 
den Instrumenten beteiligten Personen und Institutionen (Teilnehmer/-innen, Betriebe, Wei-
terbildungsanbieter, Beratungsstellen, Mitarbeiter/-innen der zuständigen Ministerien sowie 
Wissenschaftler/-innen) vollständig abdecken. 
 
Die Notwendigkeit ergänzender Expertengespräche wird sich zum einen voraussichtlich für 
solche Instrumente ergeben, welche erst kürzlich implementiert und daher noch nicht evalu-
iert wurden, wie z.B. der Qualifizierungsscheck Hessen sowie der Prämiengutschein. Zum 
anderen sind Instrumente betroffen, die im Hinblick auf die vorliegende Fragestellung noch 
keine besondere wissenschaftliche Beachtung erfahren haben, wie z.B. das Meister-Bafög. 
 
Arbeitspaket IV 
 
Das Arbeitspaket IV beschäftigt sich mit Formen der überbetrieblichen Zusammenarbeit zum 
Zwecke der Finanzierung beruflicher Weiterbildung. Im Mittelpunkt der Betrachtung steht 
dabei die tarifliche Weiterbildungspolitik als wesentliche Ausgestaltungsform von überbe-
trieblicher Zusammenarbeit. 
 
HALL/SOSKICE (2001) trennen in ihrer Analyse der „Varieties of Capitalism“ zwischen „Liberal 
Market Economies“ (LMEs) und „Coordinated Market Economies“ (CMEs). Diese beiden 
Spielarten des Kapitalismus unterscheiden sich vor allem hinsichtlich der institutionellen Ein-
bettung von Qualifikationsprozessen und „skill formation regimes“. In LMEs steht die Vermitt-
lung von generellen Fertigkeiten im Vordergrund („general skill system“), da liberalisierte Ar-
beitsmärkte, ein schlanker Sozialstaat und fragmentierte industrielle Beziehungen eine hohe 
Fluktuation der Arbeitskräfte zur Folge haben. CMEs haben eine Stärke in der Bereitstellung 
von spezifischen Fertigkeiten („specific skill system“), bei deren Vermittlung der beruflichen 
Bildung eine besondere Bedeutung beigemessen wird. Hier ist die Institutionalisierung von 
vertraglichen Vereinbarungen zwischen Staat und Sozialpartnern zentral.  
 
Demzufolge sind für die vorliegende Untersuchung insbesondere die Regelungen in CMEs 
von Interesse. Für den Ländervergleich wurden Deutschland und die Niederlande ausge-
wählt, weil sich die Koordination in gesellschaftlichen Teilfeldern in beiden Ländern weitge-
hend unterscheidet. So findet z.B. eine tarifliche Zusammenarbeit der Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände in Deutschland vor allem im Bereich der beruflichen Ausbildung, jedoch 
kaum in der beruflichen Weiterbildung statt. In den Niederlanden hingegen wird auf beiden 
Teilfeldern der beruflichen Bildung tariflich zusammengearbeitet. 
 
Für beide Länder sind folgende Überlegungen wichtig: Grundsätzlich sind die Beziehungen 
und Aushandlungsprozesse der Mikroebene (zwischen Unternehmensleitungen und Be-
triebsvertretungen), der Mesoebene (zwischen sektoral organisierten Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerorganisationen) sowie der Makroebene (zwischen den Sozialpartnern und den für 
sie wichtigen staatlichen Instanzen) zu unterscheiden (STREECK 1987). Auf letzterer Ebene 
übernimmt der Staat regulative Funktionen, indem er den industriellen Beziehungen einen 
gesetzlichen Rahmen setzt (z.B. durch das Betriebsverfassungsgesetz, das Tarifvertragsge-
setz, das Mitbestimmungsgesetz und die Allgemeinverbindlichkeitserklärungen von Tarifver-
trägen). Das niederländische System der industriellen Beziehungen ist korporativistischer 
angelegt als das Deutsche. Letzteres wird als „duales System" der Interessenvertretung be-
zeichnet, weil die Arbeitnehmerinteressen einerseits durch den Personalrat/Betriebsrat und 
andererseits durch die Gewerkschaften über den Tarifvertrag vertreten werden, wobei im 
Gegensatz zu den Niederlanden eine strikte Trennung der Kompetenzen herrscht. Eine 
wichtige Ausgangsfrage ist es, auf welcher Ebene eine tarifliche Weiterbildungspolitik in den 
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beiden Ländern bereits implementiert worden ist bzw. implementiert werden kann und wie 
sich die (Nicht-)Existenz von tariflichen Kooperationen auf die (Ko-)Finanzierung der betrieb-
lichen Weiterbildung in und zwischen Unternehmen auswirkt. 
 
Am Anfang der Arbeiten steht eine Literaturrecherche, in der die theoretischen Ansätze zum 
Zusammenhang zwischen dem System der industriellen Beziehungen (Struktur der Bezie-
hungen zwischen Staat und Sozialpartnern) und der tariflichen Weiterbildungspolitik aufge-
arbeitet werden sollen. Im Allgemeinen wird davon ausgegangen, dass, im Unterschied zu 
tariflichen Lohnverhandlungen, die tariflichen Verhandlungen über berufliche Aus- und Wei-
terbildung für Unternehmen und Beschäftigte tendenziell eine WIN-WIN Situation darstellen 
(STREECK 1987). Eine Kooperation der Sozialpartner und möglicherweise darüber hinaus 
tarifliche Vereinbarungen über Finanzierungs/Ko-Finanzierungsmodi erscheinen daher 
„leichter“ als im Bereich der Lohnverhandlungen. Es wird angestrebt, mit wichtigen Vertretern 
und Vertreterinnen der Institutionalismusdebatte Hintergrundgespräche zu führen. Ein Be-
richt über das Verhältnis der Systeme industrieller Beziehungen und der tariflichen Weiterbil-
dungspolitik in beiden Ländern schließt die Literaturarbeit ab. 
 
Tarifliche Weiterbildungspolitik sowie deren Finanzierung/Ko-Finanzierung bilden weiterhin 
einen weißen Flecken auf der Wissenschaftslandkarte. Sowohl die nationale (BISPINCK 2000, 
BUSSE/SEIFERT 2009) als auch die internationale (CEDEFOP 2008, ILO 2009, GIACCONE 
2009) Diskussion konzentrieren sich überwiegend auf die Zusammenstellung verschiedener 
Tarifverträge. Systematische Abhandlungen (z.B. STREECK 1987, BUSEMEYER 2009a/2009b) 
sind dagegen äußerst selten. Daher sollen in einer sich an die Literaturarbeit anschließenden 
empirischen Analyse zunächst die bestehenden Regelungen und Rahmenbedingungen der 
tariflichen Weiterbildungspolitik in Deutschland und den Niederlanden untersucht werden. 
Hierzu dienen einerseits Hintergrundgespräche mit wissenschaftlichen Experten und Exper-
tinnen aus beiden Ländern. Zu erörtern sind die jeweiligen sozio-ökonomischen Rahmenbe-
dingungen, die branchenspezifischen Strukturen der Tarifverhandlungen sowie der Stellen-
wert der betrieblichen Weiterbildung (u.a. anhand der Ergebnisse der europäischen Weiter-
bildungserhebungen CVTS). Andererseits soll eine synoptische Zusammenstellung der nati-
onalen, sektoralen und unternehmensbasierten Tarifverträge, die Weiterbildungsvereinba-
rungen enthalten, vorgenommen werden.  
 
Zusätzliche Hintergrundgespräche mit Akteuren aus den ausgewählten Wirtschaftszweigen – 
dem Baugewerbe, der Textil- sowie der Elektro- und Metallindustrie – sind geplant, um die 
Genese und Implementierung der sektoralen Weiterbildungspolitik und Fragen der Finanzie-
rung/Ko-Finanzierung betrieblicher Weiterbildung zu vertiefen. Als Gesprächspartner sind 
Vertreter/-innen der sektoralen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, Vertreter/-
innen der sektoralen Branchenfonds in den Niederlanden und deutsche Vertreter/-innen der 
sektoralen Agenturen, welche die Qualifizierungstarifverträge begleiten bzw. implementieren, 
vorgesehen.  
 
Literaturrecherche, empirische Analyse und Expertengespräche auf der Branchenebene die-
nen darüber hinaus der Entwicklung von Leitfäden für die innerhalb der Fallstudien durchzu-
führenden Leitfadeninterviews. In den Fallstudien sollen die nachfolgenden Fragen näher 
untersucht werden: Wie wird die Finanzierung/Ko-Finanzierung tariflicher Weiterbildungspoli-
tik in den zu untersuchenden Wirtschaftszweigen generiert (z.B. durch tarifliche Fondslösun-
gen) und welche Erfahrungen haben die Unternehmen damit? Wie findet die Allokation der 
verfügbaren Budgets statt (Allokation zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten mittels Vou-
chersysteme, durch finanzielle Unterstützung von individuellen Ansparregelungen, etc.) und 
wie implementieren Unternehmen dies? Können bestimmte Formen tariflicher Finanzie-
rung/Ko-Finanzierung durch Poaching verursachte Unterinvestitionsprobleme in der betrieb-
lichen Weiterbildung überwinden? Die Gespräche sollen mithilfe von leitfadengestützten In-
terviews geführt werden. Hierbei steht nicht der explorative Erkenntnisgewinn, sondern die 
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Vergleichbarkeit der erhobenen Aussagen im Vordergrund. Dazu soll in beiden Ländern ein 
identischer Leitfaden genutzt werden. Geplant sind für jedes Land Leitfadeninterviews mit 
Vertretern und Vertreterinnen aus jeweils 5-10 Unternehmen des Baugewerbes, der Textilin-
dustrie sowie der Metall- und Elektroindustrie. Die Gespräche sollen jeweils auf der Lei-
tungsebene (Unternehmens-/Personal-/Weiterbildungsleitung), auf der Ebene der Arbeit-
nehmervertretung (Betriebsrat, sofern vorhanden) sowie auf der Ebene der Mitarbeiter/-innen 
geführt werden. Die zu befragenden Unternehmen sollen möglichst aus verschiedenen Be-
triebsgrößenklassen (kleine, mittlere, große Unternehmen) ausgewählt werden. Von beson-
derem Interesse ist nämlich, ob kleine und mittelgroße Unternehmen (KMU) von der tarifli-
chen Weiterbildungspolitik profitieren (können). Weiterhin ist angestrebt, zwei Unternehmen 
auszuwählen, die über die jeweiligen Landesgrenzen hinweg bilaterale Beziehungen haben 
(z.B. Niederlassungen eines internationalen Unternehmens).  
 
Basierend auf dem Vergleich der tariflichen Weiterbildungspolitik in den Ländern sollen ab-
schließend Empfehlungen für die Akteure im System der industriellen Beziehungen (Staat, 
Arbeitgeber- sowie Arbeitnehmerorganisationen) formuliert werden. 
 
 
Dienstleistungen Dritter 
Die für die quantitativen Analysen notwendigen Befragungen sollen an externe Dienstleister 
vergeben werden. Die Entwicklung des Erhebungsinstruments erfolgt dann jeweils in enger 
Abstimmung mit den Auftragnehmern. Diese führen außerdem die gesamte Datenerhebung 
sowie Plausibilitätskontrollen durch. Auch für die Unterstützungsleistungen bei den qualitati-
ven Analysen (Expertengespräche und Leitfadeninterviews) im Arbeitspaket IV werden Auf-
träge an Dritte vergeben. 
 
 
4. Projekt- und Meilensteinplanung 
 

Nr. Meilenstein (MS) Termin  

MS 1 Projektziele formuliert/Projektplan erstellt 01.01.2010 

MS 2 Projektstart 01.01.2010 

MS 3 Vergabe Feldarbeiten abgeschlossen 30.06.2010 

MS 4 Erhebungsinstrumente liegen vor 30.09.2010 

MS 5 Pretests abgeschlossen 30.09.2010 

MS 6 Expertengespräche abgeschlossen 31.12.2010 

MS 7 Leitfäden liegen vor 31.12.2010 

MS 8 Feldarbeit abgeschlossen 31.03.2011 

MS 9 Daten und Methodenberichte erhalten 31.03.2011 

MS 10 Zwischenbericht erstellt 31.03.2011 

MS 11 Literaturrecherche abgeschlossen 30.09.2011 

MS 12 Leitfadeninterviews abgeschlossen 30.09.2011 

MS 13 Qualitative Auswertungen abgeschlossen 30.09.2011 

MS 14 Quantitative Auswertungen abgeschlossen 30.09.2011 

MS 15 Abschlussbericht erstellt 31.12.2011 
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Projektplan 
 

Vorgang* 2009 2010 2011 

Projektvorlauf 2009 – Planung / Skizze          

Quantitative Analysen (Arbeitspakete I + III)          

Ausschreibung / Vergabe Feldarbeiten          

Entwicklung Erhebungsinstrumente          

Pretests          

Durchführung Feldarbeit          

Plausibilitätstests / Methodenberichte          

Auswertungen          

Qualitative Analysen (Arbeitspakete II + IV)          

Literaturrecherche          

Expertengespräche / Entwicklung Leitfäden           

Leitfadeninterviews          

Auswertungen          

Wissenstransfer          

Zwischenbericht          

Erstellung mind. eines referierten Beitrags          

Abschlussbericht          
 
* Das Ende der jeweiligen Vorgänge entspricht den Meilensteinen aus der vorangehenden Tabelle. 
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Anhang 

Übersicht über laufende Forschungsprojekte 
 
Forschungsprojekte im Bereich der Eigenforschung 
 
 
Schwer  
punkt 

Nr. Titel 40 Sprecher/Sprecherin 
Zeitrahmen 
von  bis 

1 

2.1.205 Betriebliche Personalbedarfs-
deckung im Fachkräftebereich 
wachsender Beschäftigungs-
felder 

Herman Herget 
Bettina Trappmann-
Webers 

III-07 II-10 

2 
2.2.301 Die Situation des ausbildenden 

Personals in der betrieblichen 
Bildung 

Anke Bahl I-09 IV-11 

2 

4.2.202 Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede kaufmännisch-
betriebswirtschaftlicher Aus- 
und Fortbildungsberufe 

Rainer Brötz II-09 IV-12 

3 
2.3.201 Kompetenzentwicklung in be-

fristeten Beschäftigungsver-
hältnissen 

Dr. Gesa Münchhau-
sen 

III-07 IV-10 

3 

2.3.202 Auswirkungen der neuen ge-
stuften Studiengänge auf die 
Abschlüsse in der beruflichen 
Aus- und Fortbildung 

Dr. Peter Bott II-09 IV-11 

3 
3.3.201 Personenbezogene (Weiter-) 

Bildungsberatung im Fernler-
nen 

Horst Mirbach,  
Angela Fogolin 

I-09 II-11 

3 

4.3.301 Anerkennung beruflicher Kom-
petenzen am Beispiel der Zu-
lassung zur Abschlussprüfung 
im Rahmen der Externenrege-
lung 

Daniel Schreiber III-09 II-11 

4 
2.4.202 Ausbildungschancen von Ju-

gendlichen mit Migrationshin-
tergrund 

Dr. Mona Granato IV-08 II-11 

4 

3.4.301 Anforderungen an die Professi-
onalität des Bildungspersonals 
im Übergang von der Schule in 
die Arbeitswelt 

Dr. Ursula Bylinski I-09 II-11 

4 
3.4.302 Berufsorientierung junger 

Frauen im Wandel 
Angelika Puhlmann II-09 IV-10 

 

                                                
40 Bei weiteren Informationen zu den Forschungsprojekten folgen Sie bitte dem Link im Titel 
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Schwer  
punkt 

Nr. Titel 41 Sprecher/Sprecherin 
Zeitrahmen 
von  bis 

5 

1.5.202 Rekrutierung auf der mittleren 
Qualifikationsebene - Fallstu-
dien aus Deutschland, England 
und der Schweiz 

Ute Hippach-Schneider II-08 II-10 

5 
1.5.203 Credit-Systeme als Instrumente 

zur Förderung des lebensbe-
gleitenden Lernens 

Dr. Christiane Eber-
hardt 

I-09 II-11 

5 

1.5.302 Betriebliche Rekrutierung und 
Karriereentwicklung von Be-
rufsanfängern als Indikator für 
die Leistungsfähigkeit von Bil-
dungssystemen 

Dr. Philipp Grollmann I-09 III-10 

 
 
 

                                                
41 Bei weiteren Informationen zu den Forschungsprojekten folgen Sie bitte dem Link im Titel 
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Forschungsprojekte im Bereich der Auftragsforschung  
 
 
Schwer  
punkt 

Nr. Titel Sprecher 
Von 
bis 

Bemer- 
kungen 

1 1.0.001 

Jährliche Untersuchungen 
zur Vorbereitung des Be-
rufsbildungsberichts seit 
1993; Regionalanalysen 

Michael Friedrich I-93 BMBF 

1 1.0.004 
Jährliche Auswertungen für 
die Aus- und Weiterbildung 
in Betrieben seit 1994 

Klaus Schöngen II-94  

1 

2.2.101 BIBB/BAuA - Erwerbstäti-
genbefragung 2006 Arbeit im 
Wandel, Erwerb und Verwer-
tung beruflicher Qualifikatio-
nen 

Anja Hall I-05 
bis 
IV-09 

finanziert 
mit zusätzli-
chen Mitteln 
des BMBF, 
teilweise 
BAuA 

 
 
 
Forschungsprojekte im Bereich der Drittmittelforsch ung 
 
Schwer  
punkt 

Nr. Titel Sprecher 
Von 
bis 

Bemer- 
kungen 

1 

2.1.301 Studien zum deutschen 
Innovationssystem vormals: 
"Berichte zur technologi-
schen Leistungsfähigkeit" 

Dr. Robert Helmrich I-09 
bis  
I-10 

EFI-Kom-
mission 

 
 
 
 


